
 

RR\1111015DE.docx  PE587.429v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

Europäisches Parlament 
2014-2019  

 

Plenarsitzungsdokument 
 

A8-0355/2016 

28.11.2016 

BERICHT 

über den Jahresbericht 2015 über die Menschenrechte und die Demokratie in 

der Welt und die Politik der Europäischen Union in diesem Bereich 

(2016/2219(INI)) 

Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 

Berichterstatter: Josef Weidenholzer 

 



 

PE587.429v02-00 2/112 RR\1111015DE.docx 

DE 

 

PR_INI 

INHALT 

Seite 

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS ............ 3 

STELLUNGNAHME DES ENTWICKLUNGSAUSSCHUSSES ......................................... 55 

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR DIE RECHTE DER FRAU UND DIE 

GLEICHSTELLUNG DER GESCHLECHTER ..................................................................... 60 

ANLAGE I ............................................................................................................................... 73 

ANLAGE II ............................................................................................................................ 109 

ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM FEDERFÜHRENDEN AUSSCHUSS.. 112 

 

 

 



 

RR\1111015DE.docx 3/112 PE587.429v02-00 

 DE 

ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

zu dem Jahresbericht 2015 über die Menschenrechte und die Demokratie in der Welt 

und die Politik der Europäischen Union in diesem Bereich 

(2016/2219(INI)) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf die seit dem 24. Oktober 1945 geltende Charta der Vereinten 

Nationen, 

– unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) und andere 

Menschenrechtsverträge und -instrumente der Vereinten Nationen (VN), insbesondere 

den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und den Pakt über 

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, die am 16. Dezember 1966 in New York 

verabschiedet wurden, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen, das die EU unterzeichnet hat, und auf alle anderen 

wesentlichen internationalen Menschenrechtsübereinkommen, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 

Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom 18. Dezember 19791, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des 

Kindes und auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 27. November 

2014 zum 25.Jahrestag des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte 

des Kindes2, 

– unter Hinweis auf die Internationale Konvention vom 18. Dezember 19903zum Schutz 

der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen, 

– unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen über das Recht auf 

Entwicklung4, 

– unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen 

Völker und das Ergebnisdokument der Plenartagung der Generalversammlung auf hoher 

Ebene mit der Bezeichnung „Weltkonferenz über indigene Völker“5, 

– unter Hinweis auf die am 25. Juni 1993 angenommene Erklärung und das 

Aktionsprogramm von Wien6, 

                                                 
1 https://www.frauenrechtskonvention.de/uebereinkommen-zur-beseitigung-jeder-form-von-

diskriminierung-der-frau-cedaw-2234/ 
2 Angenommene Texte, P8_TA(2014)0070. 
3  http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-

Dateien/Pakte_Konventionen/ICRMW/icrmw_de.pdf 
4 A/RES/41/128. 
5 http://www.un.org/depts/german/gv-69/band1/ar69002.pdf 
6 http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/Vienna.aspx. 

https://www.frauenrechtskonvention.de/uebereinkommen-zur-beseitigung-jeder-form-von-diskriminierung-der-frau-cedaw-2234/
https://www.frauenrechtskonvention.de/uebereinkommen-zur-beseitigung-jeder-form-von-diskriminierung-der-frau-cedaw-2234/
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICRMW/icrmw_de.pdf
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Pakte_Konventionen/ICRMW/icrmw_de.pdf
http://www.un.org/depts/german/gv-69/band1/ar69002.pdf
http://www.ohchr.org/EN/ProfessionalInterest/Pages/Vienna.aspx.
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– unter Hinweis auf die Erklärung und Aktionsplattform von Peking von 19951 und das 

Aktionsprogramm der Internationalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung 

(ICPD) von 19942 sowie die Ergebnisse der entsprechenden Überprüfungskonferenzen, 

– unter Hinweis auf die Pariser Prinzipien der Vereinten Nationen zu nationalen 

Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrechte3, 

– unter Hinweis auf die Charta der Grundrechte der Europäischen Union, 

– unter Hinweis auf Artikel 25 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union zu 

den Rechten älterer Menschen, 

– unter Hinweis auf die Europäische Menschenrechtskonvention, 

– gestützt auf die Artikel 2, 3, 8, 21 und 23 des Vertrags über die Europäische Union 

(EUV), 

– unter Hinweis auf Artikel 207 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEUV), 

– unter Hinweis auf die Veröffentlichung der Hohen Vertreterin der Union für Außen- 

und Sicherheitspolitik vom 28. Juni 2016 mit dem Titel „Gemeinsame Vision, 

gemeinsames Handeln: ein stärkeres Europa – eine Globale Strategie für die Außen- 

und Sicherheitspolitik der Europäischen Union“4, 

– unter Hinweis auf den Strategischen Rahmen und den Aktionsplan der EU für 

Menschenrechte und Demokratie, die der Rat (Auswärtige Angelegenheiten) am 

25. Juni 2012 angenommen hat5, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates (Auswärtige Angelegenheiten) vom 

8. Dezember 2009 zu der Förderung der Einhaltung des humanitären Völkerrechts6 und 

auf die aktualisierten EU-Leitlinien zur Förderung der Einhaltung des humanitären 

Völkerrechts7, 

– unter Hinweis auf den Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie (2015-2019), 

den der Rat am 20. Juli 2015 angenommen hat8, 

– unter Hinweis auf die EU-Menschenrechtsleitlinien, 

– unter Hinweis auf die Leitlinien der EU zur Förderung und zum Schutz der Religions- 

und Weltanschauungsfreiheit9, 

                                                 
1 http://www.un.org/womenwatch/daw/beijing/pdf/BDPfA%20E.pdf. 
2 http://www.unfpa.org/sites/default/files/pub-pdf/programme_of_action_Web%20ENGLISH.pdf. 
3 http://www.ohchr.org/Documents/Publications/PTS-4Rev1-NHRI_en.pdf. 
4 https://europa.eu/globalstrategy/en/global-strategy-foreign-and-security-policy-european-union. 
5 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11855-2012-INIT/de/pdf 
6 https://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/111817.pdf. 
7 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52006XG0622(01) 
8 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10897-2015-INIT/de/pdf 
9 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/dE/TXT/?uri=CELEX%3A52013IP0279 

http://www.un.org/womenwatch/daw/beijing/pdf/BDPfA%20E.pdf
http://www.unfpa.org/sites/default/files/pub-pdf/programme_of_action_Web%20ENGLISH.pdf
http://www.ohchr.org/Documents/Publications/PTS-4Rev1-NHRI_en.pdf.
https://europa.eu/globalstrategy/en/global-strategy-foreign-and-security-policy-european-union
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-11855-2012-INIT/de/pdf
https://www.consilium.europa.eu/uedocs/cmsUpload/111817.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52006XG0622(01)
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10897-2015-INIT/de/pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/dE/TXT/?uri=CELEX%3A52013IP0279
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– unter Hinweis auf die Leitlinien des Rates für die Förderung und den Schutz der 

Ausübung aller Menschenrechte durch LGBTI (lesbische, schwule, bi-, trans- und 

intersexuelle Personen)1, die vom Rat am 24. Juni 2013 angenommen wurden, 

– unter Hinweis auf die Leitlinien für die interparlamentarischen Delegationen des 

Europäischen Parlaments zur Förderung der Menschenrechte und der Demokratie bei 

ihren Besuchen außerhalb der Europäischen Union2, 

– unter Hinweis auf den EU-Jahresbericht 2015 über Menschenrechte und Demokratie in 

der Welt, der vom Rat am 20. Juni 2016 angenommen wurde3, 

– unter Hinweis auf den EU-Aktionsplan für die Gleichstellung der Geschlechter und 

Stärkung der Rolle von Frauen – Veränderung des Lebens von Mädchen und Frauen 

mithilfe der EU-Außenbeziehungen (2016–2020) (GAP II), der am 26. Oktober 2015 

vom Rat angenommen wurde4, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 16. Juni 2016 zur 

Gleichstellung von LGBTI5 und die Liste von Maßnahmen zur Förderung der 

Gleichstellung von LGBTI (2016–2019)6, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 26. Mai 2015 zu 

Gleichstellungsfragen in der Entwicklungspolitik7, 

– unter Hinweis auf die Europäische Migrationsagenda vom 13. Mai 20158und die 

Schlussfolgerungen des Rates vom 20. Juli 20159, 14. September 201510 und 

22. September 201511 zum Thema Migration, 

– unter Hinweis auf den Beschluss 2015/260 des Rates vom 17. Februar 2015 zur 

Verlängerung des Mandats des Sonderbeauftragten der Europäischen Union für 

Menschenrechte12, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 5. Dezember 2014 zur 

Förderung und zum Schutz der Rechte des Kindes13, 

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Rates vom 14. Mai 2012 mit dem Titel 

„Für eine EU-Entwicklungspolitik mit größerer Wirkung: eine Agenda für den 

                                                 
1 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/foraff/137584.pdf. 
2 http://www.europarl.europa.eu/document/activities/cont/201203/20120329ATT42170/20120329ATT42170EN.pdf. 
3 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10255-2016-INIT/de/pdf 
4 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13201-2015-INIT/de/pdf 
5  http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/06/16-epsco-conclusions-lgbti-equality/ 
6 http://ec.europa.eu/justice/discrimination/files/lgbti_actionlist_en.pdf. 
7 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9242-2015-INIT/de/pdf 
8 http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-

information/docs/communication_on_the_european_agenda_on_migration_de.pdf 
9 2ahttp://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2015/07/20-fac-migration-conclusions/ 
10 3ahttp://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12002-2015-REV-1/de/pdf 
11 4ahttp://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12098-2015-INIT/de/pdf 
12 http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32015D0260&from=EN 
13 http://register.consilium.europa.eu/doc/srv?l=DE&f=ST%2015559%202014%20INIT 

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/en/foraff/137584.pdf
http://www.europarl.europa.eu/document/activities/cont/201203/20120329ATT42170/20120329ATT42170EN.pdf.
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10255-2016-INIT/de/pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13201-2015-INIT/de/pdf
http://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/06/16-epsco-conclusions-lgbti-equality/
http://ec.europa.eu/justice/discrimination/files/lgbti_actionlist_en.pdf.
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-9242-2015-INIT/de/pdf
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/docs/communication_on_the_european_agenda_on_migration_de.pdf
http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-migration/background-information/docs/communication_on_the_european_agenda_on_migration_de.pdf
file://tradstudiopproj/PPROJ_WF$/WF_DE/projects/FdR/1111/1111015/de-DE/2ahttp:/www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2015/07/20-fac-migration-conclusions/
file://tradstudiopproj/PPROJ_WF$/WF_DE/projects/FdR/1111/1111015/de-DE/3ahttp:/data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12002-2015-REV-1/de/pdf
file://tradstudiopproj/PPROJ_WF$/WF_DE/projects/FdR/1111/1111015/de-DE/4ahttp:/data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12098-2015-INIT/de/pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32015D0260&from=EN
http://register.consilium.europa.eu/doc/srv?l=DE&f=ST%2015559%202014%20INIT
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Wandel“1, 

– unter Hinweis auf die überarbeiteten Indikatoren der EU für den umfassenden Ansatz 

für die Umsetzung der Resolutionen 1325 und 1820 des Sicherheitsrates der Vereinten 

Nationen betreffend Frauen, Frieden und Sicherheit durch die EU, die am 

20. September 2016 vom Rat angenommen wurden2, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen von Istanbul des Europarates vom 11. Mai 2011 

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt3, 

– unter Hinweis auf den Beschluss 2011/168/GASP des Rates vom 21. März 2011 über 

den Internationalen Strafgerichtshof und zur Aufhebung des Gemeinsamen 

Standpunktes 2003/444/GASP4, 

– unter Hinweis auf die gemeinsame Mitteilung der Kommission und der VP/HV über die 

Überprüfung der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP)5, 

– unter Hinweis auf den Aktionsplan von Valletta vom 11. und 12. November 20156, 

– unter Hinweis auf die Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 

13. Oktober 2015 zur Verbesserung der Durchführung des Grundlagentexts zur Agenda 

für Frauen und Frieden und Sicherheit7, 

– unter Hinweis auf die Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen vom 

19. Juni 2008 zum Thema sexuelle Gewalt als Kriegsverbrechen8, 

– unter Hinweis auf die am 31. Oktober 2000 vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen 

angenommene Resolution 1325 zu Frauen und Frieden und Sicherheit9, 

– unter Hinweis auf die Resolution der Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 

18. Dezember 2014 zum Schutz von Migranten10, 

– unter Hinweis auf seine Dringlichkeitsentschließungen zu Fällen von 

Menschenrechtsverletzungen und Verstößen gegen Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. September 2016 zu dem Thema „Der 

Treuhandfonds der Europäischen Union für Afrika: die Auswirkungen auf Entwicklung 

                                                 
1 http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/130243.pdf. 
2 http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12525-2016-INIT/de/pdf 
3 

https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=0900001

68008482e. 
4  http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:076:0056:0058:dE:PDF 
5 http://eeas.europa.eu/enp/documents/2015/151118_joint-communication_review-of-the-enp_de.pdf  
6 http://www.consilium.europa.eu/en/meetings/international-summit/2015/11/action_plan_en_pdf/.  
7 http://www.un.org/depts/german/sr/sr_15/sr2242.pdf 
8 http://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-

CF6E4FF96FF9%7D/CAC%20S%20RES%201820.pdf. 
9 http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/RES/1325(2000). 
10 http://www.un.org/Depts/german/gv-69/band1/ar69167.pdf 

http://www.consilium.europa.eu/uedocs/cms_data/docs/pressdata/EN/foraff/130243.pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12525-2016-INIT/de/pdf
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168008482e.
https://rm.coe.int/CoERMPublicCommonSearchServices/DisplayDCTMContent?documentId=090000168008482e.
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2011:076:0056:0058:dE:PDF
http://eeas.europa.eu/enp/documents/2015/151118_joint-communication_review-of-the-enp_de.pdf
http://www.consilium.europa.eu/en/meetings/international-summit/2015/11/action_plan_en_pdf/
http://www.un.org/depts/german/sr/sr_15/sr2242.pdf
http://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-CF6E4FF96FF9%7D/CAC%20S%20RES%201820.pdf
http://www.securitycouncilreport.org/atf/cf/%7B65BFCF9B-6D27-4E9C-8CD3-CF6E4FF96FF9%7D/CAC%20S%20RES%201820.pdf
http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/RES/1325(2000)
http://www.un.org/Depts/german/gv-69/band1/ar69167.pdf
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und humanitäre Hilfe“1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Juli 2016 zur Bekämpfung des 

Menschenhandels in den Außenbeziehungen der EU2, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 28. April 2016 zum Thema „Anschläge auf 

Krankenhäuser und Schulen als Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht“3, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. April 2016 zur Lage im Mittelmeerraum 

und zur Notwendigkeit eines ganzheitlichen Ansatzes der EU für Migration4, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 4. Februar 2016 zu dem vom sogenannten 

Islamischen Staat verübten systematischen Massenmord an religiösen Minderheiten5, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Dezember 2015 zum Jahresbericht über 

Menschenrechte und Demokratie in der Welt 2014 und die Politik der Europäischen 

Union in diesem Bereich6, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. September 2015 zum Thema 

„Migration und Flüchtlinge in Europa“7, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Oktober 2015 zur Erneuerung des EU-

Aktionsplans zur Gleichstellung der Geschlechter und Machtgleichstellung der Frauen 

in der Entwicklungszusammenarbeit8, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. Oktober 2015 zur Todesstrafe9, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. September 2015 zum Thema 

„Menschenrechte und Technologie: die Auswirkungen von Systemen zur Ausspähung 

und Überwachung auf die Menschenrechte in Drittstaaten“10, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. März 2015 zu dem Jahresbericht der 

Hohen Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik an das 

Europäische Parlament11, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. März 2015 zu den Prioritäten der EU 

für den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen im Jahr 201512, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 18. September 2014 zur Lage im Irak und 

                                                 
1 Angenommene Texte, P8_TA(2016)0337. 
2 Angenommene Texte, P8_TA(2016)0300. 
3 Angenommene Texte, P8_TA(2016)0201. 
4 Angenommene Texte, P8_TA(2016)0102. 
5  Angenommene Texte, P8_TA(2016)0051. 
6 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0470. 
7 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0317. 
8 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0350. 
9 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0348. 
10 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0288. 
11 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0075. 
12 Angenommene Texte, P8_TA(2015)0079. 
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in Syrien sowie zur IS-Offensive, einschließlich der Verfolgung von Minderheiten1, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 27. Februar 2014 zum Einsatz von 

bewaffneten Drohnen2, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Oktober 2013 zu Diskriminierung 

aufgrund der Kastenzugehörigkeit3 und den Bericht der Sonderberichterstatterin der 

Vereinten Nationen für Minderheitenfragen vom 28. Januar 2016 zum Thema 

Minderheiten und Diskriminierung aufgrund der Kastenzugehörigkeit4, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Juni 2013 zur Presse- und 

Medienfreiheit in der Welt5, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 11. Dezember 2012 zu einer digitalen 

Freiheitsstrategie in der Außenpolitik der EU6, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. November 2011 zum Thema 

„Unterstützung der Europäischen Union für den IStGH: Bewältigung der 

Herausforderungen und Überwindung der Schwierigkeiten”7, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juli 2011 zu den außenpolitischen 

Maßnahmen der EU zur Förderung der Demokratisierung8, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 17. Juni 2010 zu den Maßnahmen der EU 

zugunsten von Menschenrechtsverteidigern9, 

– unter Hinweis auf die Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und 

Menschenrechte zur Umsetzung des Rahmenprogramms „Protect, Respect and 

Remedy“ (Schutz, Achtung und Abhilfe) der Vereinten Nationen, die vom 

Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen in seiner Resolution 17/4 vom 6. Juli 2011 

gebilligt wurden10, 

– unter Hinweis auf den Jahresbericht 2015 des Europäischen Fonds für Demokratie11, 

– gestützt auf Artikel 52 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf den Bericht des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten sowie 

die Stellungnahmen des Entwicklungsausschusses und des Ausschusses für die Rechte 

                                                 
1 Angenommene Texte, P8_TA(2014)0027. 
2 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0172. 
3 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0420. 
4

 http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/RegularSessions/Session31/Documents/A_HRC_31_56_en.

doc. 
5 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0274. 
6 Angenommene Texte, P7_TA(2012)0470. 
7 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0507. 
8 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0334. 
9 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0226. 
10 A/HRC/RES/17/4. 
11 https://www.democracyendowment.eu/annual-report/. 

http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/RegularSessions/Session31/Documents/A_HRC_31_56_en.doc.
http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/HRC/RegularSessions/Session31/Documents/A_HRC_31_56_en.doc.
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der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (A8-0355/2016), 

A. in der Erwägung, dass die Europäische Union gemäß Artikel 21 EUV zu einer 

Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) verpflichtet ist, die sich von den 

Grundsätzen leiten lässt, die für ihre eigene Entstehung maßgebend waren und denen sie 

auch weltweit zu stärkerer Geltung verhelfen will, nämlich der Demokratie, der 

Rechtsstaatlichkeit, der universellen Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte 

und Grundfreiheiten, der Achtung der Menschenwürde, den Grundsätzen der Gleichheit 

und der Solidarität sowie der Achtung der Grundsätze der Charta der Vereinten 

Nationen und des Völkerrechts; 

B. in der Erwägung, dass nach Artikel 207 AEUV die Handelspolitik der EU im Rahmen 

der Grundsätze und Ziele des auswärtigen Handelns der EU gestaltet wird; 

C. in der Erwägung, dass es in Artikel 3 EUV heißt, dass die Union „in ihren Beziehungen 

zur übrigen Welt [...] ihre Werte und Interessen [schützt und fördert] und [...] zum 

Schutz ihrer Bürgerinnen und Bürger“ beiträgt und „einen Beitrag zu Frieden, 

Sicherheit, globaler nachhaltiger Entwicklung, Solidarität und gegenseitiger Achtung 

unter den Völkern, zu freiem und gerechtem Handel, zur Beseitigung der Armut und 

zum Schutz der Menschenrechte, insbesondere der Rechte des Kindes, sowie zur 

strikten Einhaltung und Weiterentwicklung des Völkerrechts, insbesondere zur 

Wahrung der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen [leistet]“; 

D. in der Erwägung, dass die Achtung, Förderung und Wahrung der Unteilbarkeit und 

Universalität der Menschenrechte zu den Hauptzielen der Außen- und Sicherheitspolitik 

der EU gehören, wie sie im Rahmen der „Menschenrechtsklausel“ Bestandteil aller 

Abkommen der EU mit Drittstaaten sind; 

E. in der Erwägung, dass die Achtung der Menschenrechte, Frieden und Sicherheit sowie 

Entwicklung eng miteinander verbunden sind und sich gegenseitig verstärken; 

F. in der Erwägung, dass die Politik zur Förderung von Menschenrechten und Demokratie 

in allen Politikfeldern der EU mit außenpolitischer Dimension, zu denen auch die 

Bereiche Entwicklung, Migration, Sicherheit, Terrorismusbekämpfung, 

Nachbarschaftspolitik, Erweiterung und Handel gehören, Berücksichtigung finden 

sollte, und dass zu diesem Zweck insbesondere auch Konditionalitätsklauseln in Bezug 

auf die Menschenrechte eingeführt werden sollten; 

G. in der Erwägung, dass interne und externe Kohärenz im Bereich der Menschenrechte für 

die Glaubwürdigkeit der EU-Menschenrechtspolitik im Ausland von entscheidender 

Bedeutung ist und dass eine verstärkte Kohärenz zwischen der Innen- und Außenpolitik 

der EU sowie zwischen den auswärtigen politischen Maßnahmen der Union ebenfalls 

eine unabdingbare Voraussetzung für eine erfolgreiche und wirksame Menschenrechts- 

und Demokratisierungspolitik der EU darstellt; in der Erwägung, dass die EU im Zuge 

einer erhöhten Kohärenz in der Lage sein dürfte, rascher und wirksamer – also schon in 

einer frühen Phase von Menschenrechtsverletzungen – zu reagieren; in der Erwägung, 

dass die Herausforderungen im Bereich Kohärenz mit Blick auf die derzeitige 

Migrationspolitik besonders augenfällig sind; 

H. in der Erwägung, dass die Freiheit, die Achtung der Menschenrechte und die 
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regelmäßige Durchführung wirklicher Wahlen entscheidende Merkmale einer 

Demokratie sind; in der Erwägung, dass sich eine demokratische Ordnung nicht nur 

durch die Durchführung freier und fairer Wahlen auszeichnet, sondern auch durch 

transparente und rechenschaftspflichtige Staatsführung, die Achtung der 

Rechtsstaatlichkeit, die Meinungsfreiheit, die Achtung der Menschenrechte, ein 

unabhängiges Justizwesen und die Achtung des Völkerrechts sowie der internationalen 

Menschenrechtsabkommen; 

I. in der Erwägung, dass die Achtung der Menschenrechte weltweit gefährdet ist und dass 

die universelle Gültigkeit der Menschenrechte durch eine Reihe von autoritären 

Regimen ernsthaft infrage gestellt wird; in der Erwägung, dass es weltweit, unter 

anderem in multilateralen Foren, zahlreiche Versuche gibt, den Handlungsspielraum der 

Zivilgesellschaft einzuschränken in der Erwägung, dass sich die Nichtachtung der 

Menschenrechte negativ auf das Individuum und seine Familienangehörigen sowie auf 

die Gesellschaft auswirkt; 

J. in der Erwägung, dass die EU eine Führungsrolle innehatte, was die Annahme der 

Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung angeht, in deren Rahmen dafür gesorgt 

werden soll, dass auch wirklich alle Menschen ihre Menschenrechte ausüben können; 

K. in der Erwägung, dass am 20. Juli 2015 vom Rat ein neuer Aktionsplan für 

Menschenrechte und Demokratie (2015-2019) angenommen wurde, damit die EU 

diesen Herausforderungen mittels eines gezielteren, systematischeren und besser 

koordinierten Einsatzes ihrer Menschenrechtsinstrumente entgegentreten kann; in der 

Erwägung, dass dieser Aktionsplan im Einklang mit dem EU-Aktionsplan für die 

Gleichstellung (2016–2020) umgesetzt werden sollte; 

L. in der Erwägung, dass die VP/HV erklärt hat, dass die Menschenrechte eine ihrer 

herausragenden Prioritäten sein werden und dass sie sie als Richtschnur bei allen ihren 

Beziehungen zu Drittstaaten einsetzen wolle; in der Erwägung, dass sie außerdem die 

Zusage der EU bekräftigt hat, die Menschenrechte in allen Bereichen der auswärtigen 

Beziehungen „ausnahmslos“ zu fördern; 

M. in der Erwägung, dass das Engagement der EU für einen wirksamen Multilateralismus, 

in dessen Zentrum die Vereinten Nationen stehen, Bestandteil des auswärtigen 

Handelns der EU ist und sich auf die Überzeugung gründet, dass ein multilaterales und 

auf allgemeingültige Regeln und Werte gestütztes System am besten geeignet ist, 

weltweite Krisen, Herausforderungen und Bedrohungen zu meistern; in der Erwägung, 

dass eine Zusammenarbeit mit Drittländern in sämtlichen bilateralen und multilateralen 

Foren eines der wirksamsten Mittel ist, damit die Menschenrechtsfragen in Drittländern 

geklärt werden; 

N. in der Erwägung, dass die regelmäßig stattfindenden Tagungen des Menschenrechtsrats 

der Vereinten Nationen (UNHRC), die Ernennung von Sonderberichterstattern, der 

Mechanismus der allgemeinen regelmäßigen Überprüfung und die Sonderverfahren, die 

sich entweder mit Situationen in einem bestimmten Land oder einem bestimmten 

Thema befassen, zu den internationalen Bemühungen, zur Förderung und Wahrung der 

Menschenrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit beitragen; 

O. in der Erwägung, dass die EU die enge Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und 
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Menschenrechtsverteidigern in Drittländern als eine ihrer Hauptprioritäten bei der 

Förderung der Menschenrechte und der Bekämpfung von Menschenrechtsverletzungen 

erachtet; 

P. in der Erwägung, dass es sich in seiner Entschließung vom 22. Oktober 2013 zu lokalen 

Behörden und zur Zivilgesellschaft: Europas Engagement zur Förderung einer 

nachhaltigen Entwicklung1 zutiefst besorgt zeigt über das harte Vorgehen gegen 

zivilgesellschaftliche Organisationen und betont, dass es wichtig ist, ein 

Überwachungssystem auszuarbeiten, mit dem der Fortschritt bei der Schaffung 

günstiger Rahmenbedingungen hinsichtlich politischer und regulatorischer 

Bestimmungen bewertet werden kann, sowie zur Förderung eines günstigen Umfelds 

für zivilgesellschaftliche Organisationen aufruft; in der Erwägung, dass in letzter Zeit 

viele Länder strikte Rechtsvorschriften über nichtstaatliche Organisationen eingeführt 

haben, in denen ausländische Organisationen als unerwünscht gelten, wenn befunden 

wird, dass sie eine Gefahr für die verfassungsrechtliche Ordnung, Sicherheit oder 

Verteidigung darstellen; in der Erwägung, dass allein im Jahr 2015 weltweit 185 

Umwelt- bzw. Menschenrechtsaktivisten getötet worden sind, davon 66 % in 

Lateinamerika; 

Q. in der Erwägung, dass in einer zunehmenden Anzahl von Staaten, insbesondere in 

Asien, im Nahen Osten und in Afrika inzwischen Reisesperren verhängt werden, in 

deren Zuge Menschenrechtsverteidiger daran gehindert werden, an internationalen 

Veranstaltungen teilzunehmen; 

R. in der Erwägung, dass nach Artikel 18 und 19 der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union jede Person das Recht auf geistige Freiheit, Gewissensfreiheit, 

Religionsfreiheit, Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung hat und dass dieses 

Recht die Freiheit einschließt, Informationen und Ideen ohne Eingriffe und ohne 

Rücksicht auf Staatsgrenzen mit Hilfe von Medien aller Art zu suchen, zu empfangen 

und weiterzugeben; in der Erwägung, dass die Zahl der Fälle, in denen Personen allein 

wegen der Wahrnehmung ihres Rechts auf Meinungsfreiheit, Religionsausübung und 

freie Meinungsäußerung verfolgt werden, sprunghaft angestiegen ist; 

S. in der Erwägung, dass in Artikel 20 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 

niedergelegt ist, dass alle Menschen das Recht haben, sich friedlich zu versammeln und 

zu Vereinigungen zusammenzuschließen; in der Erwägung, dass der Menschenrechtsrat 

der Vereinten Nationen die Staaten in seiner Resolution 21/16 darauf hinweist, dass sie 

das Recht des Individuums darauf, sich friedlich zu versammeln und sich zu 

Vereinigungen zusammenzuschließen – und zwar sowohl im Internet als auch außerhalb 

des Internets –, umfassend schützen müssen; in der Erwägung, dass die Gedanken-, 

Gewissens- und Religionsfreiheit sowie die Freiheit der Weltanschauung mithilfe 

interreligiöser und interkultureller Dialoge gestärkt werden müssen; 

T. in der Erwägung, dass die grundlegenden Regeln des humanitären Völkerrechts und der 

Menschenrechte in den Genfer Konventionen samt den dazugehörigen Protokollen zu 

finden sind und im Mittelpunkt allen humanitären Handelns stehen; in der Erwägung, 

dass der Schutz von Zivilisten und Vertriebenen in Konfliktgebieten unter Beachtung 

strikter Neutralität und Unparteilichkeit gewährleistet werden muss und dass auch 

                                                 
1 Angenommene Texte, P7_TA(2013)0432. 
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weiterhin bei der Hilfe der Grundsatz der Unabhängigkeit zu beachten ist; 

U. in der Erwägung, dass die rechtswidrige Besatzung eines Hoheitsgebiets einen 

anhaltenden Verstoß gegen das Völkerrecht darstellt, woraus sich gemäß dem 

humanitären Völkerrecht ergibt, dass die Besatzungsmacht für die Zivilbevölkerung in 

diesem Gebiet verantwortlich ist; 

V. in der Erwägung, dass es sich angesichts des Stroms an vor Gewalt fliehenden 

Flüchtlingen, der so groß ist wie nie zuvor, schwierig gestaltet, Beweise für 

Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu sichern; in der 

Erwägung, dass die Sicherung von Beweisen allerdings von entscheidender Bedeutung 

ist, wenn die Täter vor Gericht gebracht werden sollen; 

W. in der Erwägung, dass alle Versuche, das US-Gefängnis in der Guantánamo-Bucht zu 

schließen, vergeblich waren und 2015 nur 20 Häftlinge daraus entlassen bzw. verlegt 

wurden; 

X. in der Erwägung, dass weltweit immer mehr Menschen vor Krieg, bewaffneten 

Konflikten und anderen menschenunwürdigen Umständen fliehen; in der Erwägung, 

dass diese Flüchtlingsströme und verschiedene andere Migrationsformen sowohl für die 

EU als auch global gesehen eine wesentliche Herausforderung darstellen, die sofortige, 

wirksame und nachhaltige Lösungen erforderlich machen, die unseren gemeinsamen 

europäischen Werten entsprechen; in der Erwägung, dass mit der humanitären Hilfe, die 

die Kommission als führender globaler Geber bereitstellt, in über 30 Ländern 

Flüchtlinge und Vertriebene unterstützt werden; 

Y. in der Erwägung, dass die Bekämpfung der Schleusung von Migranten, des 

Menschenhandels und der Ausbeutung der Arbeitskraft sowohl kurz- und mittelfristige 

als auch langfristige Antworten erfordert, einschließlich Maßnahmen, um kriminelle 

Netzwerke zu zerstören und Straftäter vor Gericht zu stellen, das Sammeln und 

Analysieren von Daten, Maßnahmen zum Schutz von Opfern und zur Rückkehr von 

Migranten ohne rechtmäßigen Aufenthalt sowie die Zusammenarbeit mit Drittstaaten 

und längerfristige Strategien, um die Nachfrage nach Personen aus dem 

Menschenhandel und der Schleusung von Menschen sowie die tieferliegenden Ursachen 

der Migration, die Menschen in die Hände von Schmugglern zwingen, anzugehen; 

Z. in der Erwägung, dass das Justizwesen von entscheidender Bedeutung ist, wenn dafür 

gesorgt werden soll, dass die Menschenrechte stärker geachtet werden, und dass die EU 

und ihre Mitgliedstaaten seit der Gründung des Internationalen Strafgerichtshofs 

(IStGH) dessen uneingeschränkte Unterstützer sind sowie die universelle Gültigkeit des 

Römischen Statuts fördern und dessen Integrität verteidigen, um die Unabhängigkeit 

des IStGH zu stärken; 

AA. in der Erwägung, dass beachtliche Fortschritte bei der Abschaffung der Todesstrafe 

erzielt worden sind, viele Länder bis auf Weiteres keine Menschen mehr hinrichten und 

andere Staaten gesetzliche Maßnahmen in diese Richtung ergriffen haben; in der 

Erwägung, dass 2015 die Anzahl der Hinrichtungen dramatisch gestiegen ist und 90 % 

der Hinrichtungen in nur drei Ländern – namentlich Iran, Pakistan und Saudi-Arabien – 

vollstreckt wurden; in der Erwägung, dass Belarus das einzige Land in Europa ist, in 

dem die Todesstrafe nicht abgeschafft wurde; 
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AB. in der Erwägung, dass die Gleichstellung der Geschlechter ein Kernstück des 

europäischen Wertesystems, im rechtlichen und politischen Rahmen der EU verankert 

und ein zentraler Bestandteil der Agenda 2030 der Vereinten Nationen ist; in der 

Erwägung, dass die Gewalt gegen Frauen und Mädchen in den vergangenen Jahren 

dramatisch zugenommen hat, und zwar insbesondere in Kriegsgebieten und in Ländern 

mit autoritären Regimen; 

AC. in der Erwägung, dass laut UNICEF weltweit 250 Millionen Kinder in Ländern leben, 

die von Konflikten betroffen sind, nahezu 50 Millionen Kinder entweder infolge von 

Gewalt, Konflikten und den damit verbundenen Gräueltaten sowie Terrorismus und  

Aufständen aus ihren Heimatorten vertrieben wurden oder aber in andere Länder 

abgewandert sind und viele Kinder nach wie vor den verschiedensten Formen von 

Diskriminierung, Gewalt, Ausbeutung, Misshandlung, Zwangsarbeit, Armut und 

Unterernährung ausgesetzt sind; 

AD. in der Erwägung, dass UNICEF zufolge eines von 200 Kindern in der Welt Flüchtling 

ist, fast ein Drittel der Kinder, die nicht in dem Land leben, in dem sie geboren wurden, 

Flüchtlingskinder sind und sich die Anzahl der Flüchtlingskinder zwischen 2005 und 

2015 verdoppelt hat; 

AE. in der Erwägung, dass in Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte das 

Recht jedes Menschen auf einen „Lebensstandard, der seine und seiner Familie 

Gesundheit und Wohl gewährleistet“ anerkannt wird und darin festgelegt ist, dass 

Mütter und Kinder Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung haben, wozu 

auch die medizinische Versorgung zählt; in der Erwägung, dass alle Kinder Zugang zu 

Bildung, Ernährung und Gesundheitsversorgung haben sollten; in der Erwägung, dass in 

der Resolution 26/28(36) des Menschenrechtsrats der Vereinten Nationen (UNHRC) 

gefordert wird, dass im Rahmen des nächsten Sozialforums des UNHRC der Zugang zu 

Arzneimitteln im Zusammenhang mit dem Recht aller Menschen auf ein Höchstmaß an 

physischer und psychischer Gesundheit im Mittelpunkt steht; in der Erwägung, dass laut 

der Verfassung der WHO der Besitz des bestmöglichen Gesundheitszustandes eines der 

Grundrechte jedes menschlichen Wesens – und zwar ohne Unterschied der Rasse, der 

Religion, der politischen Anschauung und der wirtschaftlichen oder sozialen Stellung – 

bildet; 

AF. in der Erwägung, dass Behörden der Konvention über die Rechte des Kindes zufolge 

das Recht des Kindes, das von einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, achten 

müssen; 

AG. in der Erwägung, dass in vielen Teilen der Welt Minderheiten, darunter LGBTI-

Personen, nach wie vor unrechtmäßig verfolgt werden und Diskriminierung in den 

Bereichen Gesundheitsversorgung, Bildung, Beschäftigung sowie auch in anderen 

Bereichen weit verbreitet ist; 

AH. in der Erwägung, dass aus vielen Teilen der Welt immer noch gemeldet wird, dass 

Akteure des Privatsektors die bürgerlichen und politischen, wirtschaftlichen, sozialen 

und kulturellen Rechte sowie die Arbeitnehmerrechte durch Fehlverhalten verletzen 

bzw. Umweltschäden verursachen; in der Erwägung, dass Korruption, 

Steuerhinterziehung und rechtswidrige Kapitalströme stark mit 

Menschenrechtsverletzungen verwoben sind; 
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AI. in der Erwägung, dass die Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und 

Menschenrechte für alle Staaten und alle transnationalen und anderen Unternehmen 

ungeachtet ihrer Größe, des Wirtschaftszweigs, des Standorts, der 

Eigentumsverhältnisse und der Struktur gelten, wobei jedoch wirksame Kontroll- und 

Sanktionsmechanismen bei der weltweiten Umsetzung dieser Leitprinzipien nach wie 

vor problematisch sind; in der Erwägung, dass den besonderen Merkmalen von kleinen 

und mittleren Unternehmen KMU angemessen Rechnung getragen und in ein flexibles 

Konzept der sozialen Verantwortung von Unternehmen integriert werden muss, das 

ihrem Potenzial entspricht; 

AJ. in der Erwägung, dass die Kommission im Oktober 2015 ihre neue Handelsstrategie 

„Handel für alle“ vorgelegt hat, in der sie das Ziel darlegt, dass die Menschenrechte in 

Drittländern über den Handel gestärkt werden sollen; 

AK. in der Erwägung, dass die EU seit 2015 an Rechtsvorschriften arbeitet, mit denen das 

Problem des Mineralienhandels, in dessen Zuge sich Konflikte verschärfen, gelöst 

werden soll; 

AL. in der Erwägung, dass nationale und internationale Sportveranstaltungen wie die 

Olympischen Spiele und die Fußballweltmeisterschaften nicht für politische Zwecke 

missbraucht, sondern unter uneingeschränkter Achtung aller Menschenrechte 

ausgetragen werden sollten, wie es auch in der Olympischen Charta festgeschrieben ist, 

und dass sie eine harmonische Entwicklung der Menschheit zu Ziel haben sollten, damit 

eine friedliche Gesellschaft gefördert wird, deren Aufgabe die Wahrung der 

Menschenrechte und der Menschenwürde ist, wobei jedwede Diskriminierung – etwa 

aufgrund der Staatsangehörigkeit, Rasse, Religion und Politik, des Geschlechts, der 

Geschlechtsidentität, der sexuellen Orientierung oder der Geschlechtsmerkmale – 

ausgeschlossen ist; 

AM. in der Erwägung, dass Umweltveränderungen die Achtung der elementarsten 

Menschenrechte, etwa auf den Zugang zu Wasser, natürlichen Ressourcen und 

Lebensmitteln, untergraben; 

Zentrale Stellung der Menschenrechte in der EU-Außenpolitik 

1. bringt seine ernste Sorge darüber zum Ausdruck, dass die Förderung und der Schutz der 

Menschenrechte und demokratischer Werte weltweit gefährdet sind und dass die 

universelle Gültigkeit der Menschenrechte in vielen Teilen der Welt – auch von 

autoritären Regimen und terroristischen Vereinigungen wie dem IS – ernsthaft infrage 

gestellt wird; 

2. ist zutiefst besorgt angesichts zahlreicher und stetig zunehmender Versuche, den 

Handlungsspielraum der Zivilgesellschaft und von Menschenrechtsverteidigern 

einzuengen, sowie angesichts der zunehmenden Beschneidung der 

Versammlungsfreiheit und der freien Meinungsäußerung und angesichts der 

wachsenden Zahl an repressiven Gesetzen mit Auswirkungen auf die Zivilgesellschaft, 

die in der ganzen Welt in Ländern wie zum Beispiel Russland, der Türkei und China 

unter anderem unter dem Vorwand der Terrorismusbekämpfung (in Form von 

Antiterrorgesetzen) sowie unter dem Vorwand eines Notstands und im Hinblick auf 

Sicherheitsmaßnahmen verabschiedet werden, zumal die entsprechenden Maßnahmen 
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oft mit negativen Folgen für die Menschenrechte einhergehen und diese Gesetze oft für 

Repressionen missbraucht werden; betont, dass solche Gesetze keineswegs dazu dienen 

sollten, den Handlungsspielraum zivilgesellschaftlicher Gruppen einzuengen; fordert, 

dass dieser Missbrauch und diese Verstöße klar und deutlich verurteilt werden; 

3. weist nachdrücklich darauf hin, dass sich die EU zu einer GASP sowie zu allen weiteren 

politischen Strategien mit einer auswärtigen Dimension verpflichtet hat, deren 

Grundlage die Förderung der Demokratie, die Rechtsstaatlichkeit, die universelle 

Gültigkeit und Unteilbarkeit der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die Achtung der 

Menschenwürde, die Prinzipien der Gleichheit und der Solidarität sowie die Achtung 

der Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und der internationalen 

Menschenrechtsnormen sowie des humanitären Völkerrechts sind; weist erneut darauf 

hin, dass diese Grundsätze auch integraler Bestandteil des auswärtigen Handelns sind, 

das nicht unter die GASP fällt, das heißt also auch der Maßnahmen in den Bereichen 

Entwicklung und humanitäre Hilfe; 

4. fordert die EU-Organe und die Mitgliedstaaten auf, ihren Verpflichtungen 

nachzukommen und Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Menschenrechte und 

Grundfreiheiten (einschließlich des Rechts auf Entwicklung mit allen friedlichen 

Mitteln) zu fördern, zu schützen und zu verwirklichen sowie die Menschenrechte in den 

Mittelpunkt der Beziehungen der EU mit allen Drittstaaten, einschließlich der 

strategischen Partner, und auf allen Ebenen zu stellen; 

5. fordert erneut, dass die Mitgliedstaaten mit gutem Beispiel vorangehen, indem sie mit 

einer Stimme die Unteilbarkeit, die Universalität, die Interdependenz und das 

Zusammenwirken der Menschenrechte verteidigen sowie insbesondere dadurch, dass sie 

alle internationalen Menschenrechtsinstrumente der Vereinten Nationen ratifizieren; 

6. betont, dass sich die EU um mehr Kohärenz zwischen ihrer Innen- und Außenpolitik in 

Bezug auf die Achtung der Menschenrechte und demokratischen Werte bemühen sollte 

– wobei diesbezüglich Menschenrechtsstrategien zur Förderung und zum Schutz der 

Rechte von LGBTI-Personen von entscheidender Bedeutung sind – und eine 

durchgängig konsequente und kohärente Umsetzung der Menschenrechtspolitik der EU 

anstreben sollte, wenn sie in den Außenbeziehungen ein glaubwürdiger Akteur sein 

will; 

7. verweist auf sein langfristiges Engagement für die Förderung der Menschenrechte und 

der demokratischen Werte, dem unter anderem durch die jährliche Verleihung des 

Sacharow-Preises für geistige Freiheit, die Arbeit des Unterausschusses 

Menschenrechte, die Förderung der Demokratie, Wahlbeobachtungsmissionen, den 

Europäischen Fonds für Demokratie und die monatlichen Plenardebatten und 

Entschließungen zu Verletzungen der Menschenrechte, der Demokratie und der 

Rechtsstaatlichkeit sowie die zahlreichen parlamentarischen Delegationen Ausdruck 

verliehen wird; 

8. ist zutiefst besorgt darüber, dass viele Menschenrechtsverteidiger heutzutage Angriffen 

ausgesetzt sind; fordert die EU und insbesondere die VP/HV auf, eine Strategie 

anzunehmen, in der die Tötung von Menschenrechtsverteidigern sowie alle Versuche, 

mit Gewalt, Verfolgung, Drohungen, Drangsalierungen, Verschwindenlassen, 

Inhaftierung oder willkürlicher Festnahme gegen sie vorzugehen, systematisch und 
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unmissverständlich angeprangert wird sowie auch diejenigen, die derartige Gräueltaten 

begehen oder tolerieren, verurteilt wird sowie die Anstrengungen im Rahmen der 

öffentlichen Diplomatie intensiviert wird, was die offen gezeigte und eindeutige 

Unterstützung von Menschenrechtsverteidigern anbelangt, unter anderem, wenn diese in 

multilateralen Foren als Zeugen auftreten; fordert die EU auf, Leitlinien zu dieser 

Strategie herauszugeben, da dadurch die Kohärenz der derzeitigen Prioritäten der EU, 

wie sie in den bestehenden EU-Leitlinien festgelegt sind, erhöht wird; legt den EU-

Delegationen und den diplomatischen Vertretern der Mitgliedstaaten nahe, 

Menschenrechtsverteidiger auch künftig aktiv zu unterstützen und zu diesem Zweck 

insbesondere Gerichtsverfahren systematisch zu beobachten, inhaftierte MRV in der 

Haft zu besuchen und Erklärungen zu Einzelfällen abzugeben, wo dies angezeigt ist; 

fordert, dass ein System für die wirksame Überwachung des Handlungsspielraums der 

Zivilgesellschaft mit eindeutigen Bezugswerten und Indikatoren eingerichtet wird; weist 

erneut darauf hin, dass dem Europäischen Instrument für Demokratie und 

Menschenrechte (EIDHR) große Bedeutung zukommt, wenn es gilt, gefährdete 

Menschenrechtsverteidiger rasch und unmittelbar finanzielle und materielle 

Unterstützung zukommen zulassen, sowie auch dem Nothilfefonds, über den die EU-

Delegationen Menschenrechtsverteidigern, die sich in unmittelbarer Lebensgefahr 

befinden, direkte Ad-hoc-Zuschüsse gewähren können; 

9. fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, im Einklang mit den Pariser Prinzipien der 

Vereinten Nationen auf die Einrichtung von nationalen Institutionen zur Förderung und 

zum Schutz der Menschenrechte hinzuwirken und dafür zu sorgen, dass sie mit einem 

angemessenen Mandat und ausreichenden Ressourcen sowie angemessener Expertise 

ausgestattet werden, sodass sie für die Gewährleistung und Achtung der 

Menschenrechte sorgen können; 

10. weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die interparlamentarischen Beziehungen 

zwischen der Union und ihren Partnern im Rahmen eines offenen und auf 

gegenseitigem Verständnis und Vertrauen basierenden Dialogs zu entwickeln, um die 

Menschenrechte wirksam zu fördern; 

Der strategische Rahmen und der neue Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie 

der EU 

11. begrüßt die Annahme des zweiten EU-Aktionsplans für Menschenrechte und 

Demokratie (2015–2019) und fordert die EU und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, 

die entsprechenden Maßnahmen umfassend, konsequent, in transparenter Weise und 

fristgerecht umzusetzen und die Demokratieförderung zu stärken; betont, dass ein 

Konsens und eine Koordinierung zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten vonnöten 

sind, wenn der Aktionsplan kohärent umgesetzt werden soll, und legt den 

Mitgliedstaaten nahe, mehr Eigenverantwortung bei der Umsetzung und Überprüfung 

des Aktionsplans zu übernehmen; betont, dass die Mitgliedstaaten über die Umsetzung 

des Aktionsplans Bericht erstatten sollten; 

12. betont, dass die EU zur Verwirklichung der ehrgeizigen Ziele, die sie sich im Rahmen 

des zweiten Aktionsplans gesetzt hat, ausreichende Mittel sowie entsprechendes 

Fachwissen – sowohl in Bezug auf speziell eingesetztes Personal in den Delegationen 

sowie in der Kommission und dem Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD) als auch 
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auf die Mittel, die für Projekte zur Verfügung stehen – bereitstellen muss; 

13. betrachtet eine freie Zivilgesellschaft als einen Grundpfeiler für den Schutz und die 

Förderung der Menschenrechte und der demokratischen Werte und ist daher darüber 

besorgt, dass der öffentliche Raum für die Zivilgesellschaft immer kleiner wird und dass 

weltweit immer mehr Menschenrechtsverteidiger und Journalisten angegriffen werden; 

begrüßt, dass in den Aktionsplan das Ziel aufgenommen wurde, gegen Bedrohungen der 

Zivilgesellschaft vorzugehen, und fordert die EU nachdrücklich auf, die dargelegten 

Maßnahmen auch umzusetzen; legt allen am auswärtigen Handeln der EU beteiligten 

Akteuren nahe, zu ermitteln, welche Lücken beim Schutz der Menschenrechte und der 

demokratischen Freiheiten bestehen, und entsprechende Gegenmaßnahmen zu ergreifen 

sowie die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft, den Parlamenten, Parteien und 

lokalen Behörden und mit regionalen und internationalen Organisationen vor Ort zu 

intensivieren; weist darauf hin, dass der Aktionsplan kein spezifisches Ziel umfasst, was 

die Förderung der demokratischen Standards in den Partnerländern angeht; fordert die 

Kommission auf, Leitlinien der EU für die Demokratieförderung auszuarbeiten; 

EU-Jahresbericht 

14. begrüßt, dass versucht wurde, den themenbezogenen Teil des Jahresberichts über 

Menschenrechte und Demokratie zu verbessern, knapper und systematischer zu 

gestalten und dafür zu sorgen, dass er der breiten Öffentlichkeit besser zugänglich ist; 

weist erneut darauf hin, dass es der Ansicht ist, dass der Jahresbericht durch einen 

objektiveren Ansatz verbessert werden sollte, indem darin neben den Erfolgen und 

bewährten Verfahren auch auf sehr spezifische Herausforderungen und 

Einschränkungen in Drittstaaten hingewiesen wird und Empfehlungen für 

Abhilfemaßnahmen unterbreitet sowie Informationen über die Maßnahmen des EAD 

zur Bewältigung dieser Herausforderungen bereitgestellt werden; weist erneut darauf 

hin, dass die Länderberichte, die Teil des Jahresberichts sind, möglichst nicht deskriptiv 

sein sollten, sondern über den Stand der Umsetzung der länderspezifischen Strategien 

für Menschenrechte und Demokratie Aufschluss geben und zudem einen Überblick über 

die Auswirkungen der Maßnahmen der EU vor Ort umfassen sollten; 

15. fordert erneut eine systematische und umfassende Berichterstattung über die Schritte, 

die als Reaktion auf die Entschließungen des Parlaments zu Fällen von Verstößen gegen 

Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit unternommen wurden, sowie über 

die entsprechenden erzielten Ergebnisse und das politische Fazit; besteht darauf, dass 

dafür Sorge getragen werden muss, dass schnell und angemessen auf 

Menschenrechtsverletzungen reagiert wird, und zwar bereits in der frühen Phase einer 

Menschenrechtsverletzung; begrüßt in diesem Zusammenhang, dass der EAD im 

Rahmen des Unterausschusses Menschenrechte über die Auswirkungen von 

Entschließungen in Bezug auf Debatten über Fälle von Menschenrechtsverletzungen 

sowie Verletzungen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit Bericht erstattet; 

bekräftigt seine Forderung nach ausführlichen schriftlichen Antworten der Kommission 

und des EAD auf die Entschließung des Parlaments zum Jahresbericht über 

Menschenrechte und Demokratie, die eine wichtige Rolle spielen, da sie eine 

systematische und gründliche Weiterbehandlung aller durch das Parlament 

aufgeworfenen Punkte erlauben und eine parlamentarische Kontrolle ermöglichen; 

wiederholt seine Einladung an die HR/VP, jährlich im Rahmen zweier Plenartagungen 
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an den Debatten der Mitglieder des Europäischen Parlaments teilzunehmen, und zwar 

einmal zum Zeitpunkt der Vorstellung des Jahresberichts der EU und einmal zur 

Auseinandersetzung mit dem Bericht des Parlaments; 

Der Sonderbeauftragte der Europäischen Union für Menschenrechte (EUSR) 

16. weist auf die Bedeutung eines umfassenderen und flexibleren Mandats des EUSR für 

die Verbesserung der Wirksamkeit, Folgerichtigkeit und Sichtbarkeit der EU-

Maßnahmen zur Förderung der Menschenrechte sowie der demokratischen Grundsätze 

in der ganzen Welt hin; bringt erneut seine Forderung zum Ausdruck, dieses Mandat in 

ein ständiges Mandat umzuwandeln; ist darüber hinaus der Auffassung, dass der EUSR 

auch die Befugnis haben sollte, sich öffentlich zu äußern und auf eigene Initiative hin 

tätig zu werden, sowie dass dafür gesorgt werden sollte, dass er öffentlich stärker 

wahrgenommen wird und über ausreichende Ressourcen verfügt; 

17. betont, wie wichtig eine systematische Unterstützung und eine echte und eingehende 

Konsultierung der Zivilgesellschaft bei der Vorbereitung der Reisen des EUSR in 

Partnerländer ist; begrüßt in dieser Hinsicht die intensiven Kontakte des EUSR mit 

Menschenrechtsverteidigern und der Zivilgesellschaft, darunter lokale Vertreter, 

Jugendliche und Kinder, sowie mit einschlägigen internationalen Organisationen vor, 

während und nach seinen Reisen in Drittländer, und betont, dass dieses Engagement 

auch künftig fortgeführt und zudem weiter verstärkt werden sollte und dass es auch 

klare und transparente Mechanismen der Weiterbehandlung geben muss; unterstützt voll 

und ganz, dass der Schwerpunkt des EUSR auf der Förderung und dem Schutz eines 

offenen Raums für die Zivilgesellschaft und Menschenrechtsverteidiger liegt und dass 

dieser Bereich während seines Mandats zu den obersten Prioritäten zählt; fordert den 

EUSR auf, dem Parlament nach seinen Reisen Bericht zu erstatten; bedauert, dass die 

Arbeiten und Ergebnisse des EUSR nur teilweise zugänglich sind, und zwar über den 

Jahresbericht über Menschenrechte, seine Accounts in den sozialen Medien und die 

veröffentlichten Reden; bedauert darüber hinaus, dass es zu seinen Tätigkeiten und 

Vorhaben keine offiziellen Informationen und auch keine Fortschrittsberichte oder 

Überprüfungen gibt; 

18. legt dem EUSR nahe, sich auch weiterhin systematisch für die vorrangigen 

Menschenrechtsbelange der EU einzusetzen, und das Engagement der EU in Bezug auf 

alle einschlägigen regionalen und internationalen Menschenrechtsorganisationen und -

instrumente zu stärken, fordert den Rat auf, die Praxis der systematischen Einbeziehung 

der Zusammenarbeit mit dem EUSR in das Mandat künftiger geografischer EU-

Sonderbeauftragter zu einem allgemeinen Grundsatz zu erklären; 

Länderspezifische Strategien zu Menschenrechten und Demokratie und die Rolle der EU-

Delegationen 

19. begrüßt, dass das Thema Demokratie in die länderspezifischen Strategien zu 

Menschenrechten und Demokratie aufgenommen wurde, da es unbedingt berücksichtigt 

werden muss, wenn die Analyse der aktuellen Lage in Bezug auf die Menschenrechte 

und die Demokratie in den Partnerländern umfassend sein soll; 

20. betont erneut, wie wichtig es ist, die länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten 

und Demokratie auf allen Ebenen der Politikgestaltung gegenüber Drittländern zu 
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berücksichtigen, unter anderem bei der Vorbereitung von hochrangigen politischen 

Dialogen, Menschenrechtsdialogen, Länderstrategiepapieren und jährlichen 

Aktionsprogrammen; 

21. weist erneut darauf hin, dass die länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten und 

Demokratie den Maßnahmen der EU in den einzelnen Ländern entsprechen und auf die 

konkrete Situation abgestimmt sein müssen und dass sie – gegebenenfalls anpassbare – 

Indikatoren umfassen sollte, anhand deren die Fortschritte gemessen werden können; 

weist darauf hin, dass die länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten und 

Demokratie regelmäßig bewertet werden müssen; fordert, dass in den Bereichen 

Zusammenarbeit, Kommunikation und Informationsaustausch zwischen den 

Delegationen der EU, den Botschaften der Mitgliedstaaten und den Organen der EU 

Verbesserungen umgesetzt werden, was die Ausarbeitung und Umsetzung der 

länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten und Demokratie angeht; fordert 

erneut, dass die Mitglieder des Europäischen Parlaments Zugang zu den Inhalten der 

länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten und Demokratie sowie auch 

Informationen darüber erhalten, wie die EU diese Strategien umsetzt, und dass diese 

Inhalte in einem Format präsentiert werden, das es den Mitgliedern ermöglicht, ihre 

Kontrollpflicht ordnungsgemäß zu erfüllen; 

22. betont, dass die EU in Bezug auf die Zivilgesellschaft eine kohärente, sichtbare Politik 

verfolgen muss, und betont zudem, dass sich das Verständnis der Nutzung der 

öffentlichen Diplomatie verbessern muss; regt an, dass die länderspezifischen Strategien 

zu Menschenrechten und Demokratie und die entsprechenden Planungen veröffentlicht 

werden, über die einschlägigen Fälle auch im Nachhinein Bericht erstattet wird und eine 

entsprechende Nachbereitung erfolgt sowie ein Informationsaustausch eingerichtet 

wird; 

23. begrüßt die Ernennung von Ansprechpartnern für Menschenrechts- und bzw. oder 

Gleichstellungsfragen bei allen EU-Delegationen und weist darauf hin, dass es der 

HR/VP und dem EAD empfohlen hat, für die Ansprechpartner für 

Menschenrechtsfragen eindeutige operative Leitlinien festzulegen; vertritt die 

Auffassung, dass die Ansprechpartner für Menschenrechtsfragen in ihrer Arbeit zudem 

durch das diplomatische Personal der Mitgliedstaaten unterstützt werden sollten; 

fordert, dass die Arbeit der Ansprechpartner für Menschenrechtsfragen völlig 

unabhängig und frei von politischer Beeinflussung und Repressalien durch die 

nationalen Behörden der Drittstaaten sein sollte, und zwar insbesondere in den 

Beziehungen zu Menschenrechtsaktivisten und der Zivilgesellschaft, besteht darauf, 

dass alle Mitarbeiter der EU-Delegationen Schulungen zum Inhalt der Leitlinien der EU 

zum Schutz von Menschenrechtsverteidigern erhalten sollten; 

24. begrüßt, dass die Mittel des EIDHR erhöht und die Verfahren gestrafft wurden, und 

fordert, dass die vorgesehene Mittelzuweisung im Zuge der EIDHR-

Halbzeitüberprüfung für den restlichen Zeitraum des mehrjährigen Finanzrahmens 

beibehalten wird; weist erneut darauf hin, dass die verschiedenen 

Finanzierungsinstrumente der EU kohärent sein und sich ergänzen müssen und auch alle 

anderen Instrumente, die der Förderung der Menschenrechte dienen, entsprechend 

gestärkt werden müssen;  
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25. fordert, dass die jährlichen Aktionsprogramme des EIDHR jedes Jahr und nicht, wie 

zuletzt, alle zwei Jahre (2016-2017) angenommen werden, damit eine größtmögliche 

Flexibilität in Bezug auf neu eintretende Situationen und eine optimale Ergänzung 

anderer externer Finanzierungsinstrumente der EU sichergestellt sind; 

Menschrechtsdialoge und -konsultationen 

26. bekräftigt seine Unterstützung engagierter Menschenrechtsdialoge und stellt fest, dass 

diese ein wirksames Instrument der bilateralen Beziehungen und Zusammenarbeit sein 

können, sofern die Gesprächspartner dabei substanzielle Fragen erörtern und 

aussagekräftige politische Botschaften aussenden können, der Dialog ergebnisorientiert 

ist und konsequent nachverfolgt wird und nicht nur Informationen über bewährte 

Verfahren und Herausforderungen ausgetauscht werden; fordert die EU auf, im Rahmen 

aller Menschenrechtsdialoge auch durchgängig Gespräche über den Stand der Frauen- 

und Kinderrechte zu führen; 

27. erkennt an, dass auch ein Dialog über Menschenrechtsfragen mit Ländern mit 

gravierenden Menschenrechtsverletzungen wichtig ist; weist jedoch darauf hin, dass die 

EU klare politische Schlussfolgerungen ziehen muss, wenn solch ein 

Menschenrechtsdialog zu keinen positiven Ergebnissen führt; warnt davor, 

Menschenrechtsdiskussionen in hochrangigen politischen Dialogen zu unterbinden; 

28. besteht darauf, dass die Gespräche über Menschenrechte niemals anderen Interessen, 

die im Rahmen politischer Gespräche auf hoher Ebene verfolgt werden, untergeordnet 

werden sollten; fordert erneut, dass der EAD einen Mechanismus zur Überprüfung der 

Menschenrechtsdialoge einrichtet, damit diese verbessert werden können; ist der 

Auffassung, dass alternative Instrumente zur Anwendung gebracht werden sollten, um 

die Achtung der Menschenrechte besser zu fördern, wenn der Menschenrechtsdialog in 

einem bestimmten Land dauerhaft scheitert; 

29. fordert den EAD nachdrücklich dazu auf, systematisch einen vorbereitenden Dialog mit 

der Zivilgesellschaft auch auf lokaler Ebene zu führen, damit dessen Ergebnisse dann 

auch unmittelbar in den Menschenrechtsdialog einfließen; betont, dass die HR/VP und 

der EAD außerdem im Zuge der Menschenrechtsdialoge systematisch einzelne Fälle 

von Menschenrechtsverteidigern ansprechen müssen; fordert den EAD auf, die in den 

Menschenrechtsdialogen gemachten Zusagen systematisch nachzuverfolgen und mit 

den Organisationen der Zivilgesellschaft systematisch Nachbereitungssitzungen 

abzuhalten; 

EU-Leitlinien zu den Menschenrechten 

30. begrüßt die EU-Leitlinien zu den Menschenrechten als wertvolles außenpolitisches 

Instrument der EU im Bereich der Menschenrechte, das EU-Delegationen und den 

diplomatischen Vertretungen der Mitgliedstaaten eine praktische Orientierung bietet; 

fordert erneut, dass unverzüglich neue Leitlinien der EU für die Förderung und den 

Schutz der Rechte des Kindes angenommen werden; 

31. unterstreicht nachdrücklich, wie wichtig es ist, systematisch die Umsetzung der 

Menschenrechtsleitlinien der EU unter Rückgriff auf genau festgelegte Richtwerte zu 

bewerten; fordert die Kommission nachdrücklich auf, die Umsetzung der Leitlinien 
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durch die EU-Delegationen und die diplomatischen Vertretungen der Mitgliedstaaten in 

allen Drittländern ausführlich zu bewerten und diese Bewertung auch zu 

veröffentlichen, damit etwaige Unterschiede und auch Lücken bei der Umsetzung 

erkannt und behoben werden können; ist der Auffassung, dass zur Sicherstellung einer 

ordnungsgemäßen Umsetzung der Leitlinien eine systematische und wirksame 

Schulung der Mitarbeiter des EAD und der EU-Delegationen erforderlich ist; 

Bekämpfung aller Formen der Diskriminierung 

32. verurteilt aufs Schärfste alle Formen von Diskriminierung, darunter Diskriminierung 

aus Gründen der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der sexuellen Ausrichtung, der 

Geschlechtsidentität, der Sprache, der Kultur, der Religion und der Weltanschauung, 

der sozialen Herkunft, der Kastenzugehörigkeit, der Geburt, des Alters, einer 

Behinderung oder eines sonstigen Status; fordert erneut, dass die EU ihre politischen 

Maßnahmen und diplomatischen Bemühungen verstärkt, die darauf abzielen sollten, 

jedwede Diskriminierung zu beseitigen und jede Gelegenheit zu nutzen, ihrer tiefen 

Sorge in Bezug auf Diskriminierungen dieser Art Ausdruck zu verleihen; fordert die EU 

ferner auf, die Ratifizierung und vollständige Umsetzung aller einschlägigen 

Übereinkommen der Vereinten Nationen zu fördern, z. B. des Internationalen 

Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung und des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen; begrüßt es, dass der EAD an einem Antidiskriminierungsleitfaden 

arbeitet; 

Missionen und Einsätze im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik (GSVP) 

33. erinnert an die Zusage der EU, menschenrechtliche und geschlechtsspezifische Aspekte 

in Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu 

berücksichtigen, wie es die bahnbrechenden Resolutionen 1325 und 1820 des 

Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zu Frauen, Frieden und Sicherheit und die vor 

kurzem vom VN-Sicherheitsrat angenommene Resolution 2242 vorsehen, bei der 

Frauen als zentrales Element bei allen Bemühungen, globalen Herausforderungen 

entgegenzutreten, herausgestellt wurden; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten in 

dieser Hinsicht erneut auf, beim Prozess einer dauerhaften Versöhnung die 

systematische Beteiligung von Frauen als wesentlicher Bestandteil von 

Friedensprozessen zu unterstützen; fordert die EU in dieser Hinsicht auf, auf 

internationaler Ebene die Anerkennung des Mehrwerts der Beteiligung von Frauen an 

der Verhütung und Lösung von Konflikten sowie bei friedenserhaltenden Einsätzen, bei 

humanitärer Hilfe und beim Wiederaufbau nach Konflikten zu unterstützen; 

34. betont, dass die GSVP ein Instrument ist, dass nicht nur die Sicherheit Europas 

gewährleistet, sondern das auch Teil der außenpolitischen Instrumente der EU ist und 

daher dazu genutzt werden muss, die Menschenrechte und Demokratie in Drittstaaten 

noch stärker zu fördern; 

35. fordert eine weitergehende militärische Integration, mit der die Bereitschaft und 

Flexibilität der europäischen Streitkräfte verbessert wird, um damit auf Bedrohungen 

und Fälle von schweren Menschrechtsverletzungen, Völkermord oder ethnischer 

Säuberung reagieren zu können; betont in diesem Zusammenhang, dass das Konzept der 
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Schutzverantwortung im Völkerrecht verankert werden sollte und dass sich die EU als 

eine Wertegemeinschaft an die Spitze von Initiativen und sinnvollen Maßnahmen zum 

Schutz der Zivilbevölkerung stellen sollte, selbst wenn die Gefahr in dem Fall vom 

eigenen Staat ausgeht; 

36. betont, dass der Schmuggel von Migranten mit dem Menschenhandel in Verbindung 

steht und einen schweren Verstoß gegen die Menschenrechte darstellt; weist darauf hin, 

dass GSVP-Einsätze wie die Militäroperation Sophia der Seestreitkräfte der 

Europäischen Union im Mittelmeer (EUNAVFOR MED) dazu dienen, wirksam konkret 

gegen den Schmuggel von Migranten vorzugehen; fordert die EU auf, derartige 

Einsätze fortzuführen und auszuweiten; 

37. fordert den Rat (Auswärtige Angelegenheiten) und die VP/HV auf, zu verlangen, dass 

die EU-Missionschefs und entsprechenden EU-Vertreter (Leiter von zivilen 

Operationen der EU, Befehlshaber von militärischen Operationen der EU und EU-

Sonderbeauftragte) Fälle schwerwiegender Verletzungen des humanitären Völkerrechts 

melden und den Verhaltenskodex bezüglich des Vorgehens des Sicherheitsrates gegen 

Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder Kriegsverbrechen fördern 

sowie Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen dazu verpflichten, Maßnahmen des 

Sicherheitsrats zur Verhinderung oder Beendigung solcher Verbrechen zu unterstützen; 

fordert dass Maßnahmen zum Schutz von Kindern in allen zivilen und militärischen 

Operationen der EU Eingang finden, von denen Kinder direkt betroffen sind; 

38. fordert, dass die EU ihre Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen bei der 

Ausarbeitung einer gemeinsamen strategischen Vision in Bezug auf Sicherheit 

verstärkt, die sich zum einen auf die neue globale EU-Strategie für Außen- und 

Sicherheitspolitik und zum anderen auf die Überprüfung der VN-Friedenseinsätze und 

der entsprechenden Architektur der Friedenskonsolidierung durch die Vereinten 

Nationen stützt; besteht auf einer Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen bei der 

Stärkung der Rolle und der Kapazität regionaler und subregionaler Organisationen bei 

der Friedenserhaltung, Konfliktprävention, der zivilen und militärischen 

Krisenbewältigung und Beilegung von Konflikten und fordert, dass Verfahren zum 

Einsatz der GSVP zur Unterstützung von Einsätzen der Vereinten Nationen 

weiterentwickelt werden, und zwar unter anderem durch die Entsendung von EU-

Gefechtsverbänden oder durch den Aufbau von Kapazitäten und Initiativen zur 

Reformierung des Sicherheitssektors, wobei gleichzeitig die Menschenrechte und 

geschlechtsspezifische Aspekte bei der Tätigkeit von Missionen und Operationen 

durchweg berücksichtigt werden; 

Multilaterales Menschenrechtsengagement 

39. weist nachdrücklich darauf hin, dass alle in den Übereinkommen der Vereinten 

Nationen verankerten Menschenrechte allgemeingültig und unteilbar sind, einander 

bedingen und miteinander verknüpft sind, wie es in der Erklärung und dem 

Aktionsprogramm von Wien 1993 vereinbart wurde, und dass die Achtung dieser 

Rechte durchgesetzt werden muss; weist darauf hin, dass sich die Union verpflichtet 

hat, das Völkerrecht unter der Ägide der Vereinten Nationen zu fördern und zu 

entwickeln; betont, wie wichtig es ist, dass die Mitgliedstaaten alle von den Vereinten 

Nationen eingeführten internationalen Menschenrechtsinstrumente ratifizieren, darunter 
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die im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

verankerten Rechte und insbesondere das Fakultativprotokoll zur Einführung von 

Beschwerde- und Untersuchungsmechanismen im Einklang mit Artikel 21 EUV; 

40. betont, dass die EU eine führende Rolle bei den Bemühungen um eine Reformierung 

der Vereinten Nationen übernehmen muss, deren Ziel es ist, die Durchschlagskraft und 

Stärke des auf Regeln beruhenden multilateralen Systems zu erhöhen, damit für einen 

größeren und wirksameren Menschenrechtsschutz und die Weiterentwicklung des 

Völkerrechts gesorgt wird; betont außerdem, wie wichtig es ist, sicherzustellen, dass 

sich die EU aktiv und konsequent an Menschenrechtsverfahren der Vereinten Nationen, 

vor allem am Dritten Ausschuss, an der Generalversammlung der Vereinten Nationen 

und an dem UNHRC, beteiligt, damit ihre Glaubwürdigkeit erhöht wird; unterstützt die 

Anstrengungen des EAD, der EU-Delegationen in New York und in Genf und der 

Mitgliedstaaten zur weiteren Erhöhung der Kohärenz der EU bei Menschenrechtsfragen 

im Rahmen der Vereinten Nationen; ermutigt die EU, die Praktik 

regionenübergreifender Initiativen zu intensivieren sowie Resolutionen zu initiieren und 

gemeinsam mit anderen zu unterstützen und den Mechanismus der allgemeinen 

regelmäßigen Überprüfung aktiv und aufmerksam zu verfolgen; beklagt es, dass die 

Sitze im Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen oftmals von Ländern eingenommen 

werden, die nachweislich für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortlich sind, 

und fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, ihr Stimmverhalten im Menschenrechtsrat 

offenzulegen;; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die gleichrangige Bedeutung 

von Rechten bei ihrem jeweiligen Abstimmungsverhalten zu berücksichtigen und sich 

bei ihrer Abstimmung über Entschließungen des Menschenrechtsrats der Vereinten 

Nationen von den Inhalten und nicht von den Verfassern dieser Texte leiten zu lassen; 

betont, wie wichtig und notwendig eine ständige Vertretung der EU in multilateralen 

Foren und eine größere Sichtbarkeit der EU-Maßnahmen sind; 

41. fordert die EU auf, den umstrittenen Territorien in ihrer östlichen Nachbarregion 

besondere Aufmerksamkeit zu widmen, wo etwa fünf Millionen Menschen faktisch 

ohne Menschrechtsschutz und Zugang zu den Gerichten leben; fordert die EU auf, 

diesen Sachverhalt ganz oben auf die bilaterale Agenda für Lösungen mit den 

betreffenden Staaten zu setzen und ihr ganzes Instrumentarium für die Unterstützung 

konkreter Lösungsansätze einzusetzen, damit Fortschritte im Hinblick auf die 

Menschenrechte in diesen Rechtsgebilden erzielt werden und die Tätigkeit der dortigen 

Menschenrechtsverteidiger unterstützt wird; 

Förderung eines freien Raums für die Zivilgesellschaft, Unterstützung von 

Menschenrechtsverteidigern 

42. verurteilt entschieden alle Angriffe, Einschüchterungen, Verhaftungen, Tötungen, 

Schikanierungen oder Repressionen, die Staatsanwälte, Richter, Anwälte, 

Wissenschaftler, Journalisten und Angehörige anderer Berufe betreffen, deren 

Unabhängigkeit und berufliche Freiheit für den Aufbau einer demokratischen 

Gesellschaft entscheidender Bedeutung sind; 

43. bedauert, dass die Zahl der Angriffe auf Umweltschützer und 

Menschenrechtsverteidiger weltweit zunimmt; verurteilt auf das Schärfste, dass Morde 

an ihnen ungesühnt bleiben, und fordert den EAD auf, sich dafür einzusetzen, dass die 
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Verantwortlich vor Gericht gestellt werden; 

44. verurteilt entschieden, dass viele Länder auf der Welt in letzter Zeit strenge 

Vorschriften für nichtstaatliche Organisationen verabschiedet haben, die die 

Zivilgesellschaft beeinträchtigen und willkürlich angewendet werden, wobei Strafen 

verhängt werden, zu denen Freiheitsstrafen, das Einfrieren von Vermögenswerten und 

Zugangsverbote für Mitarbeiter von nichtstaatlichen Organisationen zählen, zumal von 

Organisationen, die öffentliche Mittel aus dem Ausland erhalten; 

45. verurteilt auf das Schärfste, dass die staatlichen Stellen Reiseverbote aussprechen, um 

unabhängige Menschenrechtsverteidiger und -aktivisten sowie Anwälte und 

Journalisten einzuschüchtern, und betont, dass derlei Maßnahmen häufig willkürlich 

und ohne rechtliche Begründung ergriffen werden; 

46. weist auf die Rolle der EU-Delegationen bei der Bekräftigung und Förderung der 

entscheidenden Rolle, die die Zivilgesellschaft in Demokratien spielt, und bei der 

Schaffung eines günstigen Umfelds für die Zivilgesellschaft hin, was ein Höchstmaß an 

Transparenz und Inklusion bei der Zusammenarbeit der EU-Delegationen mit 

zivilgesellschaftlichen Organisationen und Menschenrechtsverteidigern erfordert; 

bedauert daher, dass zehn Jahre nach der Annahme der EU-Leitlinien zum Schutz von 

Menschenrechtsverteidigern die Kontaktdaten der Ansprechpartner für 

Menschenrechtsfragen bzw. der Verbindungsbeamten für Menschenrechtsverteidiger 

immer noch nicht auf den Webseiten aller EU-Delegationen aufgeführt sind; 

47. fordert die VP/HV und die EU-Außenminister auf, dass eine Diskussion der 

Bemühungen der EU um die Freilassung von Menschenrechtsverteidigern, Mitarbeitern 

von Hilfsorganisationen, Journalisten, politisch engagierten Bürgern und anderen 

Personen regelmäßig auf die Tagesordnung des Rates (Auswärtige Angelegenheiten) 

gesetzt und jährlich eine öffentliche Tagung des Rates (Auswärtige Angelegenheiten) 

abgehalten wird, auf deren Tagesordnung unter anderem der schwindende 

Handlungsspielraum der Zivilgesellschaft und die Inhaftierung von 

Menschenrechtsverteidigern gesetzt wird, und dass diese Fälle mit den jeweiligen 

Amtskollegen bei jeder Gelegenheit angesprochen werden, und zwar auch jene, die vom 

Parlament in seinen Entschließungen zu Menschenrechtsverstößen und Angriffen auf 

die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zur Sprache gebracht werden; 

48. fordert die internationale Gemeinschaft auf, Spitzenpolitiker vor Gericht zu stellen, 

wenn sie Polizei und Militär strukturell dazu missbrauchen, Proteste gegen ihre 

Staatsführung (oder die Verlängerung ihrer Amtszeit) zum Verstummen zu bringen; 

Migration, Flüchtlinge, Asylbewerber und Binnenvertriebene 

49. bekundet seine Solidarität mit den zahlreichen Flüchtlingen und Migranten, die als 

Opfer von Konflikten, Versäumnissen der Regierungen und Menschenhändlernetzen 

gravierenden Menschenrechtsverletzungen ausgesetzt sind; beklagt zutiefst den 

dramatischen Anstieg der Zahl der im Mittelmeer auf hoher See ums Leben 

gekommenen Menschen; ist extrem besorgt über die wachsende Zahl an Verstößen 

gegen die Menschenrechte von Flüchtlingen, illegalen Einwanderern und 

Asylsuchenden auf ihrem Weg nach Europa; weist darauf hin, dass weibliche und 

minderjährige Flüchtlinge sowie Migranten ohne gültige Ausweispapiere auf den 
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Migrationsrouten und in der EU besonders gefährdet sind; fordert mit Nachdruck 

Maßnahmen zur Verbesserung der Kohärenz der Migrationspolitik und betont, dass ein 

ganzheitlicher Ansatz vonnöten ist, damit nachhaltige, langfristige und kohärente 

Lösungen gefunden werden können, die auf der Achtung internationaler 

Menschenrechtsnormen und -grundsätze fußen und mit denen gleichzeitig die 

tieferliegenden Ursachen der Flüchtlingskrise angepackt werden; betont die 

Notwendigkeit von Solidarität, damit Migranten und Flüchtlinge im Einklang mit der 

EU-Politik auf der Grundlage der Menschenrechte geschützt werden; betont in diesem 

Zusammenhang, wie wichtig es ist, zwischen Flüchtlingen und Migranten zu 

unterscheiden; 

50. betont, dass Konflikte, Kriege, das Versagen bei der Regierungsführung und die 

fehlende Achtung der Menschenrechte und der Demokratie wesentliche Ursachen für 

Migration und Binnenvertreibung sind; betont, dass die Aufnahmeländer 

unbeschränkten Zugang zu unentgeltlichen, hochwertigen öffentlichen 

Bildungsangeboten, Leistungen des Gesundheitswesens – unter anderem im Bereich 

sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene Rechte – sowie zum 

Arbeitsmarkt und zu Wohnraum, der den Bedürfnissen der Flüchtlinge entspricht, 

gewähren sollten; betont, dass die Integrationsbereitschaft der Migranten und 

Flüchtlinge zusammen mit angemessenen sozialpolitischen Maßnahmen von 

grundlegender Bedeutung für die Integration sind; fordert die EU auf, ihre Maßnahmen 

zur Unterstützung des Libanons und Jordaniens zu verstärken, die eine beispiellos hohe 

Zahl an Flüchtlingen beherbergen, welche oftmals mehrfachen Bedrohungen ausgesetzt 

sind; 

51. weist darauf hin, dass die Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern 

sowohl in Bezug auf die geordnete Steuerung der Migrationsströme als auch bei der 

Bekämpfung der grundlegenden Ursachen der Auswanderung verstärkt werden muss; 

betont, dass es darauf ankommt, die Gruppen zu bekämpfen, die Migranten schleusen; 

weist darauf hin, dass es wichtig ist, dass die EU die genannten Staaten dazu ermutigt, 

dem Protokoll von Palermo zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des 

Menschenhandels beizutreten; weist auf die auf dem Gipfeltreffen in Valletta erzielten 

Einigungen hin; 

52. betont, dass dringend ein umfassendes, kohärentes und gut koordiniertes Gemeinsames 

Europäisches Asylsystem entwickelt und eingeführt werden muss, bei dem die 

Verantwortlichkeiten unter den Mitgliedstaaten verteilt werden; 

53. fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, für eine vollständige Transparenz im 

Hinblick auf die Mittel zu sorgen, die Drittländern für ihre Zusammenarbeit bei der 

Migration zugeteilt werden, und die Sicherungsmaßnahmen bekanntzugeben, die dazu 

dienen sollen, dass Sicherheits-, Polizei- und Justizbehörden, die an 

Menschenrechtsverletzungen beteiligt sind, nicht unmittelbar oder mittelbar davon 

profitieren; 

54. erkennt den jüngsten Vorschlag der Kommission für eine EU-Liste sicherer 

Herkunftsstaaten an, mit der die Asylverfahrensrichtlinie geändert werden soll; 

55. weist angesichts der Tatsache, dass im Jahr 2014 von den Drittstaatsangehörigen, die 

aufgefordert wurden, die Europäische Union zu verlassen, 36 % tatsächlich 
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zurückgekehrt sind, auf die Notwendigkeit hin, die Wirksamkeit des EU-

Rückführungssystems zu verbessern; 

56. vertritt den Standpunkt, dass es im Hinblick darauf, die Effizienz der Rückübernahmen 

zu erhöhen und die Kohärenz der Rückführungen auf europäischer Ebene zu 

gewährleisten, notwendig sein wird, neue Rückübernahmeabkommen der EU 

abzuschließen, die Vorrang vor bilateralen Vereinbarungen zwischen Mitgliedstaaten 

und Drittländern haben sollten; 

57. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 

Umsetzung der Rückführungsrichtlinie Hand in Hand mit der Achtung der Verfahren, 

Normen und grundlegenden Menschenrechte geht, mit denen die EU im Einklang mit 

dem Grundsatz der Nichtzurückweisung eine humane und menschenwürdige 

Behandlung der Rückkehrer gewährleisten kann; fordert die EU und die Mitgliedstaaten 

eindringlich auf, den Asylanträgen besondere Aufmerksamkeit zu schenken, die mit 

möglicher politischer Verfolgung in Zusammenhang stehen, um jegliche Rückführung 

zu verhindern, die möglicherweise eine Verletzung von Menschenrechten im 

Herkunftsland oder in einem Drittstaat nach sich ziehen könnte; 

58. fordert die EU erneut auf, dafür zu sorgen, dass alle Übereinkommen über 

Migrationszusammenarbeit und Rückübernahme mit Drittländern in Einklang mit 

internationalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsrecht und dem internationalen 

Seerecht sowie den Grundsätzen und Werten der EU stehen; fordert die Mitgliedstaaten 

auf, im Einklang mit dem Völkerrecht den internationalen Grundsatz der 

Nichtzurückweisung zu beachten; fordert, dass darin Überwachungsmechanismen 

integriert werden, mit denen die Auswirkungen der Migrationszusammenarbeit und der 

Grenzkontrollmaßnahmen mit Drittstaaten auf die Menschenrechte geprüft werden 

können; besteht darauf, dass die Menschenrechte in allen von der Frontex 

durchgeführten Aktivitäten durchgängig berücksichtigt und überwacht werden müssen; 

fordert die EU auf, sich aktiv in die Debatte um den Begriff „Klimaflüchtling“ 

einzubringen, auch was eine mögliche juristische Begriffsbestimmung im Völkerrecht 

betrifft; 

59. fordert außerdem, dass in der Klausel angegeben wird, dass diese Abkommen außer 

Kraft gesetzt werden könnten, solange die Vertragspartien nicht tatsächlich 

ausreichende Garantien im Hinblick auf die individuelle Prüfung von Asylanträgen und 

generell auf die Achtung der Menschenrechte von Migranten, Asylsuchenden und 

Flüchtlingen abgegeben haben; 

60. erinnert daran, dass der Grundsatz der Nichtzurückweisung in europäischen und 

internationalen Gewässern, wie vom Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte und 

geltenden EU-Rechtsvorschriften bestätigt, eingehalten werden muss; erinnert an die 

Zusage, eine angemessene legale und sichere Kanalisierung der Migration zu 

konzipieren und gleichzeitig die EU-Außengrenzen besser zu schützen; fordert die 

Union und die am weitesten entwickelten Drittstaaten dazu auf, 

Partnerschaftsabkommen mit den Drittstaaten zu schließen, um die 

Familienzusammenführung und die Mobilität für alle Kompetenzniveaus einschließlich 

der am geringsten Qualifizierten zu fördern; 

61. fordert die Mitgliedstaaten auf, das kürzlich verabschiedete gemeinsame EU-Asylpaket 
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sowie die gemeinsamen Migrationsrechtsvorschriften zu befolgen und vollständig 

umzusetzen, damit vor allem besonders schutzbedürftige Asylsuchende wie Kinder, 

Frauen, ältere Menschen und LGBTI-Personen vor Gewalt, und Diskriminierung 

während des Asylverfahrens geschützt werden; fordert ferner, dass den Mitgliedstaaten 

geeignete Schulungen angeboten werden, damit angemessene und vernünftige 

Verfahren ermöglicht werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, sich an 

Neuansiedlungsprogrammen zu beteiligen, Familienzusammenführungen zu 

ermöglichen und humanitäre Visa auszustellen; betont, wie wichtig es ist, 

administrative und politische Hürden für eine rasche Umsetzung der 

Umsiedlungszusagen aus dem Weg zu räumen; ist sich des Umstands bewusst, dass die 

sichere Rückführung von Personen erfolgen muss, die nach einer individuellen Prüfung 

ihres Asylantrags keinen Anspruch auf Schutz in der EU haben; 

62. ist angesichts der wachsenden Zahl an minderjährigen Flüchtlingen und angesichts der 

Lage unbegleiteter, verschollener oder von ihren Familienangehörigen getrennter 

Kinder zutiefst besorgt; fordert die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, es zum absolut 

vorrangigen Ziel zu machen, dass unbegleitete Minderjährige mit ihren 

Familienangehörigen wieder vereint werden; betont ferner, wie wichtig es ist, Kindern 

den Zugang zu Gesundheitsversorgung und Bildung im Rahmen von EU-Programmen 

zu ermöglichen, mit denen die tierferliegenden Ursachen der Migration in Angriff 

genommen werden; fordert die Staaten auf, die Inhaftierung von Kindern einzustellen 

sowie das Kindeswohl in allen Verfahren zu berücksichtigen und den Schutz der Kinder 

im Einklang mit dem Völkerrecht zu gewährleisten; betont, wie wichtig es ist, 

ausreichende Mittel für den Schutz von minderjährigen Flüchtlingen und Migranten vor 

Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch zur Verfügung zu stellen; fordert die Kommission 

auf, dafür Sorge zu tragen, dass unbegleitete Minderjährige nicht verschwinden, und 

eine Strategie zu entwerfen, mit der künftig verhindert wird, dass es zum Verschwinden 

unbegleiteter minderjähriger Migranten in der EU kommt, und der Verbleib der 

verschollenen Kinder aufgeklärt wird; 

63. stellt fest, dass LGBTI-Personen unter den Asylsuchenden auf ihrer Reise und bei der 

Ankunft in dem Land, in dem sie einen Asylantrag stellen, oftmals zusätzlichen 

Gefahren ausgesetzt sind, wie zum Beispiel Drangsalierung, Ausgrenzung, sexueller 

Gewalt oder anderer Formen der Gewalt; weist darauf hin, dass eine Reihe von für 

Asylsuchende als „sicher“ eingestuften Drittländern LGBTI-Personen diskriminieren 

oder gar Homosexualität kriminalisieren und; weist darauf hin, dass besonders 

schutzbedürftige Personengruppen zusätzliche Schutzvorkehrungen benötigen, und 

fordert die Staaten auf, dafür Sorge zu tragen, dass LGBTI -Personen unter den 

Flüchtlingen gemäß dem humanitären Völkerrecht geschützt werden; 

64. betont, wie wichtig es ist, in Präventionsmaßnahmen vor allem in Form von Strategien 

der Integration und sozialen Inklusion zu investieren; hebt die Notwendigkeit hervor, 

spezifische Programme der Deradikalisierung und Reintegration von Rückkehrern 

umzusetzen; 

65. verweist auf die problematische Lage der Flüchtlinge in den Nachbarstaaten Syriens 

und betrachtet es als wichtig, dass die EU alles in ihrer Macht Stehende unternimmt, um 

dazu beizutragen, dass den Flüchtlingen, die sich in diesen Ländern befinden, ein 

menschenwürdiges Lebensumfeld und dabei in erster Linie Zugang zu gesundheitlicher 
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Versorgung, Bildung und Arbeitsmöglichkeiten garantiert wird; 

66. weist auf die dramatische Lage von Binnenvertriebenen und insbesondere deren 

gewaltig hohe Zahl im Irak, Syrien sowie deren wachsende Zahl in der Ukraine hin, die 

insgesamt im Jahr 2015 eine Zahl von 1,4 Millionen Menschen erreicht haben; betont, 

dass im Rahmen der Flüchtlingsprogramme in einer Region auch das potenzielle 

Schicksal von Binnenvertriebenen zur Kenntnis genommen und berücksichtigt werden 

muss; fordert die Kommission, die Mitgliedstaaten und die internationale Gemeinschaft 

auf, ihre Anstrengungen zu intensivieren, damit die Lage von Binnenvertriebenen vor 

Ort verbessert wird und sie Unterkünfte sowie Zugang zu Lebensmitteln, 

Gesundheitsversorgung und Bildung erhalten; 

67. weist darauf hin, dass allein im Jahr 2015 nach Angaben der Weltweiten 

Beobachtungsstelle für Binnenvertreibungen (IDMC) 19,3 Millionen Menschen 

aufgrund von Umweltkatastrophen vertrieben wurden; weist darauf hin, dass diese 

Vertreibungen insbesondere südliche Regionen betreffen; betont in diesem 

Zusammenhang, dass 85 % der Vertreibungen in den Entwicklungsländern stattfinden 

und es sich vor allem um interne und regionale Vertreibung handelt; 

Menschenhandel 

68. fordert die EU auf, in ihrer Außenpolitik die Bekämpfung des Menschenhandels zu 

einer Priorität zu machen und dabei sowohl die Angebots- als auch die Nachfrageseite 

des Phänomens anzugehen und dem Schutz der Opfer besondere Aufmerksamkeit zu 

schenken als auch die Kommunikation und Zusammenarbeit mit einschlägigen 

Akteuren bei der Bekämpfung des Menschenhandels zu intensivieren; bekräftigt, dass 

alle Mitgliedstaaten die EU-Richtlinie (2011/36/EU) und die EU-Strategie zur 

Beseitigung des Menschenhandels umsetzen müssen; 

69. weist darauf hin, dass die kriminellen Netze den steigenden Migrationsdruck, das 

Fehlen legaler Wege der Migration und die besondere Verwundbarkeit von Migranten 

und Flüchtlingen, insbesondere Frauen, Mädchen und Kindern, ausnutzen, um sie zum 

Opfer von Schleusertum, Menschenhandel, Sklaverei und sexueller Ausbeutung zu 

machen; 

70. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, der Feststellung von 

Flüchtlingen und Migranten als Opfer des Menschenhandels oder als Opfer von 

Verstößen und Missbrauch im Zuge der Schleusung Aufmerksamkeit zu widmen; 

fordert in diesem Zusammenhang Schulungen von Grenzschützern, damit eine exakte 

Feststellung sichergestellt ist, die für die Wahrnehmung der den Opfern zustehenden 

Rechte von grundlegender Bedeutung ist; 

71. begrüßt die Aufstockung der Mittel der Operationen Triton und Poseidon; nimmt zur 

Kenntnis, dass gegen die Schleuser und Menschenhändler im Mittelmeerraum die 

Operation Sophia von EUNAVFOR MED eingeleitet wurde, und unterstützt die 

Stärkung des Schutzes der EU-Außengrenzen; 

72. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Internationale Konvention zum Schutz 

der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen zu ratifizieren und 

umzusetzen; 
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Die Zusammenhänge zwischen Entwicklung, Demokratie und den Menschenrechten 

73. ist zutiefst besorgt über die Zunahme extremer Armut und Ungleichheit in bestimmten 

Teilen der Welt, was für die vollständige Wahrnehmung der Menschenrechte eine 

Gefahr darstellt; ist der Ansicht, dass die Achtung der Menschenrechte und das Recht 

auf Entwicklung untrennbar miteinander verbunden sind; betont, dass die Achtung der 

Menschenrechte, darunter die wirtschaftlichen und sozialen Rechte, die Gleichstellung 

der Geschlechter, verantwortungsvolle Regierungsführung, die Förderung von 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie Frieden und Sicherheit 

Grundvoraussetzungen für die Beseitigung von Armut und Ungleichheiten sind; 

74. begrüßt die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung; betont, dass die 

Entwicklungszusammenarbeit der EU mit Drittstaaten zum Ziel haben sollte, ein 

günstiges internationales Umfeld für die Verwirklichung der sozialen und 

wirtschaftlichen Rechte zu schaffen, und fordert die Umsetzung der Erklärung der 

Vereinten Nationen über das Recht auf Entwicklung von 1986; verweist auf die 

wesentliche Bedeutung des in Artikel 208 AEUV verankerten Grundsatzes der 

Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung, wenn es darum geht, zu erreichen, dass 

die Menschenrechte geachtet werden; fordert die EU auf, dafür Sorge zu tragen, dass 

mit den notwendigen Leitlinien, Folgenabschätzungen und Überwachungs- und 

Berichterstattungsmechanismen die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung bei 

den politischen Maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten zur konkreten Realität 

wird; ist der Auffassung, dass die Umsetzung des in Artikel 208 AEUV verankerten 

Grundsatzes der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung und klar definierte 

Ergebnisrahmen in allen Instrumenten und Menschrechtsmechanismen der EU von 

grundlegender Bedeutung sind, wenn es darum geht, die Agenda 2030 zu verwirklichen, 

die Inklusion marginalisierter und schutzbedürftiger Gruppen sicherzustellen und 

durchgehend einen menschenrechtsbasierten Ansatz zu verfolgen; fordert 

nachdrücklich, dass bei der Umsetzung des rechtebasierten Ansatzes auf verstärkte 

Kohärenz und Koordinierung sämtlicher außenpolitischer Maßnahmen und Instrumente 

der EU geachtet wird; fordert die Mitgliedstaaten auf, in ihren Zuständigkeitsbereichen 

tätig zu werden und dabei Kohärenz mit den im Entwicklungsbereich unternommenen 

Bemühungen und mit den europäischen Maßnahmen in diesem Bereich walten zu 

lassen; fordert die Kommission auf, die Verwendung des Instrumentariums für den 

rechtebasierten Ansatz in den Delegationen zu bewerten und dem Europäischen 

Parlament einen Überblick über diese Bewertung bereitzustellen; 

75. verweist auf die Einführung eines rechtebasierten Ansatzes in die EU-

Entwicklungspolitik mit dem Ziel, Menschenrechtsgrundsätze in die operative 

Entwicklungsarbeit der EU zu integrieren, unter Einbeziehung von Vereinbarungen 

sowohl auf der Ebene der Hauptquartiere als auch vor Ort zur Synchronisierung der 

Menschenrechte und der Tätigkeiten im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit; 

fordert, dass das Instrumentarium für den rechtebasierten Ansatz bei unseren Partnern, 

einschließlich der lokalen Behörden, der Zivilgesellschaft und des privaten Sektors, 

stärker verbreitet und dessen Umsetzung von der Kommission sorgfältig überwacht 

wird; 

76. vertritt die Auffassung, dass Menschenrechte für alle ein übergreifendes Element im 

Rahmen der Verwirklichung aller Ziele und Zielvorgaben der Agenda 2030 sein 
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müssen; fordert die Einrichtung – auf einzelstaatlicher und internationaler Ebene – eines 

inklusiven Indikatorrahmens für die Ziele für nachhaltige Entwicklung, der den 

Menschenrechten Rechnung trägt und rechtebasiert ist, um für äußerste Transparenz 

und Rechenschaftspflicht in diesem Bereich zu sorgen, damit die für die Entwicklung 

bereitgestellten Mittel wirklich denjenigen zugutekommen, die sie benötigen; 

77. bekräftigt, dass die weltweite Geißel der Armut und von auf Unterernährung 

zurückzuführenden und vernachlässigten Krankheiten dringend angemessen 

angegangen werden muss; fordert eine ehrgeizige und langfristige politische Strategie 

und einen ehrgeizigen und langfristigen Aktionsplan für weltweite Gesundheit, 

Innovation und den Zugang zu Arzneimitteln, in deren Rahmen unter anderem 

Investitionen in Forschung und Entwicklung getätigt werden, um das Recht auf einen 

Lebensstandard zu wahren, der für die Gesundheit und das Wohlergehen aller 

Menschen unabhängig von Rasse, Religion, politischer Überzeugung, der 

wirtschaftlichen und sozialen Lage, der Geschlechtsidentität oder der sexuellen 

Ausrichtung angemessen ist; 

78. äußert sich besorgt über die Versuche, Finanzmittel, die für die Bekämpfung der Armut 

und die Förderung der Entwicklung vorgesehen sind – und auch auf die konkrete 

Umsetzung von Maßnahmen, die letztlich auf den Schutz der Menschenrechte 

hinauslaufen – für nicht entwicklungsrelevante Zwecke zu verwenden; betont, dass 

Entwicklungshilfe zur Armutsbekämpfung dienen und nicht lediglich ein Instrument zur 

Migrationskontrolle sein sollte, und weist darauf hin, wie wichtig Ziel Nr. 16 für 

nachhaltige Entwicklung zu Frieden, Gerechtigkeit und soliden Institutionen im 

Hinblick auf Verbesserungen bei den Menschenrechten und eine wirksame 

demokratische Regierungsführung ist; ist der Ansicht, dass zur Gewährleistung der 

Transparenz bei der EU-Hilfe und der Rechenschaftspflicht der Empfängerländer eine 

Antikorruptionsklausel in alle Entwicklungsvereinbarungen aufgenommen werden 

sollte und dass die Festigung der Rechtsstaatlichkeit, der guten Regierungsführung und 

von institutionellen Kapazitäten unter Einsatz von Budgethilfen, demokratische 

Teilhabe und eine repräsentative Beschlussfassung, Stabilität, soziale Gerechtigkeit 

sowie ein integratives und nachhaltiges Wachstum – und somit die Ermöglichung einer 

fairen Verteilung des erwirtschafteten Vermögens – die zentralen Ziele sämtlicher 

außenpolitischer Maßnahmen der EU sein sollten; warnt vor Populismus, Extremismus 

und verfassungsrechtlichem Missbrauch, womit Verstöße gegen die Menschenrechte 

legitimiert werden; 

79. nimmt das anhaltende Finanzierungsdefizit bei der humanitären Hilfe aufgrund der 

Zunahme des entsprechenden Bedarfs und die Defizite beim Welternährungsprogramm 

zur Kenntnis, die zur Kürzung von Lebensmittellieferungen geführt haben; fordert die 

Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen sowie die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, 

zumindest ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukommen; weist in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass die meisten EU-Mitgliedstaaten ihrer Verpflichtung, 

0,7 % des BIP für Entwicklungshilfe auszugeben, nicht nachgekommen sind, begrüßt 

gleichwohl die Zusagen der EU in Bezug auf humanitäre Hilfe und Zivilschutz, wobei 

die EU und ihre Mitgliedstaaten zu den Hauptgebern gehören; 

80. begrüßt den neuen europäischen Plan für externe Investitionen (EEIP) und den 

Treuhandfonds für Afrika, die dazu dienen sollen, die tieferliegenden Ursachen von 
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Armut, Ungleichheiten und der illegalen Einwanderung zu beseitigen, indem für 

nachhaltiges Wachstum gesorgt wird und Arbeitsplätze geschaffen werden, sowie die 

Achtung der Menschenrechte und private Investitionen in Afrika und den EU-

Nachbarregionen zu befördern; fordert, dass der Europäische Fonds für regionale 

Entwicklung vorübergehend in den EU-Nachbarländern eingesetzt wird, um zu deren 

Stabilisierung beizutragen; 

81. begrüßt die Aufnahme eines Kapitels über Entwicklung in den EU-Jahresbericht 2015 

über Menschenrechte und Demokratie in der Welt und hofft, dass dies zu einer 

standardmäßigen Praxis in den künftigen Jahresberichten gemacht wird; 

Handel, Wirtschaft und Menschenrechte 

82. fordert die rasche, wirksame und umfassende Umsetzung der Leitprinzipien der 

Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte; fordert alle Mitgliedstaaten der 

Vereinten Nationen, einschließlich der EU-Mitgliedstaaten, nachdrücklich auf, 

nationale Aktionspläne auszuarbeiten und umzusetzen; ist der Ansicht, dass Handel und 

Menschenrechte Hand in Hand gehen können und die Geschäftswelt eine wichtige Rolle 

spielen muss, was die Förderung der Menschenrechte und der Demokratie angeht; 

83. weist erneut auf die dringliche Notwendigkeit hin, auf allen Ebenen (einschließlich der 

einzelstaatlichen, europäischen und internationalen Ebene) fortlaufend, wirksam und 

kohärent zu handeln, damit gegebenenfalls von internationalen Unternehmen begangene 

Menschenrechtsverstöße und Korruption angegangen werden und diese Unternehmen 

vor Gericht gestellt werden können, indem unter anderem die rechtlichen Probleme 

wirksam in Angriff genommen werden, die sich aus der extraterritorialen Dimension 

von Unternehmen und ihrem Verhalten ergeben; 

84. fordert die Vereinten Nationen, die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, das Thema der 

Landnahme und der Behandlung von Menschenrechtsverteidigern gegenüber 

multinationalen und europäischen Unternehmen anzusprechen, da 

Menschenrechtsverteidiger oftmals Opfer von Repressionen werden, wozu Drohungen, 

Drangsalierungen, willkürliche Festnahmen sowie tätliche Angriffe und auch Mord 

gehören; 

85. begrüßt ausdrücklich die begonnene Arbeit zwecks Ausarbeitung eines verbindlichen 

Vertrags der Vereinten Nationen über Unternehmen und Menschenrechte; beklagt ein 

Verhalten, mit dem dieser Prozess behindert wird, und fordert, dass sich die EU-

Mitgliedstaaten und die EU konstruktiv an diesen Verhandlungen beteiligen; 

86. weist auf die unterschiedlichen, sich jedoch ergänzenden Aufgaben von Staaten und 

Unternehmen in Bezug auf den Menschenrechtsschutz hin; weist mit Nachdruck darauf 

hin, dass die Staaten, in denen Menschenrechtsverstöße begangen werden, den Opfern 

den Zugang zu wirksamen Rechtsmitteln gewähren müssen; weist in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass die Achtung der Menschenrechte durch Drittstaaten, 

wozu Garantien für einen wirksamen Rechtsschutz für alle Opfer solcher Verstöße 

gehören, ein wesentlicher Bestandteil der auswärtigen Beziehungen der EU mit diesen 

Ländern ist; begrüßt die Tatsache, dass die EU bei der Aushandlung und Umsetzung 

mehrerer globaler Initiativen für globale Verantwortung im Zusammenhang mit der 

Förderung und Einhaltung internationaler Normen eine führende Rolle spielt; begrüßt 
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die am 20. Juni 2016 angenommenen Schlussfolgerungen des Rates zum Thema 

Wirtschaft und Menschrechte und auch die Tatsache, dass darin die Aufnahme des 

Zugangs zu Rechtsbehelfen in die nationalen Aktionspläne zum Thema Wirtschaft und 

Menschenrechte gefordert wird; 

87. bekräftigt, dass den besonderen Wesensmerkmalen von KMU Aufmerksamkeit 

geschenkt werden muss, die hauptsächlich auf lokaler und regionaler Ebene in 

bestimmten Branchen tätig sind; hält es daher für unerlässlich, dass im Rahmen der 

SVU-Maßnahmen der Union, einschließlich der nationalen Aktionspläne für SVU, den 

spezifischen Ansprüchen von KMU Rechnung getragen wird, dass sie mit dem 

Grundsatz „Vorfahrt für KMU“ in Einklang stehen und dass der informelle und intuitive 

Zugang von KMU zur SVU anerkannt wird; lehnt erneut alle Maßnahmen ab, die 

zusätzliche verwaltungstechnische, bürokratische oder finanzielle Belastungen für 

KMU zur Folge hätten, unterstützt dagegen Maßnahmen, die es KMU ermöglichen, 

gemeinsame Initiativen durchzuführen; 

88. fordert von der Kommission und den Mitgliedstaaten, dass sie eine stimmige Politik in 

Bezug auf die Wirtschaft und Menschenrechte auf allen Ebenen und vor allem im 

Rahmen der EU-Handelspolitik gewährleisten; fordert die Kommission und die 

Mitgliedstaaten auf, regelmäßig über die von ihnen ergriffenen Maßnahmen für einen 

wirksamen Menschenrechtsschutz im Rahmen einer Geschäftstätigkeit Bericht zu 

erstatten; 

89. bekräftigt seine nachdrückliche Forderung nach der systematischen Einführung von 

Menschenrechtsklauseln in allen internationalen Abkommen, einschließlich der 

abgeschlossenen und abzuschließenden Handels- und Investitionsabkommen, zwischen 

der EU und Drittstaaten; ist darüber hinaus der Ansicht, dass vorgeschaltete 

Kontrollmechanismen, die vor dem Abschluss eines Rahmenabkommens greifen und 

als grundlegendes Merkmal des Abkommens Voraussetzung für dessen Abschluss sind, 

sowie nachgeschaltete Kontrollmechanismen notwendig sind, um Verstößen gegen 

besagte Klauseln konkrete Maßnahmen folgen zu lassen, wie zum Beispiel 

angemessene Sanktionen, wie sie in den Menschenrechtsklauseln aufgeführt sind, 

darunter die (vorübergehende) Aufhebung des Abkommens; 

90. fordert die Einführung von Mechanismen, mit denen die Achtung der Menschenrechte 

vonseiten der Staaten und Unternehmen sichergestellt wird, sowie die Einführung von 

Beschwerdemechanismen für Menschen, deren Rechte durch Handels- und 

Investitionsabkommen verletzt wurden; 

91. nimmt den Legislativvorschlag der Kommission vom 28. September 2016 zur Änderung 

der Verordnung (EG) Nr. 428/2009 des Rates über die Kontrolle der Ausfuhr von 

Gütern mit doppeltem Verwendungszweck zur Kenntnis, mit dem eine Verstärkung 

dieser Kontrolle angestrebt wird, da bestimmte Güter und Technologien missbräuchlich 

verwendet werden können, um schwerwiegende Menschenrechtsverletzungen zu 

begehen; 

92. begrüßt die Einigung, die EU-Ausfuhrkontrollen für Güter zu aktualisieren, die zur 

Vollstreckung der Todesstrafe, zu Folter oder zu anderer grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung oder Strafe genutzt werden können, und fordert die 

wirksame und uneingeschränkte Umsetzung dieser überaus wichtigen 
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Rechtsvorschriften; legt der EU und den Mitgliedstaaten nahe, dass sie Drittländer dazu 

anhalten, den Erlass ähnlicher Rechtsvorschriften in Betracht zu ziehen, und dass sie 

eine Initiative zur Förderung eines internationalen Rahmens zu Folter- und 

Hinrichtungsinstrumenten auf den Weg bringen; begrüßt die Initiative für eine 

Verordnung zur Schaffung eines Systems zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der 

Lieferkette im Hinblick auf die verantwortungsvolle Beschaffung von Mineralien aus 

Konfliktgebieten; begrüßt den Vorschlag der Kommission, die Rechtsvorschriften über 

die Kontrolle der Ausfuhr von Gütern mit doppeltem Verwendungszweck zu 

aktualisieren; betont, dass die Menschenrechte als Kriterium für 

Ausfuhrgenehmigungen für das Parlament von vorrangiger Bedeutung sind und fordert 

die Mitgliedstaaten auf, endlich den Weg freizumachen für eine modernere, flexiblere 

und auf den Menschenrechten fußende Ausfuhrpolitik; fordert die Mitgliedstaaten auf, 

strenger und stärker auf den Menschenrechten fußende Rüstungsausfuhrkontrollen 

durchzuführen, insbesondere, wenn es sich dabei um Länder handelt, in denen 

nachweislich Repressionen angewandt und Menschrechtsverletzungen begangen 

werden; 

93. begrüßt die von der Kommission im Oktober 2015 angenommene neue Handelsstrategie 

„Handel für alle“, in der die Menschenrechte durchgängig in der Handelspolitik 

berücksichtigt werden sollen und die EU ihre Position als Handelsblock dazu nutzen 

soll, den Menschenrechten in Drittstaaten mehr Geltung zu verschaffen; betont, dass 

dafür eine vollständige Widerspruchsfreiheit und Komplementarität der handels- und 

außenpolitischen Initiativen einschließlich einer engen Zusammenarbeit zwischen den 

unterschiedlichen Generaldirektionen, dem EAD und den Behörden der Mitgliedstaaten 

vonnöten sein wird; stellt fest, dass die Kommission beabsichtigt, die 

Wirtschaftsdiplomatie der EU zu stärken, und betont, dass die Handelspolitik auch zu 

einem nachhaltigen Wachstum in Drittstaaten beitragen sollte; fordert die Kommission 

auf, alle Interessenvertreter in die Diskussion über den Regulierungsrahmen und die 

Verpflichtungen der Unternehmen in Ländern, in denen private und öffentliche 

Investitionen voraussichtlich zunehmen werden, einzubeziehen; fordert die Kommission 

nachdrücklich auf, dafür Sorge zu tragen, dass die von der EIB unterstützten Vorhaben 

im Einklang mit der EU-Politik stehen, und empfiehlt eine Verbesserung der 

nachträglichen Kontrollen zur Einschätzung der wirtschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Auswirkungen von Vorhaben, die von der EIB unterstützt werden; 

94. begrüßt das neue Allgemeine Präferenzsystem (APS+), das am 1. Januar 2014 in Kraft 

getreten ist und eines der wichtigsten handelspolitischen Instrumente der EU zur 

Förderung der Menschen- und Arbeitnehmerrechte, des Umweltschutzes und der 

verantwortungsvollen Regierungsführung in nicht gefestigten Entwicklungsländern ist; 

begrüßt insbesondere, dass Handelsvorteile, die im Rahmen von APS+ gewährt werden, 

an sich und rechtlich von der fortgesetzten Umsetzung internationaler 

Menschenrechtsübereinkommen abhängen; begrüßt, dass die Kommission den ersten 

der alle zwei Jahre vorzulegenden Berichte über den Sachstand bei der Umsetzung der 

APS+-Regelung veröffentlicht und vor der Veröffentlichung dieses Berichts einen 

Dialog mit dem Parlament darüber geführt hat; stellt fest, dass über Verstöße gegen 

Kernarbeitsnormen in mehreren Staaten mit APS+-Status berichtet wurde, und fordert 

nachdrücklich, dass es zu einer echten Durchsetzung von APS+ kommt; fordert die 

Kommission auf, Möglichkeiten zu erkunden, wie das Römische Statut des 

Internationalen Strafgerichtshofs in das Verzeichnis aufgenommen werden kann, in dem 
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die für einen APS+-Status erforderlichen Übereinkommen aufgeführt sind, und fordert, 

dass die APS+-Kandidatenländer, die dem Römischen Statut noch nicht angehören, 

dieses zu ratifizieren; 

95. begrüßt es, dass 14 Staaten nach dem neuen APS+, das seit dem 1. Januar 2014 in Kraft 

ist, besonders vorteilhafte Handelspräferenzen eingeräumt worden sind und dass, wie 

vielfach gefordert wurde, 27 internationale Übereinkommen (unter anderem über 

grundlegende Menschenrechte und Arbeitnehmerrechte) eingehalten werden; 

96. fordert erneut nachdrücklich für alle Handels- und Investitionsabkommen vorab 

durchgeführte umfassende Folgenabschätzungen, bei denen die Meinungen der 

Zivilgesellschaft im wesentlichen Maße berücksichtigt werden; 

97. begrüßt die Annahme von neuen Leitlinien für die Analyse von Folgenabschätzungen 

zu den Auswirkungen auf die Menschenrechte für handelsbezogene politische 

Initiativen1, ist jedoch zutiefst besorgt darüber, dass die Qualität der 

Menschenrechtserwägungen in der Nachhaltigkeitsprüfung zu dem 

Investitionsschutzabkommen zwischen der EU und Myanmar mangelhaft ist sowie dass 

die Kommission für das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Vietnam keine 

Folgenabschätzung für den Bereich Menschenrechte durchgeführt hat; betont erneut, 

dass im Rahmen der nachträglichen Bewertung dieser Abkommen eine umfassende 

Prüfung durchgeführt werden sollte; 

98. fordert die EU auf, die Achtung der Religions- und Glaubensfreiheit in 

Folgenabschätzungen in Bezug auf die Menschenrechte aufzunehmen, die durchgeführt 

werden, bevor die EU über den Abschluss neuer Handels- und Investitionsabkommen 

entscheidet; 

Sport und Menschenrechte 

99. ist darüber besorgt, dass große Sportveranstaltungen wie die FIFA-

Fußballweltmeisterschaft 2018 in Russland und 2022 in Katar und die Olympischen 

Spiele 2022 in Peking an Länder mit einer sehr schlechten Menschenrechtsbilanz 

vergeben wurden und dass Menschenrechtsverletzungen auf große Sportveranstaltungen 

zurückzuführen sind, darunter Zwangsausweisungen ohne Konsultierung oder 

Entschädigung der Betroffenen, die Ausbeutung besonders schutzbedürftiger Gruppen 

wie Kinder und Wanderarbeitnehmer, die Sklaverei gleichkommen kann, sowie 

Maßnahmen, mit denen Organisationen der Zivilgesellschaft zum Schweigen gebracht 

werden, die solche Menschrechtsverletzungen anprangern; fordert vom Internationalen 

Olympischen Komitee und dem Weltfußballverband FIFA, ihre Praktiken mit den 

Idealen des Sports in Einklang zu bringen, indem Absicherungsmaßnahmen eingeführt 

werden, sodass in Zusammenhang mit solchen großen Sportveranstaltungen 

Menschenrechtsverletzungen verhindert, die Menschenrechtslage überwacht und 

entsprechende Rechtsbehelfe zur Verfügung gestellt werden; fordert, dass ein 

politischer Rahmen der EU für Sport und Menschenrechte ausgearbeitet wird; fordert 

die EU und die Mitgliedstaaten auf, mit nationalen Sportverbänden, 

privatwirtschaftlichen Akteuren und zivilgesellschaftlichen Organisationen die 

Modalitäten ihrer Beteiligung an Veranstaltungen dieser Art zu erörtern; 

                                                 
1 http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/july/tradoc_153591.pdf 

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/july/tradoc_153591.pdf
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Menschen mit Behinderungen 

100. begrüßt die neuen Ziele Nr. 12 und 16 (hierbei insbesondere Buchstabe f) in den 

Schlussfolgerungen des Rates zum Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie 

(2015-2019) und fordert die Kommission auf, dafür Sorge zu tragen, dass die 

Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen in Menschenrechtsdialogen mit Drittstaaten systematisch 

angesprochen wird; weist darauf hin, dass die besonderen Bedürfnisse von Menschen 

mit Behinderungen im Rahmen der Anstrengungen gegen Diskriminierung 

berücksichtigt werden müssen; fordert nachdrücklich eine eingehende Prüfung der 

Wirksamkeit von Projekten zum Thema Behinderung sowie eine angemessene 

Einbeziehung von Behindertenverbänden in die Planung und Umsetzung dieser 

Projekte; 

101. fordert die Mitgliedstaaten auf, Menschen mit Behinderungen eine tatsächliche 

Bewegungsfreiheit im öffentlichem Raum und somit auch eine gleichberechtigte 

Teilhabe am öffentlichen Leben zu ermöglichen; 

102. drängt darauf, dass die Menschenrechte von Menschen mit Behinderungen im Rahmen 

aller außenpolitischen Maßnahmen und insbesondere der Migrations- und 

Flüchtlingspolitik der EU stets berücksichtigt werden, damit angemessen auf die 

besonderen Bedürfnisse dieser Menschen reagiert wird, da sie in mehrfacher Weise 

diskriminiert werden; weist erneut darauf hin, dass Frauen und Kinder mit 

Behinderungen mehrfach diskriminiert werden und bei ihnen häufig die Gefahr größer 

ist, dass sie Gewalt, Missbrauch, Misshandlung oder Ausbeutung zum Opfer fallen; 

unterstützt nachdrücklich die Empfehlung, die geschlechtsspezifische Perspektive in 

sämtlichen Strategien der EU im Zusammenhang mit Behinderung – auch in ihren 

externen Politikbereichen und ihrem auswärtigen Handeln – zu berücksichtigen; 

103. fordert die VP/HV auf, den Prozess der Ratifizierung und Umsetzung des 

Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen durch die Länder, die es noch nicht ratifiziert bzw. umgesetzt haben, 

weiterhin zu unterstützen; stellt fest, dass die EU mit gutem Vorbild vorangehen sollte, 

indem das Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen in den jeweiligen Mitgliedstaaten wirksam umgesetzt wird; fordert die 

EU auf, eine führende Rolle bei der Umsetzung einer inklusiven Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung einzunehmen, mit der sichergestellt werden soll, dass niemand 

allein gelassen wird, wie es vom Ausschuss der Vereinten Nationen für die Rechte von 

Menschen mit Behinderungen in den abschließenden Bemerkungen über seine 

Überprüfung der Umsetzung des Übereinkommens in der EU empfohlen wurde; 

Rechte von Frauen und Kindern 

104. begrüßt die Annahme des Aktionsplan zur Geschlechtergleichstellung (Gender Action 

Plan) für den Zeitraum von 2016 bis 2020, der eine umfassende Liste von Maßnahmen 

zur Verbesserung der Lage von Frauen hinsichtlich der Gleichstellung und der Stärkung 

ihrer Rechte enthält; betont, dass dieser Aktionsplan zusammen mit dem Aktionsplan 

für Menschenrechte und Demokratie umgesetzt werden sollte, damit die Frauenrechte 

als solche anerkannt werden; begrüßt gleichermaßen die Annahme des strategischen 

Engagements für die Gleichstellung der Geschlechter für 2016–2019, mit dem die 
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Gleichstellung der Geschlechter und die Frauenrechte in der ganzen Welt gefördert 

werden; bekräftigt, dass die Frauenrechte nicht wegen der Rücksichtnahme auf 

bestimmte Religions- oder Glaubensvorschriften beschnitten werden dürfen; fordert die 

EU auf, die Erfüllung von Verpflichtungen und Zusagen im Bereich von Frauenrechten 

stärker zu unterstützen, die sich aus dem Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 

der Diskriminierung der Frau (CEDAW), der Aktionsplattform von Peking, der 

Erklärung von Kairo über Bevölkerung und Entwicklung sowie entsprechenden 

Ergebnisüberprüfungen und den Zielen für eine nachhaltige Entwicklung ergeben; 

betont, dass der „Besitzstand“ der Aktionsplattformen von Peking und Kairo im 

Zusammenhang mit dem Zugang zu Bildung und Gesundheit als grundlegendes 

Menschenrecht nicht untergraben werden darf und dass die sexuellen und reproduktiven 

Rechte verteidigt werden müssen, und fordert, dass dafür gesorgt wird, dass Frauen, die 

im Krieg Opfer von Vergewaltigungen geworden sind, alle erforderliche medizinische 

und psychologische Versorgung und entsprechende Dienstleistungen erhalten, wozu 

auch ein Schwangerschaftsabbruch unter sicheren Bedingungen gehört, wie er gemäß 

dem humanitären Völkerrecht vorgesehen ist; stellt fest, dass die Familienplanung, die 

Gesundheit von Müttern, der problemlose Zugang zu Verhütungsmitteln und einem 

Schwangerschaftsabbruch unter sicheren Bedingungen sowie der Zugang zu sämtlichen 

Dienstleistungen im Bereich der sexuellen und reproduktiven Gesundheit wichtig sind, 

damit Frauen das Leben gerettet wird und die Säuglings- und Müttersterblichkeit 

gesenkt werden; hebt hervor, dass diese politischen Maßnahmen zum Herzstück der 

Entwicklungszusammenarbeit mit Drittländern gemacht werden müssen; betont, dass es 

unbedingt erforderlich ist, dass die Rechte von Frauen und Mädchen gewahrt werden, 

für die Achtung ihrer Menschenwürde gesorgt wird und gegen sie gerichtete Gewalt 

und Diskriminierung beseitigt werden, damit sie ihre Menschenrechte wahrnehmen 

können; hebt das Recht einer jeden Person hervor, frei über Fragen bezüglich ihrer 

Sexualität und ihrer sexuellen und reproduktiven Gesundheit zu entscheiden; erkennt in 

diesem Zusammenhang das unveräußerliche Recht von Frauen auf selbstständige 

Entscheidungen an, unter anderem auch über den Zugang zu Familienplanung; 

105. verurteilt erneut jegliche Form von Misshandlung und Gewalt gegen Frauen und Kinder 

und geschlechtsspezifische Gewalt, darunter die schädlichen Praktiken der Früh- und 

Zwangsehe, die Verstümmelung weiblicher Genitalien, häusliche Gewalt sowie den 

Einsatz sexueller Gewalt als Kriegswaffe; ist der Ansicht, dass die Gewalt gegenüber 

Frauen ebenso auf psychologischer Ebene zum Ausdruck kommt, und betont, dass 

geschlechtsspezifische Erwägungen, mit denen unter anderem die aktive Mitwirkung 

von Frauen an der humanitären Hilfe gefördert wird, sowie Schutzstrategien unter 

anderem gegen sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt und grundlegende 

Maßnahmen für die Gesundheitsversorgung einschließlich Diensten für die sexuelle und 

reproduktive Gesundheit, darin aufgenommen werden müssen; betont, dass die 

Kommission und die Mitgliedstaaten nicht nur jegliche Gewaltanwendung gegen 

Frauen bekämpfen, sondern auch die Förderung des Zugangs zur Bildung und die 

Bekämpfung geschlechtsspezifischer Stereotypen über Mädchen und Jungen schon ab 

dem frühesten Kindesalter zur Priorität erheben müssen; fordert die EU und ihre 

Mitgliedstaaten auf, unverzüglich das in Istanbul unterzeichnete Übereinkommen des 

Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 

Gewalt zu ratifizieren, damit für eine Kohärenz zwischen dem internen und auswärtigen 

Handeln der EU in Bezug auf die Gewalt gegen Frauen und Mädchen und 

geschlechtsspezifische Gewalt gesorgt wird; begrüßt den Vorschlag der Kommission 
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vom 4. März 2016 zu einem Beitritt der EU zum Übereinkommen von Istanbul, dem 

ersten internationalen rechtsverbindlichen Instrument zur Verhütung und Bekämpfung 

von Gewalt gegen Frauen; ist der Auffassung, dass dadurch für mehr Wirksamkeit und 

Kohärenz in der Innen- und Außenpolitik der EU gesorgt und die Verantwortung der 

EU und ihre Rolle bei der Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen und der 

geschlechtsspezifischen Gewalt auf internationaler Ebene gestärkt werden wird; fordert 

die Kommission und den Rat auf, ihr Möglichstes zu tun, um die Unterzeichnung und 

den Abschluss des Übereinkommens seitens der EU zu ermöglichen, und gleichzeitig 

die 14 Mitgliedstaaten, die das Übereinkommen von Istanbul noch nicht unterzeichnet 

und ratifiziert haben, aufzufordern, dies zu tun und die ordnungsgemäße Anwendung 

der Konvention sicherzustellen; betont, dass sichergestellt werden muss, dass 

Gesundheitspersonal, Polizeikräfte, Staatsanwälte, Richter, Diplomaten und 

Friedenssicherungskräfte sowohl in der EU als auch in Drittländern die geeignete 

Ausbildung erhalten, um Opfer von Gewalt, insbesondere Frauen und Kinder, in 

Konfliktsituationen und im Rahmen der Maßnahmen vor Ort zu unterstützen; 

106. verleiht seiner tiefen Sorge über mögliche Menschenrechtsverletzungen, von denen 

Frauen und Kinder in Flüchtlingslagern und Aufnahmeeinrichtungen betroffen sind, 

Ausdruck, einschließlich gemeldeter Fälle von sexueller Gewalt gegen Frauen und 

Kinder und deren Ungleichbehandlung; fordert den EAD nachdrücklich auf, auf 

strengere Regelungen und bewährte Verfahren in Drittländern zu drängen; betont, dass 

Frauen und Kinder, die in Konflikten missbraucht wurden, Zugang zu 

Gesundheitsfürsorge und psychologischer Betreuung gemäß dem Völkerrecht haben 

müssen und dass Kinder in Flüchtlingslagern, in Konfliktregionen und Gebieten, die 

von extremer Armut oder extremen Umweltbedingungen betroffen sind, 

ununterbrochenen Schulunterrichts sowie einer entsprechenden Gesundheits- und 

Lebensmittelversorgung bedürfen; 

107. weist darauf hin, dass mittels Maßnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer 

Gewalt auch die Online-Gewalt, darunter Belästigung, Mobbing und Einschüchterung, 

bekämpft und darauf hingearbeitet werden muss, ein für Frauen und Mädchen sicheres 

Online-Umfeld zu schaffen; 

108. begrüßt die Annahme und unterstützt die Umsetzung der vom VN-Sicherheitsrat vor 

kurzem angenommenen Resolution 2242, in deren Rahmen Frauen zum zentralen 

Bestandteil aller Bemühungen gemacht werden, die weltweiten Herausforderungen in 

Angriff zu nehmen, und zusätzliche Anstrengungen einzufordern, um die Agenden im 

Bereich Frauen, Frieden und Sicherheit in all die verschiedenen Aspekte der 

Friedenssicherung einzubeziehen; hebt die Bedeutung der gleichberechtigten, 

uneingeschränkten und aktiven Beteiligung von Frauen an der Verhütung und 

Beilegung von Konflikten, Friedensverhandlungen und der Friedenskonsolidierung 

hervor; empfiehlt die Einführung eines Quotensystems als Instrument zur Förderung der 

Mitwirkung von Frauen auf allen politischen Ebenen; 

109. bedauert zutiefst, dass die Diskriminierung und der Antiziganismus, unter denen – 

insbesondere weibliche – Roma leiden, immer noch weit verbreitet sind, wodurch der 

Kreislauf von Benachteiligung, Ausgrenzung, Segregation und Marginalisierung weiter 

verstärkt wird; fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, die Menschenrechte von 

Roma uneingeschränkt zu achten, indem sie deren Recht auf Bildung, 
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Gesundheitsversorgung, Beschäftigung, Wohnraum und sozialen Schutz gewährleisten; 

110. bedauert die mangelnde Geschlechtergleichstellung auf politischer Ebene und die 

Unterrepräsentation der Frauen in politischen, sozialen und wirtschaftlichen 

Entscheidungsprozessen zutiefst, da dadurch die Menschenrechte und die Demokratie 

untergraben werden; ist der Auffassung, dass die Regierungen bestrebt sein sollten, 

Frauen und Männer in gleicher Weise an Prozessen des Aufbaus und der Wahrung der 

Demokratie zu beteiligen und jegliche Art der Diskriminierung zwischen den 

Geschlechtern in der Gesellschaft zu bekämpfen. betont, dass die Berichte von 

Wahlbeobachtungsmissionen präzise Leitlinien für den politischen Dialog der EU mit 

Drittländern im Hinblick auf die Verbesserung der Teilhabe von Frauen am 

Wahlprozess und am demokratischen Leben des Landes bieten; 

111. bedauert, dass es immer noch Länder gibt, in denen die Beteiligung von Frauen an den 

Wahlen eingeschränkt ist; 

112. bedauert die Tatsache, dass Frauen weltweit nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten 

haben, menschenwürdige Arbeitsplätze zu finden und zu behalten, wie dem Bericht der 

Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) mit dem Titel „Women at work 2016“ 

(Frauen am Arbeitsplatz 2016) zu entnehmen ist; 

113. bedauert, dass die „gläserne Decke“ für Frauen in der Wirtschaft, das 

geschlechtsspezifische Lohngefälle und das in Bezug auf weibliches Unternehmertum 

demotivierende gesellschaftliche Umfeld nach wie vor globale Phänomene darstellen; 

fordert Initiativen für die weitere Stärkung der Rolle der Frauen, insbesondere in den 

Bereichen Selbstständigkeit und KMU; 

114. weist darauf hin, dass der Zugang zu Bildung, Berufsausbildung und Mikrokrediten 

wichtige Instrumente für die Emanzipation der Frau und zur Verhinderung von 

Verletzungen ihrer Menschenrechte sind; 

115. spricht sich für die aktive Beteiligung von Frauen in Gewerkschaften und anderen 

Organisationen aus, da dies in Bezug auf die Einbeziehung der Gleichstellungsfrage in 

den Bereich Arbeitsbedingungen ein wichtiger Faktor ist; 

116. fordert die Mitgliedstaaten, die Kommission und den EAD auf, den Schwerpunkt auf 

die wirtschaftliche und politische Stärkung von Frauen in den Entwicklungsländern zu 

legen, indem sie ihre Beteiligung am Wirtschaftsleben fördern und regionale und lokale 

Entwicklungsprojekte durchführen; 

117. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei sämtlichen einschlägigen 

Finanzierungen der EU den Gleichstellungsaspekt bei der Haushaltsplanung zu 

berücksichtigen; 

118. fordert Investitionen in Frauen und junge Menschen, da diese ein wirksames Mittel zur 

Bekämpfung der Armut, insbesondere der Frauenarmut, darstellen; 

119. ist zutiefst darüber besorgt, dass die rasant anwachsende Gefahr der Antibiotikaresistenz 

voraussichtlich zur häufigsten Todesursache weltweit werden wird, was vor allem die 

Verwundbaren und Schwachen in Entwicklungsländern treffen wird; fordert die 
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Kommission auf, ohne Verzug eine wirklich wirksame Strategie für die öffentliche 

Gesundheit zu entwerfen, die folgende Punkte enthält: 

– Feststellung von Krankheitsursachen, Diagnosen und Wegen, wie sich resistente 

Bakterien durch den Fremdenverkehr und Handel verbreiten; 

– Feststellung optimaler internationaler, nationaler und regionaler Gegenmaßnahmen in 

Notfällen nach dem „Ausbruch“ resistenter Bakterien, und die integrierte und 

koordinierte Vorbereitung solcher Maßnahmen, 

– Entwicklung möglichst strenger Bestimmungen zur mengenmäßigen Verwendung von 

Antibiotika in allen Weltgegenden sowie geeignete und wirksame 

Durchsetzungsmaßnahmen, 

– Ausarbeitung und Umsetzung des bislang größten Programms zur Aufklärung über 

die Gefahren der Antibiotikaresistenz unter Zuhilfenahme aller Ressourcen und 

insbesondere der sozialen Medien; 

Rechte des Kindes 

120. bekräftigt, wie dringend notwendig es ist, dass das Übereinkommen der Vereinten 

Nationen über die Rechte des Kindes und die dazugehörigen Fakultativprotokolle in der 

ganzen Welt ratifiziert und wirksam umgesetzt werden, und fordert die EU auf, 

relevante lokale und internationale Kinderrechtsorganisationen zu konsultieren und in 

ihren politischen Dialogen und Menschrechtsdialogen mit Drittstaaten die 

Verpflichtungen der Unterzeichnerstaaten zur Umsetzung des Übereinkommens 

systematisch anzusprechen; begrüßt die Ratifizierung des Übereinkommens durch den 

Südsudan und Somalia; fordert die Kommission und die Vizepräsidentin der 

Kommission/Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik (VP/HR) 

erneut auf, nach Möglichkeiten zu suchen, damit die Europäische Union dem VN-

Übereinkommen über die Rechte des Kindes beitritt; 

121. fordert, dass die EU weiterhin das von ihr und UNICEF unter dem Titel „Child Rights 

Toolkit – Integrating Child Rights in Development Cooperation“ herausgegebene 

Instrumentarium zur Einbettung der Kinderrechte in die Entwicklungszusammenarbeit 

mittels ihrer Delegationen im Ausland fördert und die Mitarbeiter der EU-Delegation in 

diesem Bereich angemessen schult; weist auf das ernste Problem der nicht registrierten 

Kinder hin, die außerhalb des Heimatlands ihrer Eltern geboren werden, was 

insbesondere bei Flüchtlingen ein schwerwiegendes Problem ist, und fordert die EU auf, 

diesen Sachverhalt gegebenenfalls in allen politischen Dialogen mit Drittstaaten 

anzusprechen; fordert die Kommission auf, Strategien auszuarbeiten und in 

internationalen Foren den Schutz von Kindern inhaftierter Eltern zu fördern, damit 

deren Diskriminierung und Stigmatisierung überwunden werden; betont, dass Millionen 

von Kindern weiterhin an Unterernährung leiden, was für viele von ihnen irreversible 

und langfristige Konsequenzen hat oder gar zu ihrem Tod führt; fordert die Kommission 

und die internationale Gemeinschaft auf, innovative Wege einzuführen, wie wirksam 

gegen Unterernährung insbesondere bei Kindern unter vollständiger Nutzung der 

gesamten Lebensmittelkette und somit auch mithilfe öffentlich-privater und 

individueller Partnerschaften (PPPP) und aller anderen verfügbaren Ressourcen 

(insbesondere der sozialen Medien) vorgegangen werden kann; 

122. weist auf die Notwendigkeit internationaler Unterstützung der Anstrengungen bei der 

Suche nach und Befreiung von Frauen und Kindern, die nach wie vor vom IS und 
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anderen terroristischen Gruppen oder paramilitärischen Organisationen 

gefangengehalten werden, sowie bei der Förderung von Sonderprogrammen zur 

Behandlung solcher ehemaliger Gefangener in der Europäischen Union und der ganzen 

Welt; ist besorgt über die Rekrutierung von Kindern und deren Beteiligung an 

terroristischen und militärischen Aktivitäten; betont, dass Strategien ausgearbeitet 

werden müssen, mit denen nach diesen Kindern gesucht wird, sie befreit, rehabilitiert 

und wieder in die Gesellschaft eingegliedert werden; besteht darauf, dass eine Politik 

mit dem Ziel der Entwaffnung, Rehabilitierung und Wiedereingliederung von 

Kindersoldaten gefördert wird; wiederholt seine Aufforderung an die Kommission, eine 

umfassende Kinderrechtsstrategie und einen Aktionsplan für die nächsten fünf Jahre 

vorzuschlagen, um die Rechte der Kinder in den Mittelpunkt der Außen- und 

Innenpolitik der EU zu stellen und die Förderung der Kinderechte zu unterstützen, 

indem insbesondere dazu beigetragen wird, dass der Zugang von Kindern zu Wasser, 

sanitären Einrichtungen, Gesundheitsfürsorge und Bildung auch in Konfliktgebieten 

und Flüchtlingslagern sichergestellt wird; 

Rechte älterer Menschen 

123. begrüßt das Ziel Nr. 16 im Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie (2015-

2019), das darin besteht, das Bewusstsein für die Menschenrechte und besonderen 

Bedürfnisse von älteren Menschen zu schärfen; ist über die negativen Auswirkungen 

der Diskriminierung aus Altersgründen besorgt; weist auf die besondere 

Herausforderung hin, mit der ältere Menschen bei der Wahrnehmung ihrer 

Menschenrechte, wie dem Zugang zu sozialer Sicherung und Gesundheitsversorgung, 

konfrontiert sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, die derzeitige Überprüfung des 

Internationalen Aktionsplans von Madrid über das Altern für die Bestandsaufnahme der 

Umsetzung bestehender Instrumente und die Feststellung möglicher Lücken zu nutzen; 

fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, sich aktiv in die Offene Arbeitsgruppe der 

Vereinten Nationen über das Altern einzubringen und die Rechte älterer Menschen 

stärker zu schützen und zu fördern sowie zu diesem Zweck zu prüfen, ob ein neues 

Rechtsinstrument notwendig ist; 

Rechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transgender-Personen und Intersexuellen 

(LGBTI-Personen) 

124. ist zutiefst besorgt über die zunehmende Gewalt gegen und Diskriminierung von 

LGBTI-Personen; verurteilt mit Nachdruck die jüngste Zunahme an diskriminierenden 

Gesetzen und Gewalttaten gegen Personen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung, 

Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmale; beklagt ferner, dass Homosexualität in 

73 Ländern nach wie vor unter Strafe gestellt wird (darunter die Anklage von LGBTI-

Personen wegen „eines ausschweifenden Lebenswandels“), wovon in 13 Ländern1 unter 

Umständen die Todesstrafe verhängt werden kann, sowie dass in 20 Ländern nach wie 

vor Transgenderidentitäten strafrechtlich verfolgt werden; ist zutiefst besorgt über die 

sogenannten Propagandagesetze, mit denen die freie Meinungsäußerung und die 

Versammlungsfreiheit von LGBTI-Personen und den Unterstützern ihrer Rechte 

beschnitten werden sollen; fordert alle diese Staaten auf, derartige Bestimmungen zu 

streichen; verurteilt mit Nachdruck die zunehmenden Beschränkungen der 

                                                 
1  (Saudi-Arabien, Vereinigte Arabische Emirate, Nigeria, Somalia, Mauretanien, Sudan, Sierra Leone, 

Jemen, Afghanistan, Pakistan, Katar, Iran und die Malediven) 
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Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit von LGBTI-Gruppen und der Verfechter der 

Rechte von LGBTI-Personen (einschließlich der Beschränkungen ihrer 

Betätigungsmöglichkeiten) sowie im Rahmen von deren Veranstaltungen und Protesten 

wie der Schwulenparaden, bei denen die staatlichen Stellen in manchen Fällen gegen 

die Protestteilnehmer gewaltsam vorgehen; bekräftigt die entscheidende Bedeutung 

dieser Grundfreiheiten für eine funktionierende demokratische Gesellschaft und die 

Verantwortung von Staaten für die Wahrung dieser Rechte und den Schutz der 

Menschen, die diese Rechte wahrnehmen; verlangt, dass der EAD seine Maßnahmen in 

Ländern stärker in den Vordergrund rückt und intensiviert, in denen LGBTI-Personen 

vielfach Gewalt ausgesetzt sind oder getötet, gefoltert, misshandelt bzw. diskriminiert 

werden, indem es diese Praktiken im Einklang mit den EU-Leitlinien zur Todesstrafe 

und den EU-Leitlinien zu Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung oder Strafe verurteilt und indem es seine Zusammenarbeit 

mit dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte in diesem 

Bereich fortsetzt; betont, wie wichtig es ist, Menschenrechtsverteidiger zu unterstützen, 

die sich für LGBTI-Rechte einsetzen, indem sie in die Lage versetzt werden, gegen 

homophobe und transphobe Gesetze sowie die Diskriminierung von LGBTI-Personen 

vorzugehen, und zwar durch verstärkte Unterstützung und mehr Mittel für wirksame 

Programme und Aufklärungskampagnen, die unter anderem vom EIDHR finanziert 

werden und mit der die breite Öffentlichkeit über Diskriminierung und Gewalt gegen 

LGBTI-Personen aufgeklärt wird, sowie durch die Bereitstellung von 

Nothilfemaßnahmen für Bedürftige; fordert die EU-Delegationen und einschlägige 

Institutionen auf, diese Rechte und Grundfreiheiten aktiv zu fördern; 

125. begrüßt die Leitlinien des Rates (Auswärtige Angelegenheiten) vom 24. Juni 2013 zur 

Förderung und zum Schutz der Ausübung aller Menschenrechte durch LGBTI-

Personen; fordert EAD und die Kommission auf, sich für eine strategischere und 

systematischere Umsetzung dieser Leitlinien einzusetzen, und zwar unter anderem 

durch Aufklärungsarbeit und Schulungen von EU-Bediensteten in Drittstaaten, damit 

das Bewusstsein für die Rechte von LGBTI-Personen in politischen Dialogen und 

Menschenrechtsdialogen mit Drittstaaten sowie in internationalen Foren wirksam 

geschärft wird; betont, wie wichtig es ist, dass LGBTI-Personen umfassenden Zugang 

zu den Leitlinien der Europäischen Union für die Förderung und den Schutz der 

Ausübung aller Menschenrechte erhalten; fordert konkrete Maßnahmen zur Erhöhung 

der Kohärenz zwischen der Innen- und Außenpolitik der Europäischen Union in Bezug 

auf LGBTI-Rechte; 

126. fordert die EU-Organe und die Mitgliedstaaten auf, sich weiter für Reflexionen über die 

Anerkennung gleichgeschlechtlicher Ehen oder gleichgeschlechtlicher eingetragener 

Lebenspartnerschaften als ein Anliegen der politischen, sozialen und bürgerlichen 

Rechte sowie der Menschenrechte einzusetzen; begrüßt es, dass eine wachsende Zahl 

von Ländern das Recht auf Familiengründung durch Heirat, eine eingetragene 

Lebenspartnerschaft oder Adoption frei von Diskriminierung aus Gründen der sexuellen 

Orientierung achtet, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, 

Vorschläge für die gegenseitige Anerkennung dieser Partnerschaften und 

gleichgeschlechtlichen Familien in der gesamten Europäischen Union auszuarbeiten, 

damit eine Gleichbehandlung in Bezug auf den Beruf, die Freizügigkeit, die 

Besteuerung und die soziale Sicherung gewährleistet ist und die Einkommen von 

Familien und Kindern geschützt werden; 
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Rechte der indigenen Bevölkerung und von Minderheiten 

127. ist zutiefst besorgt darüber, dass insbesondere indigene Völker weiterhin der Gefahr von 

Diskriminierung ausgesetzt und durch politische, wirtschaftliche, ökologische und 

arbeitsplatzbezogene Veränderungen und Störungen in besonderem Maße gefährdet 

sind; weist darauf hin, dass die meisten Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen 

unterhalb der Armutsgrenze leben und nur sehr beschränkten oder gar keinen Zugang zu 

politischer Vertretung und Entscheidungsprozessen haben, was ihrem Recht auf 

freiwillige, vorab und in Kenntnis der Sachlage gegebene Zustimmung zuwiderläuft, 

das in der Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker 

garantiert und im Europäischen Konsens über die Entwicklungspolitik von 2005 

anerkannt wird; ist insbesondere besorgt über Berichte über weit verbreitete und immer 

weiter um sich greifende Verletzung der Menschenrechte indigener Völker, z. B. die 

Verfolgung, willkürliche Verhaftung und Tötung von Menschenrechtsverteidigern, 

erzwungene Umsiedlungen, Landraub und Menschenrechtsverletzungen durch 

Konzerne; 

128. stellt mit großer Sorge fest, dass indigene Völker besonders von 

Menschenrechtsverletzungen im Zusammenhang mit Rohstoffabbau betroffen sind; 

fordert die Kommission und den EAD auf, strenge Rechtsrahmen und Initiativen zu 

unterstützen, die auf Transparenz und verantwortungsvolles Handeln im Bergbau und in 

anderen Rohstoffbranchen abzielen und somit bei denen auf die freiwillige, vorherige 

und informierte Zustimmung der Bevölkerung vor Ort geachtet wird und die die 

Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte der indigenen Völker respektieren; 

fordert die Delegationen der EU auf, den Dialog mit den indigenen Völkern vor Ort 

auszubauen, um Menschenrechtsverletzungen zu ermitteln und zu verhindern; 

129. betont, dass nationale Minderheiten besondere Bedürfnisse haben und daher die 

vollständige und wirksame Gleichstellung von Menschen, die zu nationalen 

Minderheiten gehören, und Menschen, die der Mehrheit angehören, in allen Bereichen 

des wirtschaftlichen, sozialen, politischen und kulturellen Lebens gefördert werden 

muss; fordert die Kommission nachdrücklich auf, während des gesamten 

Erweiterungsprozesses die Umsetzung der Bestimmungen zum Schutz der Rechte von 

Menschen, die Minderheiten angehören, genau zu verfolgen; 

Rechte von Menschen, die aufgrund ihrer Kastenzugehörigkeit diskriminiert werden 

130. verurteilt die andauernden Verletzungen der Menschenrechte von Personen, die der 

Kastenhierarchie ausgesetzt sind und aufgrund ihrer Kastenzugehörigkeit diskriminiert 

werden, wozu die Verweigerung von Gleichbehandlung und Zugang zur Justiz und zum 

Arbeitsmarkt sowie anhaltende Segregation und kastenbedingte Hindernisse zählen, 

aufgrund deren grundlegende Menschenrechte nicht wahrgenommen werden können 

und die der Entwicklung im Wege stehen; ist zutiefst besorgt über die erschreckend 

hohe Zahl kastenbedingter Übergriffe auf die Dalit und der Fälle institutionalisierter und 

nicht geahndeter Diskriminierung; bekräftigt seine Forderung danach, dass die EU eine 

Strategie in Bezug auf die Diskriminierung aufgrund der Kastenzugehörigkeit 

konzipiert, und fordert die EU auf, bei jeder Gelegenheit ihre tiefe Besorgnis über 

Diskriminierung aufgrund der Kastenzugehörigkeit zu bekunden; 

Internationaler Strafgerichtshof (IStGH) und Unrechtsaufarbeitung 
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131. weist auf die Allgemeingültigkeit des IStGH hin und bekräftigt seine uneingeschränkte 

Unterstützung der Tätigkeit des IStGH; weist auf die wichtige Rolle des IStGH hin, 

wenn es darum geht, der Straffreiheit derjenigen ein Ende zu setzen, die für die 

schwerwiegendsten Verbrechen, die der internationalen Gemeinschaft in ihrer 

Gesamtheit Sorge bereiten, verantwortlich sind, und für Gerechtigkeit für die Opfer von 

Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord zu sorgen; 

bleibt wachsam, was alle Versuche angeht, die Legitimität oder Unabhängigkeit des 

IStGH zu untergraben; 

132. erinnert an seine Entschließung, in der die Mitglieder des Sicherheitsrats der Vereinten 

Nationen aufgefordert werden, einer Befassung des IStGH durch den VN-Sicherheitsrat 

mit Ermittlungen über unrechtmäßige Handlungen, einschließlich Völkermords, des 

sogenannten IS im Irak und in Syrien gegen Christen (Chaldäer/Suryoye/Assyrer), 

Jesiden und religiöse und ethnische Minderheiten zuzustimmen; 

133. begrüßt, dass die Ukraine eine Erklärung abgegeben hat, in der sie die Zuständigkeit des 

IStGH für die in der Ukraine seit dem 20. Februar 2014 verübten Verbrechen anerkennt, 

da dies dem Ankläger des IStGH die Möglichkeit eröffnet, in Erwägung zu ziehen, ob 

der Gerichtshof die während des bewaffneten Konflikts begangenen Missbräuche 

untersucht, obwohl die Ukraine noch kein Mitgliedstaat des IStGH ist; 

134. begrüßt die Schlussfolgerungen des Rates zur Unterstützung der Übergangsjustiz durch 

die EU und den diesbezüglichen politischen Rahmen der EU, wobei die EU die erste 

regionale Organisation ist, die eine derartige Politik verfolgt; fordert die EU, ihre 

Mitgliedstaaten und ihre Sonderbeauftragten auf, aktiv für den IStGH, die Durchsetzung 

seiner Entscheidungen und die Bekämpfung der Straflosigkeit für Verbrechen gemäß 

dem Römischen Statut einzutreten, und bringt seine ernste Sorge darüber zum 

Ausdruck, dass mehrere Haftbefehle immer noch nicht vollstreckt worden sind; fordert 

die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, mit dem IStGH zusammenzuarbeiten und ihre 

entschiedene diplomatische und politische Unterstützung für die Stärkung und 

Erweiterung der Beziehung zwischen dem IStGH und den Vereinten Nationen 

insbesondere im Rahmen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen fortzusetzen und 

Maßnahmen zu ergreifen, mit denen die Verweigerung der Zusammenarbeit mit dem 

IStGH verhindert und entsprechend auf derlei Fälle reagiert wird; bekräftigt seine 

Forderung an die EU, einen gemeinsamen Standpunkt zum Verbrechen der Aggression 

und den in Kampala beschlossenen Änderungen einzunehmen, und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, ihre nationalen Gesetze mit den Definitionen der in Kampala 

beschlossenen Änderungen in Einklang zu bringen, um die Zusammenarbeit mit dem 

Gerichtshof zu verbessern; beklagt die Missachtung des IStGH durch einige Länder, die 

ihre IStGH-Mitgliedschaft gekündigt oder dies angedroht haben; 

135. bekräftigt seine Forderung, das Amt eines EU-Sonderbeauftragten für Völkerrecht und 

humanitäres Völkerrecht zu schaffen, damit diesen Themen die ihnen gebührende 

Aufmerksamkeit und Öffentlichkeitswirkung zuteilwird, die EU-Agenda wirksam 

vorangebracht und das Engagement der EU in allen Bereichen der EU-Außenpolitik auf 

die Bekämpfung von Straflosigkeit bei Verbrechen und den IStGH gerichtet wird; 

136. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten auf, den IStGH mit angemessenen Ressourcen 

auszustatten und ihre Unterstützung des internationalen Strafrechtssystems 
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einschließlich der Unrechtsaufarbeitung zu verstärken; 

Humanitäres Völkerrecht 

137. beklagt die Missachtung des humanitären Völkerrechts und bringt seine ernste Sorge 

darüber zum Ausdruck, dass die Zahl der Kollateralschäden in bewaffneten Konflikten 

sowie von tödlichen Angriffen auf Krankenhäuser, Schulen, Hilfskonvois und andere 

zivile Ziele weltweit in alarmierendem Ausmaß ansteigt; ist zutiefst besorgt über den 

zunehmenden Einfluss der von nichtstaatlichen Akteuren begangenen Handlungen in 

Konflikten auf der ganzen Welt und fordert die EU nachdrücklich auf, sämtliche ihr zur 

Verfügung stehenden Instrumente zu nutzen, damit die Einhaltung des humanitären 

Völkerrechts durch staatliche und nichtstaatliche Akteure verbessert wird; begrüßt die 

Zusage der EU und der EU-Mitgliedstaaten an das Internationale Komitee vom Roten 

Kreuz (IKRK), sich für die Schaffung eines wirksamen Verfahrens zur besseren 

Einhaltung des humanitären Völkerrechts starkzumachen, und fordert die HV/VP auf, 

dem Parlament über ihre Ziele und ihre Strategie für die Einlösung dieser Zusage 

Bericht zu erstatten; fordert die internationale Gemeinschaft auf, eine internationale 

Konferenz zur Ausarbeitung einer neuen internationalen Regelung für die Ermittlung 

und Sammlung von Daten und für die öffentliche Berichterstattung über Verletzungen 

des humanitären Völkerrechts, darunter Angriffe auf Krankenhäuser, medizinisches 

Personal und Krankenwagen einzuberufen; vertritt die Ansicht, dass diese Regelung auf 

dem bestehenden Verfahren betreffend Kinder und bewaffnete Konflikte (CAAC) 

beruhen könnte; fordert die VP/HV auf, jährlich ein öffentliches Verzeichnis der 

mutmaßlichen Urheber von Angriffen auf Schulen und Krankenhäuser vorzulegen, um 

angemessene Maßnahmen der EU zur Beendigung derartiger Angriffe festzulegen; 

138. beklagt, dass sieben Mitgliedstaaten das Übereinkommen über Streumunition noch 

ratifizieren müssen; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, ein weltweites Verbot 

der Verwendung von weißem Phosphor zu unterstützen, was insbesondere durch den 

Abschluss eines neuen Protokolls zum Übereinkommen über bestimmte konventionelle 

Waffen, mit dem die Verwendung solcher Waffen verboten wird, erfolgen sollte; 

139. fordert die Mitgliedstaaten auf, die grundlegenden Instrumente des humanitären 

Völkerrechts und andere einschlägige Rechtsinstrumente mit Auswirkungen auf das 

humanitäre Völkerrecht zu ratifizieren; stellt fest, wie wichtig EU-Leitlinien zur 

Förderung der Einhaltung des humanitären Völkerrechts sind, und bekräftigt seine 

Forderung an die VP/HV und den EAD, die Umsetzung dieser Leitlinien angesichts der 

tragischen Ereignisse im Nahen Osten zu überprüfen, zumal vor dem Hintergrund, dass 

krasse Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht und Menschenrechtsnormen vielfach 

und systematisch ungeahndet bleiben; fordert die EU auf, Initiativen zu unterstützen, 

mit denen das Wissen über das humanitäre Völkerrecht und Verfahren, die sich bei 

seiner Anwendung bewährt haben, gemehrt wird und fordert von der EU, dass sie mit 

allen ihr zur Verfügung stehenden bilateralen Instrumenten – auch mittels des 

politischen Dialogs – wirksam dafür eintritt, dass ihre Partner das humanitäre 

Völkerrecht einhalten; bekräftigt seine Forderung an die Mitgliedstaaten, sich den 

weltweiten Bemühungen anzuschließen, durch die verhindert werden soll, dass Schulen 

von bewaffneten Akteuren angegriffen und für militärische Zwecke genutzt werden, 

und die Erklärung zum Schutz von Schulen zu billigen, mit der zur Beendigung der weit 

verbreiteten Militärangriffe auf Schulen in bewaffneten Konflikten beigetragen werden 
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soll; 

140. fordert die internationale Gemeinschaft auf, eine internationale Konferenz zur 

Ausarbeitung neuer weltweit verbindlicher Regeln einzuberufen, durch die das 

humanitäre Völkerrecht so an die neuen Formen der Kriegsführung angepasst wird, dass 

es tatsächlich greifen kann; 

141. fordert die VP/HV erneut auf, eine Initiative ins Leben zu rufen, um gegen Staaten, die 

schwerer Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht, unter anderem gezielter Angriffe 

auf zivile Infrastruktur, beschuldigt werden, ein EU-Waffenembargo zu verhängen; 

betont, dass die anhaltende Genehmigung von Waffenverkäufen an solche Staaten einen 

Verstoß gegen den Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP des Rates vom 

8. Dezember 2008 darstellt; fordert die Mitgliedstaaten auf, die Aufnahme von 

Guantanamo-Häftlingen in der EU zu erwägen; betont, dass das Gefangenenlager in der 

Bucht von Guantanamo so bald wie möglich geschlossen werden muss; 

Gedanken- und Gewissensfreiheit und Freiheit der Religion oder Weltanschauung 

142. verurteilt gemäß Artikel 10 AEUV alle Fälle von Gewalt, Verfolgung, Intoleranz und 

Diskriminierung aus Gründen der Ideologie, Religion oder Weltanschauung; ist zutiefst 

besorgt über die anhaltenden Berichte über Gewalt, Verfolgung, Intoleranz und 

Diskriminierung gegenüber religiösen und einer Glaubensgemeinschaft angehörenden 

Minderheiten in der ganzen Welt; betont, dass die Rechte auf Gedanken-, Gewissens-, 

Religions- oder Weltanschauungsfreiheit grundlegende Menschenrechte sind, die in 

Zusammenhang mit anderen Menschenrechten und Grundfreiheiten stehen, und das 

Recht, zu glauben oder nicht zu glauben, das Recht, seine Religion oder seine 

Überzeugung zu bekunden oder nicht zu bekunden, sowie das Recht, eine 

selbstgewählte Weltanschauung anzunehmen, zu ändern, aufzugeben oder erneut 

anzunehmen, umfassen, wie es in Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der 

Menschenrechte und Artikel 9 der Europäischen Menschenrechtskonvention verankert 

ist; fordert, dass sich die EU und ihre Mitgliedstaaten an den politischen Diskussionen 

über die Aufhebung von Blasphemiegesetzen beteiligen; fordert die EU und ihre 

Mitgliedstaaten auf, dafür Sorge zu tragen, dass Minderheiten in der ganzen Welt 

einschließlich des Nahen Ostens respektiert werden, wo Jesiden, Christen und 

muslimische Minderheiten sowie Atheisten unter der Verfolgung des IS und anderer 

terroristischer Gruppen zu leiden haben; beklagt, dass die Religion oder 

Weltanschauung zu terroristischen Zwecken missbraucht wird; 

143. befürwortet die Zusage der EU, die Religions- und Weltanschauungsfreiheit in 

internationalen und regionalen Foren, etwa bei den Vereinten Nationen, in der OSZE, 

im Europarat und im Rahmen anderer regionaler Mechanismen, zu fördern, und legt der 

EU nahe, weiterhin jährlich ihre Entschließung zur Religions- und 

Weltanschauungsfreiheit bei den Vereinten Nationen einzubringen und das Mandat des 

Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen für Religions- und Glaubensfreiheit zu 

unterstützen; fordert die VP/HV und den EAD auf, mit nichtstaatlichen Organisationen, 

religiösen Gruppen oder Glaubensgemeinschaften und religiösen Führern in einen 

ständigen Dialog zu treten; 

144. unterstützt uneingeschränkt die Vorgehensweise der EU, bei Resolutionen zur 

Religions- und Weltanschauungsfreiheit im UNHRC und in der Generalversammlung 
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der Vereinten Nationen die Federführung zu übernehmen, legt der EU nahe, das Mandat 

des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen für Religions- und Glaubensfreiheit 

zu unterstützen, und fordert die Länder, die derzeit Besuchsanfragen des 

Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen für Religions- und Glaubensfreiheit 

ablehnen, dazu auf, diese Anfragen anzunehmen; 

145. fordert die EU auf, ihre bestehenden Instrumente zu stärken und im Rahmen ihres 

Mandats weitere Instrumente zu verabschieden, um tatsächlich weltweit wirksamen 

Schutz religiöser Minderheiten sicherzustellen; 

146. fordert konkrete Maßnahmen zur wirksamen Umsetzung der Leitlinien der EU zur 

Förderung und zum Schutz der Religions- und Weltanschauungsfreiheit, darunter die 

systematische und einheitliche Ausbildung des EU-Personals in den Zentralen und den 

Delegationen, Berichte über die länderspezifische und lokale Lage und die enge 

Zusammenarbeit mit lokalen Akteuren und insbesondere mit führenden Vertretern von 

religiösen Gruppen oder Glaubensgemeinschaften; 

147. ist zutiefst beunruhigt darüber, dass in einigen Teilen der Welt religiöse oder 

weltanschauliche Gemeinschaften bedroht sind und ganze religiöse Gemeinschaften 

verschwinden oder fliehen; 

148. hebt hervor, dass Christen gegenwärtig die religiöse Gruppe sind, die in der Welt am 

meisten schikaniert und eingeschüchtert wird, und zwar auch in Europa, wo christliche 

Flüchtlinge regelmäßig religiös motivierter Verfolgung ausgesetzt sind, und dass die 

ältesten christlichen Gemeinschaften insbesondere in Nordafrika und dem Nahen Osten 

zu verschwinden drohen; 

149. legt der internationalen Gemeinschaft und der EU nahe, Minderheiten zu schützen und 

Schutzzonen einzurichten; fordert, dass ethnische und religiöse Minderheiten, die in 

Gebieten leben, in denen sie historisch gesehen schon immer stark vertreten waren und 

friedlich mit anderen zusammenlebten – etwa die Jesiden im Höhenzug Dschabal 

Sindschar und Angehörige der Chaldäischen, Syrischen und Assyrischen Kirche in der 

Ninive-Ebene –, anerkannt werden, sich selbst verwalten können und Schutz genießen; 

fordert besondere Unterstützung, von Anstrengungen, mit denen Gräber und 

Massengräber in derzeitigen oder früheren Konfliktgebieten erhalten werden und die 

darin befindlichen sterblichen Überreste exhumiert und einer forensischen Analyse 

unterzogen werden können, damit die Überreste der Opfer anschließend 

menschenwürdig bestattet oder den Familien übergeben werden können; fordert, dass 

ein spezieller Fonds zur Finanzierung von Initiativen eingerichtet wird, durch die 

Beweise gesichert werden können, damit mutmaßliche Verbrechen gegen die 

Menschlichkeit untersucht und strafrechtlich verfolgt werden können; fordert 

Maßnahmen vonseiten der EU und ihrer Mitgliedstaaten, um unverzüglich eine 

Sachverständigengruppe einzurichten, die alle Beweise für wo auch immer geschehende 

internationale Verbrechen – einschließlich Völkermord – an religiösen und ethnischen 

Minderheiten zusammentragen soll, was auch die Erhaltung von Massengräbern in 

derzeitigen oder früheren Konfliktgebieten umfasst, damit die strafrechtliche 

Verfolgung der Verantwortlichen auf internationaler Ebene vorbereitet wird; 
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Freie Meinungsäußerung im Internet und außerhalb des Internets sowie über audiovisuelle 

und sonstige Medien 

150. betont, dass die Menschenrechte und die Grundfreiheiten universell sind und in allen 

ihren Ausdrucksformen weltweit verteidigt werden müssen; 

151. betont, dass die Freiheit der Meinungsäußerung, die Unabhängigkeit der Medien und 

der Medienpluralismus eine tragende Rolle spielen, da sie grundlegende Bestandteile 

auf dem Weg zur Demokratie sind, und dass die Bürger und die Zivilgesellschaft in die 

Lage versetzt werden müssen, Transparenz und Rechenschaftspflicht im öffentlichen 

Sektor sicherzustellen; 

152. ist besorgt über die Zunahme der Verhaftungen und Einschüchterungsversuche 

gegenüber Journalisten in zahlreichen Ländern und erinnert daran, dass solche 

Vorgehensweisen schwere Verstöße gegen die Pressefreiheit darstellen; fordert die EU 

und die internationale Gemeinschaft auf, unabhängige Journalisten und Blogger zu 

schützen, die digitale Kluft zu verkleinern und den uneingeschränkten Zugriff auf 

Informationen und Kommunikation sowie den unzensierten Zugriff auf das Internet 

(digitale Freiheit) zu ermöglichen; 

153. ist ernsthaft beunruhigt über die Verbreitung von Überwachungs-, Beobachtungs-, 

Zensur- und Filtertechnologien, die für Menschenrechts- und Demokratieaktivisten in 

autokratisch regierten Ländern eine immer größere Bedrohung werden; 

154. verurteilt nachdrücklich, dass immer mehr Menschenrechtsverteidiger digitalen 

Bedrohungen ausgesetzt sind, wozu zählt, dass Daten durch Beschlagnahme von 

Geräten, Fernüberwachung und Datenverlust in Mitleidenschaft gezogen werden; 

beklagt, dass im Internet überwacht und gehackt wird, um an Informationen zu 

gelangen, die in Rechtsfällen oder Verleumdungskampagnen sowie in 

Verleumdungsprozessen verwendet werden können; 

155. verurteilt entschieden, dass die Behörden Internet, Medien und Wissenschaft 

kontrollieren und dass Menschenrechtsverteidiger, Anwälte und Journalisten immer 

häufiger eingeschüchtert, schikaniert und willkürlich verhaftet werden; 

156. verurteilt Beschränkungen der digitalen Kommunikation, darunter das Schließen von 

Websites und die Sperrung persönlicher Accounts durch autoritäre Regime, um dadurch 

das Recht auf freie Meinungsäußerung einzuschränken, und als ein Mittel, die 

Opposition zum Schweigen zu bringen und die Zivilgesellschaft zu unterdrücken; 

fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, Regime öffentlich zu verurteilen, die ihre 

Kritiker und die Opposition bei der digitalen Kommunikation einschränken; 

157. betont, wie wichtig es ist, bei jeglichem Kontakt mit Drittländern, einschließlich 

Beitrittsverhandlungen, Handelsverhandlungen, Menschenrechtsdialogen und 

diplomatischen Begegnungen für den unbeschränkten Zugang zum Internet einzutreten 

sowie Informationen über Menschenrechte und Demokratie Menschen auf der ganzen 

Welt möglichst gut zugänglich zu machen; 

158. ist über die wachsende Zahl an Hassreden – insbesondere auf Plattformen der sozialen 

Medien – besorgt; fordert die Kommission auf, Vertreter zivilgesellschaftlicher 
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Organisationen einzubinden, damit ihre Ansichten bei den Verhandlungen über 

Verhaltenskodizes berücksichtigt werden; verurteilt auf das Schärfste die Verbreitung 

von Hassbotschaften, die zu Gewalt und Terror aufstacheln; 

159. fordert eine größere Unterstützung in den Bereichen Förderung der Medienfreiheit, 

Schutz von unabhängigen Journalisten, Bloggern und internen Hinweisgebern, 

Verkleinerung der digitalen Kluft und Erleichterung des uneingeschränkten Zugriffs auf 

Informationen und Kommunikation sowie unzensierter Zugriff auf das Internet (digitale 

Freiheit); 

160. fordert die aktive Entwicklung und Verbreitung von Technologien, mit denen die 

Menschenrechte geschützt werden und die Menschen ihre digitalen Rechte und 

Freiheiten leichter wahrnehmen können und durch die ihre Sicherheit und Privatsphäre 

gewährleistet werden; 

161. fordert die EU auf, freie, quelloffene Software zu implementieren und anderen Akteuren 

nahezulegen, es ihr gleichzutun, da mit derartiger Software für mehr Sicherheit und eine 

stärkere Achtung der Menschenrechte gesorgt wäre; 

162. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die Themen freie 

Meinungsäußerung, digitale Freiheiten und Bedeutung des freien und offenen Internets 

in allen internationalen Foren, etwa im Internet Governance Forum der Vereinten 

Nationen, bei der G8, der G20, in der OSZE und im Europarat, anzusprechen; 

Terrorismusbekämpfung 

163. bekräftigt, dass es Terrorismus unmissverständlich verurteilt und Maßnahmen zur 

Ausmerzung terroristischer Vereinigungen uneingeschränkt unterstützt, wobei dies 

insbesondere für den IS gilt, der eine klare Bedrohung für die regionale und 

internationale Sicherheit darstellt, und gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass solche 

Maßnahmen jederzeit uneingeschränkt im Einklang mit den internationalen 

Menschenrechtsnormen stehen sollten; unterstützt die Umsetzung der Resolution 

2178(2014) des Sicherheitsrates über die Bekämpfung von Bedrohungen, die von 

ausländischen terroristischen Kämpfern ausgehen, sowie der Leitlinien von Madrid über 

die Bewältigung des Zustroms ausländischer terroristischer Kämpfer; 

164. weist darauf hin, dass im EU-Aktionsplan für Menschenrechte und Demokratie die 

Notwendigkeit betont wird, dass die Achtung der Meinungsfreiheit und der freien 

Meinungsäußerung in die entwicklungspolitischen Strategien und die Programme in 

Zusammenhang mit Terrorismus (darunter die Nutzung digitaler Überwachungstechnik) 

eingebettet wird; betont, dass die Mitgliedstaaten die bestehenden Instrumente, mit 

denen gegen die Radikalisierung europäischer Bürger vorgegangen wird, in vollem 

Umfang nutzen sollten und dass wirksame Programme entwickelt werden sollten, um 

der Propaganda und den Rekrutierungsmethoden von Terroristen und Extremisten, 

insbesondere im Internet, entgegenzutreten und eine Radikalisierung zu verhindern; 

betont, dass konzertierte EU-Aktionen dringend geboten sind, und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, in sensiblen Bereichen, insbesondere beim Austausch von 

Informationen und nachrichtendienstlichen Erkenntnissen, zusammenzuarbeiten; 

165. fordert, dass die EU bei der Bekämpfung der Terrorismusfinanzierung weiterhin mit 
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den Vereinten Nationen zusammenzuarbeitet, wozu auch der Rückgriff auf bestehende 

Mechanismen zur Bestimmung von Terroristen und terroristischen Vereinigungen 

gehört, und die weltweiten Mechanismen zum Einfrieren von Vermögenswerten zu 

stärken, wobei gleichzeitig die internationalen Normen im Bereich der 

ordnungsgemäßen Gerichtsverfahren und der Rechtsstaatlichkeit zu achten sind; fordert 

die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, diese Frage wirksam und zügig gegenüber 

solchen Staaten anzusprechen, die terroristische Vereinigungen finanzieren oder 

unterstützen oder ihren Bürgern dies gestatten; 

Die Todesstrafe 

166. erinnert an die uneingeschränkte Ächtung der Todesstrafe seitens der EU und bekräftigt, 

dass es sich seit langem in allen Fällen und unter allen Umständen gegen die 

Todesstrafe, Folter und grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung und 

Strafen einsetzt; 

167. begrüßt die Abschaffung der Todesstrafe in Fidschi, Suriname, der Mongolei und dem 

US-Bundesstaat Nebraska; 

168. ist zutiefst darüber besorgt, dass in einigen Ländern seit einigen Jahren Menschen 

wieder hingerichtet werden; bedauert, dass führende Politiker in weiteren Ländern die 

Wiedereinführung der Todesstrafe ebenfalls in Betracht ziehen; bringt seine ernste 

Sorge darüber zum Ausdruck, dass die Zahl der 2015 weltweit verhängten Todesurteile 

Meldungen zufolge gestiegen ist, darunter insbesondere in China, Ägypten, dem Iran, 

Nigeria, Pakistan und Saudi-Arabien; weist die Staatsorgane dieser Länder darauf hin, 

dass sie zu den Vertragsparteien des Übereinkommens über die Rechte des Kindes 

gehören, nach dem die Verhängung der Todesstrafe für Straftaten, die von 

Minderjährigen unter 18 Jahren begangen wurden, strikt verboten ist; 

169. ist in besonderem Maße besorgt über die steigende Zahl der Todesurteile, die in 

Massenverfahren und ohne Gewährleistung der völkerrechtlichen Mindeststandards für 

faire Gerichtsverfahren verhängt werden; 

170. verurteilt aufs Schärfste die zunehmende Verhängung von Todesurteilen aufgrund von 

Rauschgiftdelikten und fordert, dass die Verhängung der Todesstrafe und 

außergerichtliche Hinrichtungen für derlei Delikte ausgeschlossen werden; 

171. fordert die Staaten, die die Todesstrafe abgeschafft haben oder in denen seit langem ein 

Moratorium für die Todesstrafe besteht, auf, ihre Zusagen einzuhalten und sie nicht 

wieder einzuführen; fordert die EU auf, weiterhin auf die Zusammenarbeit und die 

Diplomatie in allen erdenklichen internationalen Foren zu setzen, um gegen die 

Todesstrafe einzutreten und dafür Sorge zu tragen, dass jede Person, der die 

Hinrichtung droht, in vollem Maße das Recht auf ein faires Gerichtsverfahren genießt; 

betont, wie wichtig es ist, dass die EU weiterhin die Bedingungen überwacht, unter 

denen in Ländern, die an der Todesstrafe festhalten, Todesurteile vollstreckt werden, 

damit insbesondere sichergestellt ist, dass die Liste der zum Tode Verurteilten 

öffentlich gemacht wird und die Leichen den Familien übergeben werden; 

172. weist mit Nachdruck darauf hin, dass die EU gemäß den 2013 aktualisierten EU-

Leitlinien zur Todesstrafe weiterhin eine weit sichtbare Politik mit dem Ziel der 
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weltweiten Abschaffung der Todesstrafe betreiben und sich auch künftig gegen die 

Todesstrafe aussprechen muss; fordert die EU auf, mit ihren Bemühungen zur 

weltweiten Abschaffung der Todesstrafe fortzufahren und neue Arten von Kampagnen 

zu diesem Zweck zu erkunden sowie Aktionen im Rahmen des EIDHR zu unterstützen, 

mit denen Todesurteile und Hinrichtungen verhindert werden; fordert die EU-

Delegationen auf, weiterhin Aufklärungskampagnen zu diesem Zweck durchzuführen; 

Bekämpfung von Folter und Misshandlung 

173. bringt seine ernste Sorge über die anhaltende Praxis der Folterung und Misshandlung 

von inhaftierten Personen zum Ausdruck, die unter anderem dazu dient, Geständnisse 

zu erpressen, die dann in Strafverfahren verwendet werden, was ein eklatanter Verstoß 

gegen internationale Standards für einen fairen Prozess ist; 

174. beklagt, dass Folter und Misshandlung massiv gegen Mitglieder der Gesellschaft mit 

einer abweichenden Meinung eingesetzt werden, um sie dadurch zum Schweigen zu 

bringen, sowie gegen Angehörige schutzbedürftiger Gruppen wie ethnische, sprachliche 

und religiöse Minderheiten, LGBTI-Personen, Frauen, Kinder, Asylsuchende und 

Migranten; 

175. verurteilt aufs Schärfste die vom IS und anderen terroristischen oder paramilitärischen 

Organisationen verübten Folterungen und Misshandlungen; spricht den Familien und 

Gemeinschaften aller Opfer dieser Gewalt seine Solidarität aus; verurteilt die Praktiken 

des IS und anderer terroristischer Gruppen oder paramilitärischen Organisationen, mit 

denen Minderheiten diskriminiert oder ins Visier genommen werden; fordert die EU, 

ihre Mitgliedstaaten und die internationale Gemeinschaft auf, ihre Anstrengungen zu 

verstärken, damit möglichst rasch weiteres Leid wirksam verhindert wird; 

176. vertritt die Auffassung, dass die Haftbedingungen und der Zustand der Gefängnisse in 

einer Reihe von Ländern höchst besorgniserregend sind; hält es für unerlässlich, alle 

Formen von Folter und Misshandlung von Häftlingen, einschließlich der psychischen 

Folter, zu bekämpfen und die Bemühungen um Einhaltung der diesbezüglichen 

völkerrechtlichen Vorgaben, insbesondere was den Zugang zu medizinischer 

Versorgung und Medikamenten betrifft, zu verstärken; verurteilt entschieden jede 

Verletzung dieses Rechts und vertritt die Auffassung, dass die Nichtbehandlung von 

Häftlingen im Falle von Krankheiten wie Hepatitis oder HIV einer unterlassenen 

Hilfeleistung gleichkommt; 

177. fordert den EAD angesichts der anhaltenden Meldungen über weit verbreitete 

außergerichtliche Hinrichtungen, Folterungen und Misshandlungen in der ganzen Welt 

nachdrücklich auf, auf allen Dialogebenen und in allen Foren die Anstrengungen der 

EU gegen außergerichtliche Hinrichtungen, Folter und Misshandlung gemäß den 

Leitlinien für die EU-Politik gegenüber Drittländern hinsichtlich Folter und anderer 

grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe zu verstärken; 

178. fordert den EAD nachdrücklich auf, das Anliegen der Folter und Misshandlung in 

politischen und Menschenrechtsdialogen mit den betreffenden Ländern ebenso wie in 

öffentlichen Stellungnahmen systematisch anzusprechen und fordert die EU-

Delegationen und die Botschaften der Mitgliedstaaten vor Ort auf, Folter- und 

Misshandlungsfälle zu überwachen und konkrete Maßnahmen zu ihrer vollkommenen 
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Abstellung zu ergreifen, damit zusammenhängende Strafverfahren zu beobachten und 

alle ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente einzusetzen, damit die Betroffenen 

Unterstützung erhalten; 

Drohnen 

179. ist über den Einsatz bewaffneter Drohnen außerhalb des internationalen Rechtsrahmens 

zutiefst besorgt; fordert die Mitgliedstaaten auf, einen eindeutigen politischen und 

rechtlichen Standpunkt zu bewaffneten Drohnen zu beziehen, und bekräftigt seine 

Forderung nach einem gemeinsamen Standpunkt der EU zum Einsatz bewaffneter 

Drohnen, bei dem die Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht geachtet werden 

und Fragen wie der Rechtsrahmen, die Verhältnismäßigkeit, die Rechenschaftspflicht, 

der Schutz von Zivilpersonen und die Transparenz angesprochen werden sollten; fordert 

die EU erneut nachdrücklich auf, Entwicklung, Produktion und Einsatz vollkommen 

autonom funktionierender Waffen, die Angriffe ohne Mitwirkung des Menschen 

ermöglichen, zu untersagen; fordert die EU auf, gegen die Praxis außergerichtlicher 

Hinrichtungen und gezielter Tötungen vorzugehen und sie zu verbieten sowie 

zuzusagen, dass in Einklang mit nationalen und internationalen rechtlichen 

Verpflichtungen für angemessene Maßnahmen sorgt, wenn Grund zu der Annahme 

besteht, dass eine Einzelperson oder eine Einrichtung in ihrem Zuständigkeitsbereich 

Verbindungen zu rechtswidrigen gezielten Tötungen im Ausland haben könnte; fordert 

die VP/HV, die Mitgliedstaaten und den Rat auf, bewaffnete Drohnen und vollkommen 

autonom funktionierende Waffen in einschlägige europäische und internationale 

Abrüstungs- und Rüstungskontrollmechanismen aufzunehmen, und fordert die 

Mitgliedstaaten auf, an diesen Kontrollmechanismen mitarbeiten und sie zu stärken; 

fordert die EU auf, dafür Sorge zu tragen, dass ihre Mitgliedstaaten nicht zuletzt im 

Hinblick auf Drittländer mehr Transparenz und Rechenschaftspflicht walten lassen in 

Bezug auf die Rechtsgrundlage für den Einsatz bewaffneter Drohnen und den 

verantwortungsvollen Umgang mit dieser Technologie, damit Drohnenangriffe 

gerichtlich überprüfbar sind und sichergestellt werden kann, dass die Opfer 

rechtswidriger Drohnenangriffe Zugang zu wirksamen Rechtsbehelfen erhalten; 

180. weist auf das EU-Verbot der Entwicklung, Produktion und Verwendung vollkommen 

autonom funktionierender Waffen hin, mit denen Militärangriffe ohne Mitwirkung des 

Menschen möglich sind; fordert die EU auf, die Praxis rechtswidriger Hinrichtungen 

und gezielter Tötungen zu bekämpfen; 

181. fordert die Kommission auf, das Parlament über die Verwendung von EU-Mitteln für 

alle Forschungs- und Entwicklungsvorhaben im Zusammenhang mit dem Bau von 

Drohnen sowohl für zivile als auch für militärische Zwecke in angemessener Weise auf 

dem Laufenden zu halten; fordert, dass bei künftigen Projekten zur Entwicklung von 

Drohnen Folgenabschätzungen in Bezug auf die Menschenrechte durchgeführt werden; 

182. betont, dass die Auswirkungen von Technologien in Bezug auf eine verbesserte 

Menschenrechtslage bei einschlägigen Maßnahmen und Programmen der EU 

berücksichtigt werden sollten, um den Schutz der Menschenrechte zu fördern und auch 

die Förderung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und verantwortungsvoller 

Regierungsführung sowie friedlicher Konfliktlösung voranzubringen; 

Unterstützung von Demokratie und Wahlen und Wahlbeobachtungsmissionen 
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183. gemahnt, dass Freiraum für die Zivilgesellschaft, Freiheit der Meinungsäußerung, 

Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit und gebührende Achtung der 

Rechtsstaatlichkeit zentrale Bestandteile fairer und demokratischer Wahlen sind; fordert 

die EU auf, dafür zu sorgen, dass lokale nichtstaatliche Organisationen Raum für die 

rechtmäßige Beobachtung und Überwachung der Abhaltung von Wahlen haben; hebt 

hervor, dass Korruption die gleichberechtigte Ausübung der Menschenrechte bedroht 

und demokratische Prozesse aushöhlt; ist der Auffassung, dass die EU bei allen 

Dialogen mit Drittländern die Bedeutung von Integrität, Rechenschaftspflicht sowie der 

ordnungsgemäßen Verwaltung öffentlicher Angelegenheiten im Einklang mit dem 

Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Korruption (UNCAC) hervorheben 

sollte; erinnert daran, dass die EU ihr Engagement gegenüber ihren Partnern, 

insbesondere in ihrer Nachbarschaft, fortsetzen muss, was die Unterstützung 

wirtschaftlicher, sozialer und politischer Reformen, die Hilfe bei der Entwicklung der 

Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte betrifft, da dies die besten 

Mittel sind, um die internationale Ordnung zu stärken und Stabilität in der europäischen 

Nachbarschaft zu gewährleisten; unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass die 

Überprüfung der ENP eine Gelegenheit bot, die Verteidigung universeller Werte und 

die Förderung der Menschenrechte als wichtigste Ziele der EU in Erinnerung zu rufen; 

gemahnt daran, dass die Erfahrungen und Lehren, die EU, Politiker, Wissenschaft, 

Medien, nichtstaatliche Organisationen und Zivilgesellschaft bislang aus dem Übergang 

zur Demokratie im Rahmen der Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik gezogen 

haben, auch bei der Ermittlung bewährter Verfahren dienlich sein könnten, die zur 

Unterstützung und Konsolidierung weiterer Demokratisierungsprozesse auf der Welt 

verwandt werden könnten; begrüßt in diesem Zusammenhang die Arbeit des 

Europäischen Fonds für Demokratie und der EU-Programme zur Unterstützung 

zivilgesellschaftlicher Organisationen, insbesondere des EIDHR; 

184. empfiehlt der EU, einen umfassenderen Ansatz für Demokratisierungsprozesse zu 

entwickeln, da die Wahlbeobachtung nur ein Aspekt eines längeren und breiter 

gefassten Zyklus ist; bekräftigt, dass politischer Wandel und Demokratisierung nur dann 

tragfähig und erfolgreich sein können, wenn sie mit der Achtung der Menschenrechte, 

dem gleichberechtigten Zugang von Frauen, Menschen mit Behinderungen und anderen 

Randgruppen zum demokratischen Prozess, der Förderung von Gerechtigkeit, 

Transparenz, Rechenschaftspflicht, Aussöhnung, Rechtsstaatlichkeit und der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung sowie Maßnahmen gegen extreme Armut 

und dem Aufbau demokratischer Institutionen einhergehen; betont, dass die 

Bekämpfung der Korruption in Ländern, in denen der Demokratisierungsprozess im 

Gange ist, von der EU vorrangig behandelt werden sollte, da Korruption der Wahrung 

und Förderung verantwortungsvoller Regierungsführung im Wege steht sowie dem 

organisierten Verbrechen zuträglich und mit Wahlbetrug verknüpft ist; 

185. begrüßt die Gemeinsame Mitteilung zur Überprüfung der Europäischen 

Nachbarschaftspolitik und weist darauf hin, dass die EU dem EUV zufolge besondere 

Beziehungen zu den Nachbarländern aufbauen soll, die auf den Werten der EU beruhen, 

zu denen auch die Menschenrechte und die Demokratie gehören; betont, dass 

Maßnahmen zur Stabilisierung der Nachbarregionen und die Förderung von 

Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, verantwortungsvoller Regierungsführung und 

Menschenrechten miteinander einhergehen; 
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186. betont, dass die EU demokratische und wirkungsvolle Menschenrechtsorganisationen 

und die Zivilgesellschaft der Nachbarländer weiterhin unterstützen sollte; nimmt in 

diesem Zusammenhang den konsequenten Einsatz des Europäischen Fonds für 

Demokratie für die Förderung der Achtung der Grundrechte und -freiheiten und der 

demokratischen Grundsätze in den östlichen und südlichen Nachbarländern der EU 

erfreut zur Kenntnis; 

187. betont, dass die Erweiterungspolitik eines der wirkungsvollsten Instrumente ist, um die 

Achtung der demokratischen Grundsätze und der Menschenrechte zu stärken; fordert 

die Kommission auf, auch weiterhin die Stärkung der demokratischen politischen 

Kultur, die Wahrung der Rechtsstaatlichkeit, die Unabhängigkeit der Medien und der 

Justiz sowie die Korruptionsbekämpfung in Bewerberländern und potenziellen 

Bewerberländern zu unterstützen; 

188. fordert die Kommission und den EAD auf, sich in Drittländern vollziehende 

Demokratisierungsprozesse sowie den politischen Dialog zwischen Regierungs- und 

Oppositionsparteien und der Zivilgesellschaft weiterhin uneingeschränkt zu 

unterstützen; verweist mit Nachdruck auf die Bedeutung einer konsequenten 

Weiterbehandlung der Berichte und Empfehlungen der Wahlbeobachtungsmissionen als 

Teil der Bemühungen der EU um die Förderung der Demokratie und als Teil der 

länderspezifischen Menschenrechtsstrategien für die betreffenden Länder; fordert eine 

engere Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen dem Parlament und der 

Kommission bzw. dem EAD, damit dafür gesorgt wird, dass die Umsetzung der 

genannten Empfehlungen weiterverfolgt wird und dass die gezielte finanzielle und 

technische Hilfe zur Verfügung gestellt wird, die die EU anbieten kann; fordert die 

Kommission auf, eine Gesamtbewertung der Wahlbeobachtungsverfahren vorzulegen; 

189. fordert den Rat und den EAD auf, in dem geografiebezogenen Teil des Jahresberichts 

der EU über Menschenrechte und Demokratie in der Welt einen besonderen Abschnitt 

zur Umsetzung der Empfehlungen hinzuzufügen, die im Rahmen der 

Wahlbeobachtungsmissionen angenommen wurden; weist erneut darauf hin, dass der 

EAD, die Kommission und die Mitgliedstaaten im neuen Aktionsplan zugesichert 

haben, verstärkt und konsequenter den Dialog mit Wahlgremien, parlamentarischen 

Institutionen und zivilgesellschaftlichen Organisationen in Drittländern zu suchen, um 

sie zu stärken und dadurch zur Förderung des Demokratisierungsprozesses beizutragen; 

190. fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass ihre beobachtende und unterstützende 

Tätigkeit bei Wahlen mit ähnlichen Fördermaßnahmen für weitere wichtige politische 

Akteure in demokratischen Systemen (z. B. für Parteien, Parlamente, Kommunen, 

unabhängige Medien und die Zivilgesellschaft) einhergeht; 

191. fordert die EU auf, weiter an der Definition bewährter Verfahren in diesem Bereich zu 

arbeiten, so auch im Kontext der Maßnahmen zur Konfliktprävention, Vermittlung und 

Ermöglichung von Dialog, damit daraus ein stimmiger, flexibler und glaubwürdiger 

Ansatz der EU entsteht; 

192. würdigt die erfolgreiche Arbeit des EAD und der Delegationen der EU, die die zweite 

Generation der Demokratieanalysen vollendet und Fortschritte bei den Demokratie-

Aktionsplänen erzielt haben, und fordert die VP/HV auf, dafür zu sorgen, dass sich die 

Aktionspläne in konkreter Unterstützung für die Demokratie in diesem Bereich 
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niederschlagen; 

193. fordert den EAD auf, aufgrund der Erfahrungen mit den Demokratieanalysen den Weg 

dafür zu ebnen, dass bei seinem auswärtigen Handeln generell auf derlei Analysen 

zurückgegriffen wird, und weist darauf hin, dass die Aufnahme des Bereichs 

Demokratie in die länderspezifischen Strategien zu Menschenrechten und Demokratie 

zwar begrüßt wird, dass dies jedoch nicht ausreicht, um sich tatsächlich ein 

umfassendes Bild vom Zustand der Demokratie in einem Partnerland zu machen; 

194. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission, der 

Vizepräsidentin und Hohen Vertreterin sowie dem Sonderbeauftragten der 

Europäischen Union für Menschenrechte zu übermitteln. 
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STELLUNGNAHME DES ENTWICKLUNGSAUSSCHUSSES 

für den Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten 

zum Jahresbericht 2015 über die Menschenrechte und die Demokratie in der Welt und die 

Politik der Europäischen Union in diesem Bereich 

(2016/2219(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: Cristian Dan Preda 

 

 

VORSCHLÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für auswärtige 

Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. ist der festen Überzeugung, dass sich Entwicklung und Menschenrechte gegenseitig 

bedingen und dass die Achtung, der Schutz und die Durchsetzung der Menschenrechte, 

einschließlich sozialer, wirtschaftlicher und politischer Rechte, Grundvoraussetzung für 

die Verringerung der Armut und von Ungleichheiten sowie für die Verwirklichung der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung für alle sind; ist ebenso der Auffassung, dass Armut 

und Unterentwicklung jedweder wirksamen Wahrnehmung der Menschenrechte im Wege 

stehen; 

2. betont, dass die internationale Gemeinschaft derzeit im Zusammenhang mit der 

Flüchtlingskrise vor einer ihrer größten Herausforderungen steht; begrüßt die Schaffung 

neuer EU-Instrumente zur Bekämpfung der Ursachen der Migration und betont, wie 

wichtig es ist, die Menschenrechte und die Menschenwürde in den Mittelpunkt der 

Migrationspolitik der EU zu stellen; erinnert daran, dass das Recht, sein Land zu 

verlassen, in Artikel 13 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 

Nationen verankert ist und dass die Menschenrechte von Migranten in den Herkunfts-, 

Transit- und Zielländern uneingeschränkt geachtet werden müssen, und zwar auch in 

Hafteinrichtungen; 

3. vertritt die Auffassung, dass Menschenrechte für alle ein übergreifendes Element im 

Rahmen der Verwirklichung aller Ziele und Zielvorgaben der Agenda 2030 sein müssen; 

fordert die Einrichtung – auf einzelstaatlicher und internationaler Ebene – eines inklusiven 

Indikatorrahmens für die Ziele für nachhaltige Entwicklung, der den Menschenrechten 

Rechnung trägt und rechtebasiert ist, um für äußerste Transparenz und 

Rechenschaftspflicht in diesem Bereich zu sorgen, damit die für die Entwicklung 



 

PE587.429v02-00 56/112 RR\1111015DE.docx 

DE 

bereitgestellten Mittel wirklich denjenigen zugutekommen, die sie benötigen; 

4. betont, dass das Ziel Nr. 16 für eine nachhaltige Entwicklung im Hinblick auf die 

Sicherstellung von Frieden, Gerechtigkeit und inklusiven Gesellschaften von allergrößter 

Bedeutung ist; betont, dass die Achtung der Menschenrechte wesentlich für jeden 

erfolgreichen Demokratisierungsprozess ist und dass die Festigung der 

Rechtsstaatlichkeit, gute Regierungsführung, institutionelle Kapazitäten unter Einsatz von 

Budgethilfen, demokratische Teilhabe und eine repräsentative Beschlussfassung, 

Stabilität, soziale Gerechtigkeit sowie ein integratives und nachhaltiges Wachstum – und 

somit die Ermöglichung einer fairen Verteilung des erwirtschafteten Vermögens – die 

zentralen Ziele sämtlicher außenpolitischer Maßnahmen der EU sein sollten; warnt vor 

Populismus, Extremismus und Amtsmissbrauch, welche Verstöße gegen die 

Menschenrechte legitimieren; 

5. verweist auf die Einführung eines rechtebasierten Ansatzes in die EU-Entwicklungspolitik 

mit dem Ziel, Menschenrechtsgrundsätze in die operative Entwicklungsarbeit der EU zu 

integrieren, unter Einbeziehung von Vereinbarungen sowohl auf der Ebene der 

Hauptquartiere als auch vor Ort zur Synchronisierung der Menschenrechte und der 

Tätigkeiten im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit; fordert, dass das 

Instrumentarium für den rechtebasierten Ansatz bei unseren Partnern, einschließlich der 

lokalen Behörden, der Zivilgesellschaft und des privaten Sektors, stärker verbreitet und 

dessen Umsetzung von der Kommission sorgfältig überwacht wird; 

6. äußert sich besorgt über die Versuche, Finanzmittel, die für die Bekämpfung der Armut 

und die Förderung der Entwicklung vorgesehen sind – und auch auf die konkrete 

Umsetzung von Maßnahmen, die letztlich auf den Schutz der Menschenrechte 

hinauslaufen – für nicht entwicklungsrelevante Zwecke zu verwenden; 

7. verweist auf die wesentliche Bedeutung des in Artikel 208 AEUV verankerten 

Grundsatzes der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung, wenn es darum geht, zu 

erreichen, dass die Menschenrechte geachtet werden; fordert die EU auf, dafür Sorge zu 

tragen, dass mit den notwendigen Leitlinien, Folgenabschätzungen und Überwachungs- 

und Berichterstattungsmechanismen die Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung bei 

den politischen Maßnahmen der EU und der Mitgliedstaaten zur konkreten Realität wird; 

fordert nachdrücklich, dass bei der Umsetzung des rechtebasierten Ansatzes auf verstärkte 

Kohärenz und Koordinierung sämtlicher außenpolitischer Maßnahmen und Instrumente 

der EU geachtet wird; fordert die Mitgliedstaaten auf, in ihren Zuständigkeitsbereichen 

tätig zu werden und dabei Kohärenz mit den im Entwicklungsbereich unternommenen 

Bemühungen und mit den europäischen Maßnahmen in diesem Bereich walten zu lassen; 

8. fordert den Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das Thema 

Menschenrechte für alle in politischen Dialogen und Handelsverhandlungen mit 

Entwicklungsländern systematisch zu berücksichtigen und sicherzustellen, dass die 

Zusammenarbeit mit Drittstaaten im Hinblick auf die wirksame Förderung der 

Demokratie und der Menschenrechte an die erzielten Fortschritte geknüpft wird; fordert 

die Kommission dringend auf, bei der Aushandlung internationaler Abkommen, 

einschließlich WPA, die Aufnahme nicht verhandelbarer Menschenrechts-, Sozial- und 

Umweltklauseln weiter zu fördern und ein System zur Verhängung von Sanktionen sowie 

einen Rechtsbehelfsmechanismus für die Opfer in Fällen von nachweisbarer Missachtung 
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der Menschenrechte zu erwägen; besteht insbesondere darauf, dass mit dem künftigen 

Abkommen mit den AKP-Staaten der bestehende Dialog über die Menschenrechte 

gestärkt wird; fordert die EU auf, NRO und die Zivilgesellschaft in die Politikgestaltung 

aktiv einzubeziehen, um die Wirksamkeit von Menschenrechtsbestimmungen 

sicherzustellen, Eigenverantwortung zu gewährleisten und eine mögliche 

Instrumentalisierung der Menschenrechte zu vermeiden; 

9. erkennt die wesentliche Rolle an, die EU-Delegationen im Hinblick auf die Förderung der 

Menschenrechte in Drittländern und die wirksame Umsetzung der auswärtigen 

Menschenrechtspolitik der EU spielen; fordert die Kommission auf, die Verwendung des 

Instrumentariums für den rechtebasierten Ansatz in den Delegationen zu bewerten und 

dem Europäischen Parlament einen Überblick über diese Bewertung bereitzustellen; 

10. verweist darauf, dass der private Sektor ein wichtiger Partner für die Verwirklichung der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung ist; betont, wie wichtig die Sicherstellung der 

Rechenschaftspflicht der multinationalen Unternehmen und von deren Einhaltung der 

Menschenrechte sowie sozialer und ökologischer Standards und Grundsätze bei 

Tätigkeiten in einem Land ist; vertritt die Auffassung, dass dies maximiert werden könnte, 

wenn mehr öffentlich-private Partnerschaften geschlossen werden; fordert die EU und die 

Mitgliedstaaten in diesem Zusammenhang auf, die Auswirkungen der 

entwicklungsrelevanten Tätigkeiten des privaten Sektors auf die Menschenrechte 

regelmäßig zu bewerten und die Bemühungen des Menschenrechtsrats der VN um ein 

internationales Abkommen, das darauf abzielt, internationale Unternehmen für 

Menschenrechtsverletzungen zur Rechenschaft zu ziehen, aktiv zu unterstützen; 

11. erinnert daran, dass sich Konflikte und Konfliktanfälligkeit nachteilig auf das Leben von 

Millionen von Menschen auswirken und dass sich Menschenrechtsverletzungen im 

Zusammenhang mit Terrorismus weit verbreitet haben; betont, dass 

Sicherheitsmaßnahmen im Bereich der auswärtigen Politik, die humanitäre Hilfe und 

langfristige entwicklungspolitische Maßnahmen besser miteinander verknüpft werden 

müssen; fordert die EU dringend auf, den Schutz von Opfern von Verbrechen und Gewalt 

in die Entwicklungsprogramme mit Drittländern aufzunehmen und den Austausch 

bewährter Verfahren auf dem Gebiet der Bekämpfung der Korruption zu einer Priorität zu 

machen, da Korruption häufig Straflosigkeit bei Verbrechen ermöglicht und die Ursache 

von Ungerechtigkeiten für die Opfer ist; 

12. betont, dass die soziale, wirtschaftliche und politische Inklusion aller Menschen, 

unabhängig von Alter, Geschlecht, sexueller Ausrichtung, Rasse, ethnischer 

Zugehörigkeit oder Religion, gefördert werden muss, einschließlich des gerechten 

Zugangs für alle Menschen zu den nationalen Gesundheitssystemen, die es zu stärken gilt; 

fordert die EU-Organe auf, Diskriminierung aufgrund der Kastenzugehörigkeit genauso 

zu bekämpfen wie Diskriminierung aus anderen Gründen; bekräftigt die Zusage der EU, 

gefährdete Gruppen und Randgruppen – zu denen im Einklang mit dem Übereinkommen 

der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen unter anderem 

Menschen mit Behinderungen zählen – zu unterstützen, und fordert nachdrücklich eine 

eingehende Prüfung der Wirksamkeit von Projekten zum Thema Behinderung sowie eine 

angemessene Einbeziehung von Behindertenverbänden in die Planung und Umsetzung 

dieser Projekte; betont zudem die Bedeutung des Ziels Nr. 5 für eine nachhaltige 

Entwicklung, das darin besteht, alle Formen von Diskriminierung und Gewalt gegen 
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Frauen und Mädchen zu beseitigen; betont ferner, wie wichtig es ist, der bedeutenden 

Rolle von Menschenrechtsverteidigern weiblichen Geschlechts besondere 

Aufmerksamkeit zu widmen; 

13. weist erneut darauf hin, dass die Rechtsinstrumente in den vor- und nachgelagerten 

Abschnitten der Mineralienlieferkette gestärkt werden müssen, um die Rückverfolgbarkeit 

der Mineralien zu verbessern; fordert die EU auf, jegliche Menschenrechtsverletzungen, 

die seitens multinationaler Unternehmen aus der EU im Zusammenhang mit der 

Ausbeutung natürlicher Ressourcen in Entwicklungsländern begangen werden, zu 

verhindern und strenge Rechtsrahmen und Initiativen zu unterstützen, die auf Transparenz 

und verantwortungsvolles Handeln im Bergbau und in anderen Rohstoffbranchen 

abzielen; unterstützt die weltweiten Initiativen zur Korruptionsbekämpfung, 

beispielsweise die Initiative für die Transparenz in der Rohstoffindustrie (EITI); verweist 

darauf, dass indigene Völker besonders von Menschenrechtsverletzungen im 

Zusammenhang mit Rohstoffabbau betroffen sind und dass deren freiwillige, vorab und in 

Kenntnis der Sachlage gegebene Zustimmung geachtet werden muss; 

14. stellt mit großer Sorge fest, dass nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisation 

(IAO) etwa 21 Millionen Männer, Frauen und Kinder weltweit in Sklaverei leben und 

dass über wiederholte Verstöße gegen Kernarbeitsnormen in mehreren Staaten mit APS+-

Status berichtet wurde; weist insbesondere auf die Verpflichtung hin, die in der Agenda 

der IAO für menschenwürdige Arbeit festgelegten internationalen arbeitsrechtlichen 

Normen einzuhalten, und vertritt die Auffassung, dass Arbeitnehmerrechte in den 

Außenbeziehungen der EU stärker im Mittelpunkt stehen sollten; fordert nachdrücklich 

die wirksame Umsetzung und Durchsetzung der APS+-Regelung, die von der 

Zivilgesellschaft sowie durch einen transparenten Berichterstattungsmechanismus zu 

überwachen sind; fordert zudem die EIB auf, stärker darauf zu achten, wie sich ihre 

Tätigkeiten auf die Menschen- und Arbeitnehmerrechte auswirken, und schlägt ihr zu 

diesem Zweck vor, Menschenrechtsstandards in ihre Projektbewertungen aufzunehmen; 

15. begrüßt die Aufnahme eines Kapitels über Entwicklung in den EU-Jahresbericht und 

hofft, dass hiermit eine Praxis ihren Anfang nimmt, die auch in den Berichten der 

nächsten Jahre zum Tragen kommt. 
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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Protokolle Nr. 1 bzw. Nr. 2 zum Vertrag über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union (AEUV) über die Rolle der nationalen Parlamente in der 

Europäischen Union bzw. über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 

Verhältnismäßigkeit, 

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 8. März 2016 zur Lage weiblicher Flüchtlinge 

und Asylsuchender in der EU, 

– unter Hinweis auf das gemeinsame Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen mit 

dem Titel „Gender Equality and Women’s Empowerment: Transforming the lives of Girls 

and Women through EU External relations 2016-2020“ (Gleichstellung der Geschlechter 

und Stärkung der Rolle der Frau: Veränderung des Lebens von Mädchen und Frauen 

mithilfe der EU-Außenbeziehungen 2016-2020), 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung 

von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Übereinkommen von Istanbul), 

– unter Hinweis auf die Resolutionen 1325, 2242, 1820, 1888, 1889 und 1960 des 

Sicherheitsrates der Vereinten Nationen zu Frauen, Frieden und Sicherheit, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen von 1979 zur Beseitigung 

jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW), 
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– unter Hinweis auf das Abkommen von 1951 und das Protokoll von 1967 über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge, 

– unter Hinweis auf das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte des 

Kindes, 

– unter Hinweis auf den Bericht der Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen zu 

Gewalt gegen Frauen, deren Ursachen und Konsequenzen, Rashida Manjoo, aus dem 

Jahr 2015, 

– unter Hinweis auf die Ergebnisse der 60. Tagung der Kommission der Vereinten Nationen 

für die Rechtsstellung der Frau, die vom 14. bis 24. März 2016 am Hauptsitz der 

Vereinten Nationen in New York stattfand, 

– unter Hinweis auf den Bericht der Weltgesundheitsorganisation von 2013 mit dem Titel 

„Global and regional estimates of violence against women“ (Globale und regionale 

Schätzungen zu Gewalt gegen Frauen), 

Α. in der Erwägung, dass Gewalt gegen Frauen und Mädchen eine der am weitesten 

verbreiteten Menschenrechtsverletzungen weltweit darstellt, die alle Ebenen der 

Gesellschaft, unabhängig von Alter, Bildungsstand, Einkommen, gesellschaftlicher 

Stellung oder Herkunfts- oder Aufenthaltsland, betrifft und ein entscheidendes Hindernis 

für die Gleichstellung der Geschlechter darstellt; in der Erwägung, dass es in bestimmten 

Ländern zu einem erheblichen Anstieg der Anzahl von Fällen von Gewalt gegen Frauen 

und Mädchen gekommen ist; 

B. in der Erwägung, dass Frauen und Mädchen in vielen Teilen der Welt weiterhin Opfer 

geschlechtsspezifischer Gewalt sind, zu der Vergewaltigungen, Menschenhandel, 

Zwangsehen, Ehrenmorde, die Verstümmelung weiblicher Genitalien, Versklavung und 

grausame und unmenschliche Strafen zählen, die auf Folter und andere Verletzungen ihres 

Grundrechts auf Leben, Freiheit, Gerechtigkeit, Würde und Sicherheit sowie ihres Rechts 

auf seelische und körperliche Unversehrtheit und ihre sexuelle und reproduktive 

Selbstbestimmung hinauslaufen; 

C. in der Erwägung, dass nicht alle Frauen und Kinder, die zu Opfern häuslicher Gewalt oder 

eines sexuell motivierten Verbrechens geworden sind, Zugang zu angemessenen 

Unterstützungsnetzen, Dienstleistungen im Bereich der psychischen Gesundheit oder 

Justizsystemen haben, die geeignet sind, mit diesen Arten von Vergehen umzugehen; 

D. in der Erwägung, dass nach Angaben der Weltgesundheitsorganisation weltweit rund 

35 % der Frauen zu Opfern körperlicher und/oder sexueller Gewalt geworden sind und 

dass bei dieser Zahl jene Fälle, die von den Frauen nicht gemeldet wurden, und die Daten, 

die niemals erhoben wurden, nicht berücksichtigt sind; 

E. in der Erwägung, dass in Ländern, in denen die Todesstrafe praktiziert wird, diese an 

Frauen mittels Methoden, die mit Folter gleichzusetzen sind, vollzogen wird und mit einer 

Herabwürdigung des Körpers des Opfers verbunden ist; 

F. in der Erwägung, dass die Achtung der Menschenrechte und insbesondere der Rechte von 

Frauen und Mädchen weltweit gefährdet ist und dass die universelle Gültigkeit der 
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Menschenrechte durch eine Reihe von autoritären Regierungen zunehmend ernsthaft 

infrage gestellt wird; in der Erwägung, dass es zahlreiche Versuche von Bewegungen von 

Rechtsextremen oder Gleichstellungsgegnern gibt, die Rechte von Frauen in Bezug auf 

ihren Körper, die Rechte von lesbischen, schwulen, bi-, trans- und intersexuellen Personen 

(LGBTI-Personen) und die Grundrechte von Flüchtlingen und Asylsuchenden 

einzuschränken; 

G. in der Erwägung, dass sich die EU dazu verpflichtet hat, für die Gleichstellung der 

Geschlechter einzutreten und den Gleichstellungsaspekt in ihrem gesamten Handeln zu 

berücksichtigen; 

H. in der Erwägung, dass die Gleichstellung der Geschlechter eine Vorbedingung für die 

Wahrnehmung der Menschenrechte durch Frauen und Mädchen und für die Umsetzung 

des Gender Mainstreaming durch nationale Strategieprogramme ausschlaggebend ist; 

I. in der Erwägung, dass die Integration der Gleichstellung der Geschlechter in die 

Handelspolitik der EU bereits in der Strategie für die Gleichstellung von Frauen und 

Männern vorgesehen ist; 

J. in der Erwägung, dass weibliche und minderjährige Flüchtlinge, Asylsuchende und 

Staatenlose bei bewaffneten Konflikten zu den am meisten gefährdeten Gruppen in der 

Gesellschaft gehören, und in der Erwägung, dass die Risiken für Mädchen im 

Teenageralter, die durch humanitäre Krisen aus ihrer Heimat vertrieben wurden, deutlich 

erhöht sind; 

K. in der Erwägung, dass einige europäische Länder in den letzten Jahre eine weniger 

tolerante Haltung gegenüber Migranten, Flüchtlingen und Asylsuchenden an den Tag 

legen; in der Erwägung, dass die EU mit gutem Beispiel vorangehen und in ihrer Innen- 

und Außenpolitik eine einheitliche Linie verfolgen muss; in der Erwägung, dass die 

Mitgliedstaaten die EU-Rechtsvorschriften in einzelstaatliches Recht umzusetzen haben; 

L. in der Erwägung, dass sexuelle und reproduktive Gesundheit und damit verbundene 

Rechte auf den grundlegenden Menschenrechten basieren und wesentliche Aspekte der 

Menschenwürde sind; ferner in der Erwägung, dass diese noch nicht weltweit 

gewährleistet sind; 

M. in der Erwägung, dass weltweit die Frauen ganz besonders von den Auswirkungen der 

Klima-, Umwelt- und Energiepolitik betroffen sind und sich daher der Kampf gegen die 

Ungleichheit zwischen den Geschlechtern und die Bekämpfung des Klimawandels 

gegenseitig bedingen; 

N. in der Erwägung, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen sowie Frauen und 

Mädchen, die einer kulturellen, traditionellen, sprachlichen oder religiösen 

Minderheitengruppe oder hinsichtlich ihrer Geschlechtsidentität oder sexuellen 

Ausrichtung einer Minderheit angehören, größere Gefahr laufen, zu Opfern von Gewalt, 

Missbrauch, Vernachlässigung und mehrfachen Formen der Diskriminierung aufgrund 

ihrer Behinderung, ihres Minderheitenstatus und ihres Geschlechts zu werden; 

O. in der Erwägung, dass zwei Drittel der weltweit 960 Millionen Analphabeten Frauen und 
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Mädchen sind1; in der Erwägung, dass Mädchen in vielen Ländern nach wie vor von den 

Bildungssystemen ernsthaft benachteiligt und ausgegrenzt werden; in der Erwägung, dass 

Frauen und Mädchen der Zugang zu hochwertiger Bildung verwehrt bleibt und sie 

gezwungen werden, ihre Ausbildung abzubrechen, wenn sie heiraten oder Kinder 

bekommen; 

P. in der Erwägung, dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen die VN-Mitgliedstaaten 

2005 in einer Erklärung aufgefordert hat, die Umsetzung seiner Resolution 1325 mittels 

der Ausarbeitung nationaler Aktionspläne (NAP) oder sonstiger Strategien auf 

einzelstaatlicher Ebene fortzuführen; in der Erwägung, dass bisher nur 60 VN-

Mitgliedstaaten, darunter 17 Mitgliedstaaten der EU, solche NAP ausgearbeitet und deren 

Umsetzung eingeleitet haben; 

Q. in der Erwägung, dass 60 % der Milliarde Menschen, die unterhalb der Armutsgrenze 

leben, Frauen sind; 

R. in der Erwägung, dass die Stärkung der wirtschaftlichen Stellung von Frauen ein 

Instrument zur Steigerung und Verbesserung der tatsächlichen Ausübung ihrer 

Grundrechte darstellt; 

1. ist der Auffassung, dass die Rolle der Frauen bei den Prozessen, die mit der Verhütung 

von Konflikten im Zusammenhang stehen, und in den nationalen und internationalen 

Organen, die an der Verhütung von Konflikten beteiligt sind, sowie bei der Förderung der 

Menschenrechte und demokratischer Reformen gestärkt werden sollte, und betont, wie 

wichtig es ist, die systematische Teilhabe von Frauen als wesentliches Element von 

Friedensprozessen und des Wiederaufbaus nach Konflikten zu unterstützen; betont, dass 

die Teilhabe von Frauen in Konfliktlösungsgesprächen ausschlaggebend für die Förderung 

der Rechte und der Teilhabe von Frauen ist und dass diese einen ersten Schritt 

dahingehend darstellt, Frauen umfassend in künftige Übergangsprozesse einzubeziehen; 

fordert die Kommission, die Hohe Vertreterin und die Mitgliedstaaten auf, die Rolle von 

Frauen im Rahmen eines jeden Prozesses der Konfliktlösung oder 

Friedenskonsolidierung, an dem die EU beteiligt ist, zu stärken; 

2. verurteilt aufs Schärfste, dass Vergewaltigungen und andere Formen sexueller und 

geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen und Mädchen weiterhin als Kriegswaffe 

eingesetzt werden; fordert alle Länder, die noch keine NAP zur Umsetzung der 

Resolution 1325 des VN-Sicherheitsrates ausgearbeitet haben, darunter insbesondere die 

Mitgliedstaaten der EU, auf, dies zu tun und gleichzeitig Strategien zur unmittelbaren 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen auszuarbeiten; fordert eine weltweite 

Verpflichtung, sicherzustellen, dass die Resolution 1325 des VN-Sicherheitsrates 

umgesetzt wird; betont, dass die Missionen der Gemeinsamen Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik sowie die Missionen der EU in den Bereichen Ausbildung, Technik 

und Unterstützung in Drittländern zur Bekämpfung von sexueller und 

geschlechtsspezifischer Gewalt beitragen müssen; betont, dass friedliche Mittel der 

Konfliktlösung, bei denen Frauen am Kernstück der Verhandlungen und Maßnahmen 

beteiligt sind, eingesetzt werden müssen; 

3. stellt fest, dass Mädchen und Frauen besonders benachteiligt und gefährdet sind und dass 

                                                 
1 http://www.unfpa.org/sites/default/files/pub-pdf/swp08_eng.pdf 
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besonderes Augenmerk darauf gelegt werden muss, Mädchen und Frauen den Zugang zu 

Bildung, zur sexuellen und reproduktiven Gesundheit und den damit verbundenen 

Rechten sowie ein Leben frei von jeglicher Form der Gewalt zu ermöglichen, 

diskriminierende Rechtsvorschriften und Praktiken abzuschaffen und die Rolle von 

Mädchen und jungen Frauen weltweit zu stärken; 

4. fordert eine weltweite Verpflichtung, vorbeugend dafür zu sorgen, dass Frauen und 

Mädchen in allen Notlagen und Krisen von Beginn an sicher sind, indem in angemessener 

Weise gegen die Gefahr der sexuellen und geschlechtsspezifischen Gewalt vorgegangen, 

Sensibilisierungsarbeit geleistet, der Zugang zur Justiz für Frauen und Mädchen in 

Konflikt- und Nachkonfliktsituationen verbessert wird und die Täter vermehrt zur 

Rechenschaft gezogen und tatsächlich strafrechtlich verfolgt werden – denn Straffreiheit, 

unter anderem bei den offiziellen Streitkräften, stellt in einigen Ländern nach wie vor 

einen der Faktoren dar, die verhindern, dass der Teufelskreis der sexuellen Gewalt 

durchbrochen wird –, sowie indem der Zugang zu sämtlichen Dienstleistungen im Bereich 

der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, zu denen auch sichere und legale 

Abtreibungen für Opfer von als Kriegswaffe eingesetzten Vergewaltigungen gehören, 

sichergestellt wird; 

5. verurteilt, dass in Ländern, in denen die Todesstrafe praktiziert wird, diese an Frauen 

mittels Methoden, die mit Folter gleichzusetzen (etwa Steinigung) und mit körperlicher 

Entwürdigung verbunden sind (etwa öffentliches Erhängen), vollzogen wird, um andere 

Frauen einzuschüchtern; verurteilt aufs Schärfste jede Form der Folter, die aufgrund des 

Geschlechts angewendet wird, insbesondere Steinigung und Ehrenmorde; 

6. betont, dass Gewalt gegen Frauen und geschlechtsspezifische Gewalt eine Verletzung der 

Grundrechte und eine extreme Form der Diskriminierung, die gleichzeitig Ursache und 

Folge von Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern innerhalb und außerhalb der EU 

ist, darstellen; 

7. verurteilt, dass 98 % der Opfer von Menschenhandel zum Zwecke sexueller Ausbeutung 

Frauen und Mädchen sind; fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Bemühungen um die 

Bekämpfung dieser Praxis, die gegen die Grundrechte von Frauen und Kindern verstößt, 

zu intensivieren; 

8. betont, dass religiöse, kulturelle und traditionelle Unterschiede in keinem Fall 

Diskriminierung oder jedwede Form von insbesondere gegen Frauen und Mädchen 

gerichteter Gewalt, wie z. B. die Verstümmelung weiblicher Genitalien, sexuellen 

Missbrauch, Frauenmorde, Früh- oder Zwangsverheiratung, häusliche Gewalt, Mord oder 

Gewalt im Namen der Ehre sowie jedwede andere Formen der Folter und des Mordes, wie 

etwa Steinigung, rechtfertigen können; 

9. bekräftigt erneut, dass die Verstümmelung weiblicher Genitalien eine ernsthafte 

Verletzung der Menschenrechte darstellt, der die EU in ihrem Dialog mit Drittländern, in 

denen diese Praxis weit verbreitet ist, besondere Aufmerksamkeit widmen sollte; erinnert 

daran, dass die Verstümmelung weiblicher Genitalien für die betroffenen Frauen 

ernsthafte und langfristige gesundheitliche Folgen und somit auch Auswirkungen auf die 

Entwicklung hat; 

10. weist darauf hin, dass mittels Maßnahmen zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer 
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Gewalt auch die Online-Gewalt, darunter Belästigung, Mobbing und Einschüchterung, 

bekämpft und darauf hingearbeitet werden muss, ein für Frauen und Mädchen sicheres 

Online-Umfeld zu schaffen; 

11. bekräftigt seine seit langem vertretene Ablehnung der Todesstrafe in allen Fällen und 

unter allen Umständen und fordert ein sofortiges Moratorium für die Vollstreckung der 

Todesstrafe in den Ländern, in denen die Todesstrafe noch verhängt wird; 

12. fordert die Analyse von nach Regionen aufgeschlüsselten Daten über 

geschlechtsspezifische Gewalt, damit Maßnahmen zur Verbesserung der Bedingungen 

von Frauen in bestimmten Regionen gezielter eingesetzt werden können; 

13. begrüßt den Vorschlag der Kommission vom 4. März 2016 zu einem Beitritt der EU zum 

Übereinkommen von Istanbul, dem ersten internationalen rechtsverbindlichen Instrument 

zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen; ist der Auffassung, dass 

dadurch für mehr Wirksamkeit und Kohärenz in der Innen- und Außenpolitik der EU 

gesorgt und die Verantwortung der EU und ihre Rolle bei der Bekämpfung der Gewalt 

gegen Frauen und der geschlechtsspezifischen Gewalt auf internationaler Ebene gestärkt 

werden wird; fordert die Kommission und den Rat auf, ihr Möglichstes zu tun, um die 

Unterzeichnung und den Abschluss des Übereinkommens seitens der EU zu ermöglichen, 

und gleichzeitig die 14 Mitgliedstaaten, die das Übereinkommen von Istanbul noch nicht 

unterzeichnet und ratifiziert haben, aufzufordern, dies zu tun und die ordnungsgemäße 

Anwendung der Konvention sicherzustellen; 

14. fordert die Kommission auf, so rasch wie möglich einen Entwurf einer Europäischen 

Strategie für die Bekämpfung der geschlechtsspezifischen Gewalt auszuarbeiten, die ein 

Rechtsinstrument zur Bekämpfung und Verhütung aller Formen der Gewalt gegen Frauen 

innerhalb der EU enthält; 

15. bedauert den Mangel an Maßnahmen zur Verhütung geschlechtsspezifischer Gewalt, die 

mangelnde Opferbetreuung und das hohe Maß an Straflosigkeit für geschlechtsspezifische 

Gewalt in zahlreichen Ländern; fordert den EAD auf, sich mit Drittländern über bewährte 

Verfahren in den Bereichen Rechtsetzungsverfahren und Weiterbildungsprogramme für 

Polizeibeamte, Gerichtsbedienstete und sonstige Beamte auszutauschen; fordert die EU 

auf, Organisationen der Zivilgesellschaft, die sich für die Menschenrechte und die 

Förderung der Gleichstellung der Geschlechter in Drittländern einsetzen, zu unterstützen 

und eng mit internationalen Organisationen zusammenzuarbeiten, die auf dem Gebiet der 

Gleichstellung der Geschlechter tätig sind, um Synergien zu schaffen und die Stärkung der 

Position der Frau in der Gesellschaft voranzutreiben; 

16. stellt fest, dass das weltweite Durchschnittsalter für den Eintritt in die Prostitution 

zwischen 12 und 14 Jahren liegt und dass Prostitution und sexuelle Ausbeutung stark 

geschlechtsspezifisch determiniert und eine Form der geschlechtsspezifischen Gewalt 

sind, die den Menschenrechtsgrundsätzen, darunter der Gleichstellung der Geschlechter 

als einen der wichtigsten Grundsätze, zuwiderläuft; fordert die internationale 

Gemeinschaft auf, als zentrale Strategie zur Vermeidung und Eindämmung des 

Menschenhandels konkrete Maßnahmen zu erarbeiten, um die Nachfrage nach Frauen, 

Mädchen, Männern und Jungen im Prostitutionsgewerbe zu verringern; 

17. fordert die Umsetzung von Rechtsvorschriften und Maßnahmen, die direkt auf die Täter 
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abzielen, um ein Sinken der Nachfrage nach sexueller Ausbeutung zu bewirken und 

Personen, die Prostitution ausüben, zu entkriminalisieren und ihnen den Zugang zu 

Unterstützungsdiensten zu ermöglichen, darunter hochwertige soziale, rechtliche und 

psychologische Unterstützung für Personen, die aus der Prostitution aussteigen wollen; 

18. betont, dass Geschlechterstereotype zu den wichtigsten Gründen für Verstöße gegen die 

Rechte der Frau und für Ungleichheiten zwischen Männern und Frauen zählen, und hält 

die Bekämpfung jener Stereotype für wichtig, die die untergeordnete Rolle der Frau in der 

Gesellschaft verstärken und eine der Hauptursachen der Ungleichheit zwischen Männern 

und Frauen, von Verletzungen der Menschenrechte von Frauen sowie der 

geschlechtsspezifischen Gewalt darstellen; betont die Bedeutung von auf alle 

Bevölkerungsschichten abzielenden Sensibilisierungskampagnen, von Strategien zur 

Motivation von Frauen bei gleichzeitiger Einbeziehung der Männer, einer stärkeren 

Einbindung der Medien und der Einbeziehung der Geschlechterproblematik in die 

Bildung und in alle Maßnahmen und Initiativen der EU, insbesondere im Zusammenhang 

mit dem auswärtigen Handeln, mit der Zusammenarbeit sowie mit der Entwicklungshilfe 

und der humanitären Hilfe; fordert den EAD und die Kommission auf, Männer und 

Jungen ausdrücklich in Informations- und Sensibilisierungskampagnen über Frauenrechte 

einzubeziehen, und zwar sowohl als Zielgruppe als auch als Akteure, die für einen Wandel 

eintreten; stellt fest, dass jenen Verfassungs-, Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 

aufgrund derer Frauen aus Gründen ihres Geschlechts diskriminiert werden, ganz 

besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden muss;  

19. bekräftigt, dass Kinder-, Früh- und Zwangsheirat sowie die Nichtdurchsetzung eines 

gesetzlich vorgeschriebenen Mindestalters für die Eheschließung eine Verletzung der 

Rechte des Kindes sowie ein Hindernis für die Stärkung der Rolle der Frau darstellen; 

20. betont, dass sich die Behörden dazu verpflichten müssen, Bildungskampagnen für Männer 

und jüngere Generationen zu entwickeln, um Männer und Jungen als Partner 

einzubeziehen und gleichzeitig alle Arten der geschlechtsspezifischen Gewalt zu 

verhindern und nach und nach zu beseitigen und die Stärkung der Position der Frau in der 

Gesellschaft voranzutreiben; 

21. betont, dass der Zugang zu Bildung auf allen Ebenen für Frauen und Mädchen erleichtert 

und Hindernisse aufgrund des Geschlechts in Bezug auf das Lernen beseitigt werden 

müssen, insbesondere in den ärmsten und marginalisiertesten Bevölkerungsgruppen, und 

dass die Berufsausbildung von Frauen und die Entwicklung von Ausbildungsprogrammen 

für Lehrpersonal in Drittländern zum Thema Geschlechtergleichstellung gefördert werden 

müssen, da sich gezeigt hat, dass die Zukunftsaussichten von Frauen und Mädchen durch 

Bildung wesentlich verbessert werden; fordert die EU nachdrücklich auf, diese Priorität in 

all ihre diplomatischen und handelspolitischen Anstrengungen sowie in ihre Maßnahmen 

zur Förderung der Entwicklungszusammenarbeit einzubeziehen, und empfiehlt, die 

Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung in allen 

Programmen und Maßnahmen, die Finanzierungen im Bereich der Bildung und 

Ausbildung für Frauen und Mädchen anbieten, zu prüfen und anzuwenden; betont, dass 

die Bildung von Kindern, jungen Menschen und Frauen in Flüchtlingslagern und 

Konfliktgebieten kontinuierlich fortgeführt werden muss; 

22. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, stärker auf die Erfüllung der Zusagen und 
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Verpflichtungen im Bereich der Frauenrechte, die sich aus dem Übereinkommen zur 

Beseitigung jeder Form der Diskriminierung der Frau im Rahmen der Aktionsplattform 

von Beijing ergeben, zu pochen und die zivilgesellschaftlichen Organisationen, die im 

Bereich der Förderung der Geschlechtergleichstellung tätig sind, zu unterstützen; 

23. ist besorgt angesichts des Leihmutterschaftsgewerbes, in dem der weibliche Körper als ein 

Rohstoff auf dem internationalen Reproduktionsmarkt angesehen wird, und verurteilt die 

in großem Umfang stattfindende Ausbeutung von schutzbedürftigen Frauen, hauptsächlich 

aus dem Globalen Süden, durch das Leihmutterschaftsgewerbe; 

24. verurteilt, dass weltweit jährlich mehr als 500 000 Frauen bei der Geburt ihres Kindes 

sterben1 und dass die sexuellen und reproduktiven Rechte von Frauen oftmals verletzt 

werden; betont, dass eine angemessene und erschwingliche Grundversorgung sowie die 

universelle Achtung von und der Zugang zu Sexualerziehung und Diensten im Bereich der 

sexuellen und reproduktiven Gesundheit einen Beitrag zur pränatalen Fürsorge leisten 

sowie zur Fähigkeit, hoch riskante Schwangerschaften zu verhindern und die Säuglings- 

und Kindersterblichkeit zu verringern; 

25. fordert die EU und ihre Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, das unveräußerliche Recht von 

Frauen und Mädchen auf körperliche Unversehrtheit und darauf, freie Entscheidungen zu 

treffen, nicht zuletzt in Bezug auf das Recht auf Zugang zur freiwilligen Familienplanung, 

zur Gesundheitsversorgung für Mütter und zu Diensten, die eine sichere und legale 

Abtreibung ermöglichen – welche als lebensrettende Maßnahmen für Frauen von großer 

Bedeutung sind – sowie das Recht auf ein Leben frei von Gewalt, einschließlich der 

Verstümmelung weiblicher Genitalien, Früh- und Zwangsheirat und Vergewaltigung in 

der Ehe, anzuerkennen; 

26. fordert die EU und die internationale Gemeinschaft auf, aktiv auf die Verwirklichung des 

neuen Ziels (Nr. 5) für eine nachhaltige Entwicklung, das die Gleichstellung der 

Geschlechter zum Gegenstand hat, hinzuarbeiten und die Finanzmittel dafür zu erhöhen 

und dabei stets die Bedeutung des Zugangs zu einer umfassenden Sexualerziehung und 

des universellen Zugangs zu Diensten im Bereich der sexuellen und reproduktiven 

Gesundheit und den damit verbundenen Rechten im Auge zu behalten; 

27. bedauert die Tatsache, dass Frauen weltweit nach wie vor erhebliche Schwierigkeiten 

haben, menschenwürdige Arbeitsplätze zu finden und zu behalten, wie dem Bericht der 

Internationalen Arbeitsorganisation mit dem Titel „Women at work 2016“ (Frauen am 

Arbeitsplatz 2016) zu entnehmen ist; 

28. bedauert, dass die „gläserne Decke“ für Frauen in der Wirtschaft, das 

geschlechtsspezifische Lohngefälle und das in Bezug auf weibliches Unternehmertum 

demotivierende gesellschaftliche Umfeld nach wie vor globale Phänomene darstellen; 

fordert Initiativen für die weitere Stärkung der Rolle der Frauen, insbesondere in den 

Bereichen Selbstständigkeit und KMU; 

29. bedauert, dass Frauen, was den Zugang zu finanziellen Ressourcen wie Bankdarlehen 

betrifft, allzu oft gegenüber Männern diskriminiert werden; betont, dass sich die Stärkung 

der Rolle der Frau im unternehmerischen Bereich als Schlüsselfaktor für die Ankurbelung 

                                                 
1 Quelle: UNICEF. 
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der Wirtschaft und, auf längere Sicht, für die Bekämpfung der Armut erwiesen hat; 

30. empfiehlt, die Ausarbeitung und Annahme eines rechtsverbindlichen internationalen 

Instruments auf Ebene der VN zu geschlechtsspezifischer Gewalt mit einem eigenen 

Überwachungsgremium zu erwägen; empfiehlt, die Berücksichtigung des 

Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung in allen Programmen und Maßnahmen, 

die Finanzierungen im Bereich der Bildung und Ausbildung für Frauen und Mädchen 

anbieten, zu prüfen und anzuwenden; 

31. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, bei sämtlichen einschlägigen 

Finanzierungen der EU den Gleichstellungsaspekt bei der Haushaltsplanung zu 

berücksichtigen; 

32. betont, dass sichergestellt werden muss, dass Gesundheitspersonal, Polizeikräfte, 

Staatsanwälte, Richter, Diplomaten und Friedenssicherungskräfte sowohl in der EU als 

auch in Drittländern die geeignete Ausbildung erhalten, um Opfer von Gewalt, 

insbesondere Frauen und Kinder, in Konfliktsituationen und im Rahmen der Maßnahmen 

vor Ort zu unterstützen; 

33. bedauert die Tatsache, dass in einigen Drittländern die Heirat eines Erwachsenen mit einer 

Minderjährigen, und in manchen Ländern sogar mit Mädchen im Alter von unter neun 

Jahren (Kinderbräute), als rechtmäßig angesehen wird; 

34. weist darauf hin, dass die Gleichstellung der Geschlechter nicht nur Männer und Frauen 

betrifft, sondern dass hierin auch alle LGBTI-Personen einbezogen werden müssen; 

35. ist besorgt darüber, dass in den letzten Jahren Rechtsextreme und gegen die Gleichstellung 

der Geschlechter gerichtete Bewegungen in einer Reihe von Ländern öffentlich an 

Einfluss gewonnen haben; weist darauf hin, dass diese Bewegungen die Errungenschaften 

auf dem Gebiet der Rechte der Frau, der Gleichstellung der Geschlechter und der 

Migrantenrechte infrage stellen und danach trachten, Gesetze und politische Maßnahmen 

zum Schutz von LGBTI-Personen vor Hassverbrechen und Diskriminierung zu 

blockieren; 

36. bedauert und verurteilt, dass in einigen Drittländern Homosexualität als Straftat gilt und 

sogar mit der Todesstrafe geahndet wird; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, in 

ihrer Außenpolitik die Wahrnehmung aller Menschenrechte durch LGBTI-Personen mit 

Nachdruck zu fördern und zu schützen; 

37. hält es für notwendig, dass der Gleichstellungsproblematik im Rahmen der humanitären 

Hilfe der EU stärker Rechnung getragen wird; 

38. bedauert die mangelnde Geschlechtergleichstellung auf politischer Ebene und die 

Unterrepräsentation der Frauen in politischen, sozialen und wirtschaftlichen 

Entscheidungsprozessen zutiefst, da dadurch die Menschenrechte und die Demokratie 

untergraben werden; ist der Auffassung, dass die Regierungen bestrebt sein sollten, 

Frauen und Männer in gleicher Weise an Prozessen des Aufbaus und der Wahrung der 

Demokratie zu beteiligen, und sämtliche Formen der Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechts in der Gesellschaft bekämpfen sollten; betont, dass die Berichte von 

Wahlbeobachtungsmissionen präzise Leitlinien für den politischen Dialog der EU mit 
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Drittländern im Hinblick auf die Verbesserung der Teilhabe von Frauen am Wahlprozess 

und am demokratischen Leben des Landes bieten; 

39. verweist darauf, dass der EU-Aktionsplan zur Gleichstellung der Geschlechter und 

Machtgleichstellung der Frauen in der Entwicklungszusammenarbeit eines der 

wesentlichen Instrumente für die EU ist, um die Geschlechtergleichstellung in 

Drittländern zu verbessern, und ist deshalb der Ansicht, dass der neue Aktionsplan in 

Form einer Mitteilung der Kommission veröffentlicht werden sollte; fordert die 

Kommission auf, die Entschließung des Parlaments zur Erneuerung des EU-Aktionsplans 

zu berücksichtigen; 

40. fordert die EU auf, ihre internationale Handelspolitik zu überarbeiten und einen Ansatz zu 

verfolgen, bei dem die Menschen-, Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Umweltrechte im 

Vordergrund stehen und den Handel und Investitionen auf transnationaler sowie 

nationaler Ebene bestimmen; 

41. fordert die EU nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass die Gleichstellung der 

Geschlechter und der Schutz der grundlegenden Menschenrechte, insbesondere der 

Grundrechte von Frauen und Mädchen, in den nationalen Strategien und politischen 

Dialogen im Bereich der Menschenrechte sowie in allen Wirtschafts- und 

Handelsabkommen der EU mit Drittländern als rechtlich bindende Klauseln berücksichtigt 

werden; fordert, dass die Einhaltung der Grundwerte der Union zu einem Kriterium für 

die Budgethilfe gemacht wird; 

42. unterstreicht, dass weltweit tätige europäische Unternehmen im Hinblick auf die 

Förderung der Gleichstellung der Geschlechter eine Schlüsselrolle spielen, da sie als 

Vorbild dienen können; 

43. hebt hervor, wie wichtig es ist, positive Maßnahmen wie ein Quotensystem einzuführen, 

um die Teilhabe von Frauen in den politischen Gremien und im demokratischen Prozess 

sowie in der Beschlussfassung in wirtschaftlichen Angelegenheiten zu fördern; 

44. fordert die Verwendung von gleichstellungsorientierten quantitativen und qualitativen 

Indikatoren und die systematische und zeitgerechte Erhebung von nach Geschlechtern 

aufgeschlüsselten Daten als Teil des Prozesses zur Überwachung und Bewertung des 

neuen EU-Aktionsplans; 

45. bedauert, dass es immer noch Länder gibt, in denen die Beteiligung von Frauen an den 

Wahlen eingeschränkt ist; 

46. betont, dass die internationale Gemeinschaft der Situation von Frauen mit Behinderungen 

Priorität eingeräumt hat; weist auf die Schlussfolgerungen des Amts des Hohen 

Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte hin, in denen erklärt wurde, dass 

politische Maßnahmen und Programme zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen und 

Mädchen mit Behinderungen ausgearbeitet werden sollten, und zwar in enger 

Partnerschaft mit Personen, die eine Behinderung haben, wobei ihr Recht auf 

Selbstbestimmung anzuerkennen ist, und mit Behindertenorganisationen; betont, dass 

Einrichtungen regelmäßig kontrolliert und Pflegekräfte angemessen geschult werden 

müssen; fordert die EU auf, den Kampf gegen die Diskriminierung aufgrund von 

Behinderungen in ihre außenpolitischen Tätigkeiten und ihre Politik der Kooperation und 
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Entwicklungshilfe, einschließlich des Europäischen Instruments für Demokratie und 

Menschenrechte, einzugliedern; 

47. verurteilt die Menschenrechtsverletzungen, denen unter Besatzung lebende Frauen in der 

Region Europa-Mittelmeer ausgesetzt sind und die insbesondere in Schikanen und 

sexueller Gewalt zum Ausdruck kommen, mit denen die Besatzungstruppen die gesamte 

Gesellschaft in ihrem Kampf für ihr legitimes Recht auf Selbstbestimmung 

einzuschüchtern versuchen; weist besonders auf die Rolle von Frauen bei der 

Friedenssicherung, der Förderung des Dialogs und der Konfliktlösung hin, die darauf 

abzielen, gegen Verletzungen der Frauenrechte in der Region Europa-Mittelmeer 

vorzugehen und Frauen vor jeglicher Form der Gewalt, unter anderem durch ausländische 

Besatzungsmächte, zu schützen; 

48. fordert die Mitgliedstaaten, in denen die Migrationskrise zu einer erheblichen 

Verschlechterung des Schutzes der Frauenrechte geführt hat, auf, zur Vermeidung von 

Gewalttaten, unter anderem der sexuellen Gewalt, die Flüchtlingszentren und deren 

unmittelbare Umgebung zu überwachen und die Täter zur Rechenschaft zu ziehen; 

49. betont die Schutzbedürftigkeit von Migranten, Flüchtlingen und Asylsuchenden und 

insbesondere der Frauen und jungen Menschen unter ihnen sowie jener, die 

marginalisierten Gruppen angehören, sowie die dringende Notwendigkeit, sichere und 

legale Einreiserouten für Migranten zu schaffen und gleichzeitig die Möglichkeit auf 

Familienzusammenführung, den kostenlosen Zugang zu öffentlichen 

Bildungseinrichtungen sowie zu Gesundheitsdiensten, insbesondere im Zusammenhang 

mit der sexuellen und reproduktiven Gesundheit, zu Beschäftigung, Wohnraum und 

psychologischer Unterstützung sicherzustellen und humanitäre Besuche zu ermöglichen; 

fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass die Rechte von Migrantinnen oder 

weiblichen Flüchtlingen, zum Beispiel der Zugang zu Visa, das Recht auf rechtmäßigen 

Aufenthalt und soziale Rechte, jeweils für die Einzelperson anerkannt werden und nicht 

vom Familienstand oder von der ehelichen Beziehung abhängig sind; 

50. betont, dass die massenhafte Bewegung von Migranten und Asylsuchenden dazu führt, 

dass Frauen und Mädchen in Transit- und Zielländern in unverhältnismäßig hohem 

Ausmaß geschlechtsspezifischer Gewalt und Diskriminierung ausgesetzt sind; weist 

darauf hin, dass einige weibliche Flüchtlinge und Migrantinnen, darunter auch Mädchen, 

zu Opfern von sexueller Gewalt durch Schleuser sowie von Menschenhandel werden; 

fordert die EU-Agenturen und Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten auf, ihr 

Personal angemessen dahingehend zu schulen, die spezifischen Bedürfnisse und die 

besondere Schutzbedürftigkeit geflüchteter Frauen und Mädchen zu berücksichtigen; 

51. bedauert zutiefst, dass die Diskriminierung und der Antiziganismus, unter denen – 

insbesondere weibliche – Roma leiden, immer noch weit verbreitet sind, wodurch der 

Kreislauf von Benachteiligung, Ausgrenzung, Segregation und Marginalisierung weiter 

verstärkt wird; fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, die Menschenrechte von Roma 

uneingeschränkt zu achten, indem sie deren Recht auf Bildung, Gesundheitsversorgung, 

Beschäftigung, Wohnraum und sozialen Schutz gewährleisten; 

52. fordert Investitionen in Frauen und junge Menschen, da diese ein wirksames Mittel zur 

Bekämpfung der Armut, insbesondere der Frauenarmut, darstellen; 
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53. weist darauf hin, wie wichtig es ist, den Kampf gegen das geschlechtsspezifische 

Lohngefälle fortzuführen und den Prozess zur Erreichung der von der Kommission 

festgelegten Quoten in Bezug auf Frauen in Spitzenpositionen zu beschleunigen; 

54. spricht sich gegen jegliche Rechtsvorschriften, sonstige Vorschriften und Druck seitens 

der Regierungen aus, die einer unzulässigen Einschränkung des Rechts auf freie 

Meinungsäußerung, insbesondere von Frauen und Personen anderer Genderkategorien, 

dienen; 

55. bedauert, dass Frauen bei der Beschlussfassung in wirtschaftlichen, politischen und 

gesellschaftlichen Angelegenheiten unterrepräsentiert sind; vertritt die Auffassung, dass es 

eine Frage der Grundrechte und der Demokratie ist, ob Frauen bei der Beschlussfassung in 

wirtschaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Angelegenheiten vertreten sind; 

empfiehlt die Einführung von Paritätssystemen und Geschlechterquoten als 

vorübergehende und rechtmäßige Mittel, um die Teilhabe von Frauen an den politischen 

Gremien und am demokratischen Prozess insbesondere als Kandidatinnen zu fördern, und 

die Verabschiedung von Rechtsvorschriften, die es ermöglichen, dass auch große 

öffentliche und private Unternehmen dieses Ziel verwirklichen; 

56. fordert die Mitgliedstaaten, die Kommission und den EAD auf, den Schwerpunkt auf die 

wirtschaftliche und politische Ermächtigung von Frauen in den Entwicklungsländern zu 

legen, indem sie ihre Beteiligung am Wirtschaftsleben fördern und regionale und lokale 

Entwicklungsprojekte durchführen; 

57. spricht sich für die aktive Beteiligung von Frauen in Gewerkschaften und anderen 

Organisationen aus, da dies in Bezug auf die Einbeziehung der Gleichstellungsfrage in 

den Bereich Arbeitsbedingungen ein wichtiger Faktor ist; 

58. fordert die Stärkung der Rechte von älteren Menschen, und insbesondere von älteren 

Frauen, indem alle Formen der Diskriminierung bekämpft werden und ihnen ein würdiges 

und sicheres Lebens als vollwertige Mitglieder der Gesellschaft ermöglicht wird. 
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ANLAGE I 

INDIVIDUAL CASES RAISED BY THE EUROPEAN PARLIAMENT BETWEEN 

JANUARY AND DECEMBER 2015 

 

COUNTRY 

Individual 
BACKGROUND 

ACTION TAKEN BY THE 

PARLIAMENT 

AFGHANISTAN 

Seven Hazari people 

(two women, four 

men and a little girl) 

 

 

In its Resolution, adopted on 26 November 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the barbaric murder and 

beheading of seven Hazari people (two women, four 

men and a little girl) in the south-eastern Afghan 

province of Zabul on the border with Pakistan; 

- Condemns the attacks by the Taliban, Al Qaeda, ISIL 

and other terrorist groups against Afghan civilians, the 

Afghan National Defence and Security Forces, 

democratic institutions and civil society, which are 

causing record numbers of casualties; stresses that 

protection of the Hazara community, as a group 

particularly vulnerable to Taliban and Daesh/ISIL 

terrorist violence, should be a priority for the Afghan 

Government; 

- Extends its condolences to the bereaved families, 

particularly of the recent victims of horrific killings in 

the Hazara community; 

- Calls for support for the Afghan authorities to take 

swift and appropriate action to ensure that the killers of 

innocent civilians are brought to justice and to reaffirm 

the rule of law in the country; 

- Calls on the Afghan authorities to ensure that security 

force personnel implicated in serious human rights 

violations, including those having command 

responsibility over forces committing abuses, are 

credibly and impartially investigated and disciplined or 

prosecuted as appropriate; 

 

Letters of concern were sent on 11 March and 24 

November 2015. 

 

ALGERIA 

Rachid Aouine, 

 
 

 

Four labour rights activists, 

 

In its Resolution, adopted on 30 April 2015, the 
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Youssef Sultani, 

Abdelhamid Brahimi 

and Ferhat Missa 

 

 

 

 

 

 

 

Mohamed Rag 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Khencha Belkacem, 

Brahimi Belelmi, 

Mazouzi Benallal, 

Azzouzi Boubakeur, 

Korini Belkacem, 

Bekouider Faouzi, 

Bensarkha Tahar and 

Djaballah Abdelkader 

 

Rachid Aouine, Youssef Sultani, 

Abdelhamid Brahimi and Ferhat 

Missa, members of the CNDDC 

in the town of El Oued, were 

arrested and charged for 

instigating a gathering. Two of 

them were acquitted, but Rachid 

Aouine was sentenced and 

Youssef Sultani is free facing 

trial. 

 

Mohamed Rag, a labour rights 

activist from the National 

Committee for the Defence of the 

Rights of the Unemployed 

(Comité National pour la Défense 

des Droits des Chômeurs, 

CNDDC) in the town of 

Laghouat, was arrested on 22 

January 2015 and sentenced to 18 

months in prison and a fine of 

DZD 20 000 for ‘assaulting a 

security force agent in the 

exercise of his duties’, and 

whereas his sentence was 

confirmed upon appeal on 18 

March 2015. 

 

On 28 January 2015 in the town 

of Laghouat, eight labour rights 

activists, members of the 

CNDDC – Khencha Belkacem, 

Brahimi Belelmi, Mazouzi 

Benallal, Azzouzi Boubakeur, 

Korini Belkacem, Bekouider 

Faouzi, Bensarkha Tahar and 

Djaballah Abdelkader – were 

arrested when they assembled in 

front of the city court to demand 

that Mohamed Rag be released. 

These eight activists were 

subsequently sentenced last 

March to one year in prison with 

a 6-month suspended sentence 

and a fine of DZD 5000. 

European Parliament: 

- Expresses its concern at the arrest and detention of 

activists Rachid Aouine, Mohamed Rag, Khencha 

Belkacem, Brahimi Belelmi, Mazouzi Benallal, 

Azzouzi Boubakeur, Korini Belkacem, Bekouider 

Faouzi, Bensarkha Tahar and Djaballah Abdelkader, as 

they are being detained in spite of the fact that their 

activities are fully permissible under Algerian law and 

in line with the international human rights instruments 

which Algeria has ratified; 

- Calls also on the Algerian authorities to ensure and 

guarantee the right to freedom of expression, 

association and peaceful assembly, and to take 

appropriate steps to ensure the safety and security of 

civil society activists and human rights defenders and 

their freedom to pursue their legitimate and peaceful 

activities; 

- Recalls the recommendation to the Algerian 

Government by the United Nations Special Rapporteur 

on the promotion and protection of the right to freedom 

of opinion and expression to revoke the decree of 18 

June 2001 banning peaceful protests and all forms of 

public demonstration in Algiers and to establish a 

system of simple notification rather than prior 

authorisation for public demonstrations; 

- Calls on the Algerian authorities to repeal Law 12-06 

on associations and to engage in a genuine dialogue 

with civil society organisations in order to frame a new 

law that is in conformity with international human 

rights standards and the Algerian Constitution; 

 

ANGOLA 

José Marcos 

Mavungo 

 

 

 

 

 

 

 

 

On 14 March 2015 human rights 

activist José Marcos Mavungo 

was arrested without a warrant, 

and on 28 August 2015 

prosecutor António Nito asked 

the court in the Angolan province 

of Cabinda to sentence Mavungo 

to 12 years imprisonment on the 

charge of inciting rebellion, 

 

In its Resolution, adopted on 10 September 2015, the 

European Parliament: 

- Calls on the Angolan authorities to immediately and 

unconditionally release all human rights defenders, 

including Marcos Mavungo and the 15+1 activists 

arrested in June 2015, and to drop all charges against 
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Arão Bula Tempo 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rafael Marques 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Luaty Beirão 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Captain Zenóbio 

Lázaro Muhondo 

Zumba 

 

 

 

Followers of the 

religious sect Luz do 

Mundo 

despite no evidence being 

presented that he had committed 

any crime. 

 

Lawyer Arão Bula Tempo was 

arrested on the same day for 

alleged involvement in the 

organisation of the same protest. 

Arão Bula Tempo was 

subsequently released on 13 May 

2015 pending his trial on sedition 

charges. 

 

Journalist and human rights 

activist Rafael Marques was 

condemned on 28 May 2015 to a 

6-month jail term suspended for 

two years for the publication in 

2011 of the book, ‘Blood 

Diamonds: Corruption and 

Torture in Angola’, which 

detailed more than 100 killings 

and hundreds of cases of torture 

allegedly perpetrated by security 

guards and soldiers in the 

diamond fields of the Lundas 

region; whereas the complaints 

submitted by Marques to the 

Public Prosecutor concerning 

human rights violations in the 

Lundas region were not subject 

to investigation. 

 

15 youth activists were arrested 

between 20 and 24 June 2015 in 

connection with a private 

political discussion, detained and 

indicted for “preparing acts 

pursuant to a coup d’etat”. 

Among these activists was Luaty 

Beirão, who is an Angolan rapper 

known for his political activism. 

To protest against the charge and 

his continued imprisonment, 

Beirão had gone on hunger strike. 

 

Captain Zenóbio Lázaro 

Muhondo Zumba was 

subsequently arrested on 30 June 

2015 on the grounds of alleged 

links with the 15 activists 

arrested. 

 

On 16 April 2015, police and 

defence forces killed scores of 

pilgrims on Mount Sumi, in 

Angola’s central highlands, to 

avenge the deaths of eight police 

officers, allegedly at the hands of 

them; calls also for the immediate and unconditional 

release of any other activists, prisoners of conscience 

or political opponents arbitrarily arrested and detained 

solely for their political views, journalistic work or 

participation in peaceful activities; 

- Urges the authorities to ensure that no acts of torture 

or ill-treatment are performed on the detainees and to 

guarantee full protection and access to their families 

and lawyers; 

- Calls on the Angolan authorities to immediately put 

an end to cases of arbitrary arrest, illegal detentions 

and torture by the police and security forces; reiterates 

that prompt, impartial and thorough investigations 

must be carried out into all allegations of human rights 

violations, including torture, by police and security 

forces and that the perpetrators be brought to justice; 

- Urges the Angolan judicial authorities to assert their 

independence from any political instrumentalisation 

and to ensure the protection of rights recognised by 

legal instruments, such as access to justice and the right 

to a fair trial; 

- Urges the Angolan Government to conduct an urgent, 

transparent and credible inquiry into the Huambo 

massacre, and to provide support to the survivors who 

have been displaced; echoes the UN calls for an 

international and independent complementary 

investigation; 

- Remains concerned that measures to combat violence 

against women and children have not been 

implemented; calls on the authorities to strengthen the 

fight against harmful traditional practices, such as the 

stigmatisation of children accused of sorcery; 

 

Regarding the situation of Luaty Beirão, a letter of 

concern was sent on 20 October 2015. 
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members of a Christian sect 

known as Luz do Mundo. 

 

In a botched operation, the police 

officers were killed as they 

attempted to arrest the sect 

leader, José Kalupeteka, during 

worship. More than 3,000 

followers, from many parts of the 

country, had camped at Mount 

Sumi for the sect’s summit. 

AZERBAJIAN 

Leyla Yunus, Arif 

Yunus, Rasul Jafarov 

and Rasim Aliyev 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Intigam Aliyev 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Rauf Mirkadirov 

 

 

 

 

 

 

Ilgar Mammadov 

 

 

Leyla Yunus is the well-known 

director of the Institute for Peace 

and Democracy. She has been 

imprisoned together with her 

husband, the historian Arif 

Yunus, and Rasul Jafarov, the 

chair of Azerbaijan’s Human 

Rights Club on apparent 

politically motivated charges. 

Leyla Yunus has been subjected 

to acts of violence in prison 

committed by her cellmate, and 

no measures have been taken to 

punish the cellmate or to ensure 

the protection of Ms Yunus. In 

addition, Ms Yunus’s health has 

deteriorated in prison and no 

suitable medical care has been 

provided. 

 

Intigam Aliyev is the chair of 

Azerbaijan’s Legal Education 

Society and a human rights 

lawyer who has defended more 

than 200 cases before the 

European Court of Human Rights 

in the areas of infringement of 

freedom of speech, the right to a 

fair trial and electoral law in 

Azerbaijan, was arrested on 8 

August 2014 and subjected to 

three month’s detention on 

criminal charges. 

 

Rauf Mirkadirov is an 

investigative journalist with the 

leading Russian-language 

newspaper ‘Zerkalo’ who held on 

pre-trial detention on charges of 

treason.  

 

The European Court of Human 

Rights (ECHR) has issued 

 

In its Resolution, adopted on 10 September 2015, the 

European Parliament: 

- Calls for the immediate and unconditional release 

from jail of all political prisoners, human rights 

defenders, journalists and other civil society activists, 

including Khadija Ismayilova, Leyla Yunus and Arif 

Yunus, Anar Mammadli, Rasul Jafarov, Intigam 

Aliyev, Rauf Mirkadirov, Omar Mammadov, Tofiq 

Yaqublu, Nijat Aliyev, Araz Guliyev, Parviz Hashimli, 

Seymur Hezi, Hilal Mammadov, Taleh 

Khasmammadov and Ilgar Mammadov, in line with the 

judgment of the European Court of Human Rights 

(ECHR), and calls for all charges against them to be 

dropped and for the full restoration of their political 

and civil rights and public image; 

- Calls for a prompt investigation into the death of the 

journalist and IRFS chair Rasim Aliyev; notes with 

concern the allegations put forward by a group of 

journalists that Mr Aliyev died because he had not 

received appropriate assistance from the doctors 

assigned to him in the hospital; 

- Urges the government of Azerbaijan to fully 

cooperate with and implement the recommendations of 

the Council of Europe’s Venice Commission and 

Commissioner for Human Rights, the UN special 

procedures in regard to human rights defenders, the 

rights of freedom of association and peaceful assembly, 

freedom of expression and arbitrary detention, with the 

aim of amending its legislation and adapting its 

practices in full conformity with the conclusions of the 

experts; 

- Calls on the government of Azerbaijan to 

immediately end its crackdown on civil society and 

human rights work, ensuring that independent civil 

society groups and activists can operate without undue 

hindrance or fear of persecution, including by repealing 

the laws severely restricting civil society, unfreezing 

bank accounts of non-governmental groups and their 

leaders, and allowing access to foreign funding; 
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Anar Mammadli 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Omar Mammadov, 

Abdul Abilov, Elsever 

Murselli 

 

 

 

 

 

Khadija Ismayilova, 

Tofiq Yaqublu, 

Nijat Aliyev, Araz 

Guliyev, Parviz 

Hashimli, Seymur 

Hezi, Hilal 

Mammadov and 

Taleh 

Khasmammadov 
 
Emin Milli 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Emin Huseynov 

numerous rulings in cases of 

breaches of human rights in 

Azerbaijan, the latest being on 22 

May 2014 in the case of Ilgar 

Mammadov, chair of the 

Republican Alternative Civic 

Movement (REAL); in which 

despite it being ruled that his 

detention was politically 

motivated, the authorities refused 

to release him. 

 

Anar Mammadli is the chair of 

the Election Monitoring and 

Democracy Studies Centre 

(EMDS), Both were sentenced to 

prison terms of, respectively, 5 

years and 6 months and 3 years 

and 6 months, on charges ranging 

from tax evasion to illegal 

entrepreneurship. 

 

Social media activists Omar 

Mammadov, Abdul Abilov and 

Elsever Murselli were sentenced 

to between 5 and 5.5 years’ 

imprisonment on charges of drug 

possession, none of them having 

access to a lawyer of their own 

choosing and all complaining of 

ill-treatment in police custody. 

 

8 activists of the non-

governmental youth movement 

NIDA were convicted on charges 

of hooliganism, drug possession 

and possession of explosives, as 

well as intent to cause public 

disorder. 

 

Emin Milli is a writer and 

dissident from Azerbaijan, Milli 

was imprisoned in 2009 for two 

and a half years for his critical 

views about the government. He 

was conditionally released in 

November 2010, after serving 16 

months of his sentence, in part 

due to strong international 

pressure on the government of 

Azerbaijan. 

 

Emin Huseynov is an Azerbaijani 

journalist and chairman of the 

country’s leading media rights 

group, the Institute for Reporters’ 

Freedom and Safety (IRFS). 

Huseynov was forced into hiding 

in August 2014, amidst 

- Deplores the continued actions taken by the 

Azerbaijani government to curb contacts between civil 

society groups, youth activists and intellectuals in 

Armenia and Azerbaijan, which are of extreme 

importance for bridging the long hostility between the 

two countries; in this regard, again recalls the 

important work done in this area by Leyla and Arif 

Yunus; 

- Calls on the Azerbaijani authorities to respect 

freedom of the press and media, both in legislation and 

in practice and both online and offline, to guarantee 

freedom of expression in line with international 

standards and to end censorship of criticism of the 

government via media outlets; 

- Calls on the EU authorities to conduct a thorough 

investigation into the corruption allegations against 

President Aliyev and members of his family revealed 

by the work of the investigative journalist Khadija 

Ismaylova; 
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widespread repression of 

journalists and human rights 

activists, and was sheltered in the 

Swiss embassy in Baku until 12 

June, when he travelled to 

Switzerland on a humanitarian 

visa. His application for asylum 

was approved four months later. 

BAHRAIN 

Nabeel Rajab 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abdulhadi-al-

 

Nabeel Rajab is the President of 

the Bahrain Centre for Human 

Rights (BCHR) and Deputy 

Secretary General of the 

International Federation for 

Human Rights (FIDH). He was 

convicted to three years in prison 

in August 2012 on charges of 

calling for and participating in 

‘illegal gatherings’ and 

‘disturbing public order’ between 

February and March 2011. His 

sentence was reduced to two 

years in prison on appeal. Before 

this imprisonment Mr Rajab was 

repeatedly detained for 

peacefully expressing criticism of 

the government during the pro-

democracy protests that erupted 

Bahrain in 2011. 

 

On Friday 29 November 2013 

Nabeel Rajab had served three-

quarters of his two year sentence 

and had become legally eligible 

for release. A third request for 

early release was submitted on 21 

January 2014 to the Court, but 

was rejected. 

The United Nations Working 

Group on Arbitrary Detention has 

described the detention of Mr 

Nabeel Rajab as arbitrary. 

 

Nabeel Rajab was arrested on 1 

October 2014 after his visit to the 

Subcommittee on Human Rights 

of the European Parliament on 

accusations of posting tweets 

about a group of his countrymen 

allegedly cooperating with 

IS/Daesh. He was charged with 

insulting a public institution and 

the army. 

 

Abdulhadi-al-Khawaja, who has 

 

In its Resolution, adopted on 9 July 2015, the European 

Parliament: 

- Calls for the dropping of charges and immediate and 

unconditional release of all human rights defenders, 

political activists and other individuals detained and 

charged with alleged violations related to the rights of 

expression, peaceful assembly and association, 

including Nabeel Rajab, Sheikh Ali Salman and the 

‘Bahrain 13’; 

- Calls on the Bahraini authorities to pursue the 

national consensus dialogue with a view to finding 

lasting and inclusive national reconciliation and 

sustainable political solutions for the crisis; notes that 

in a sustainable political process legitimate and 

peaceful criticisms should be expressed freely; reminds 

the Bahraini authorities, in this context, that engaging 

the Shia majority and its peaceful political 

representatives on the basis of human dignity, respect 

and fairness should be an indispensable element of any 

credible strategy for national reconciliation and 

sustainable reform; 

- Welcomes the early release from prison of opposition 

leader Ibrahim Sharif in June 2015 after he was given a 

royal pardon; believes this decision to be a welcome 

and important step in the process of promoting trust 

and confidence in Bahrain; 

 

Regarding the situation of Sheikh Ali Salman, a letter 

of concern was sent on 14 January 2015. 
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Khawaja 

 

 

 

Ibrahim Sharif 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Naji Fateel 

 

Zainab Al-Khawaja 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zainab Al-Khawaja 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sheikh Ali Salman 

Danish nationality, is the founder 

of the BCHR and the regional 

coordinator of Front Line 

Defenders and Ibrahim Sharif is 

the Secretary General of the 

National Democratic Action 

Society. On 22 June 2011, they 

were sentenced to life in prison 

by a special military court. The 

legal process came to a 

conclusion after 3 years of 

appeals and the sentences were 

upheld. 

 

Naji Fateel is a Bahraini human 

rights activist and a member of 

the Board of Directors of the 

Bahraini human rights NGO 

Bahrain Youth Society for 

Human Rights (BYSHR). He has 

been imprisoned since 2007, 

tortured and also under death 

threats during the period of the 

Bahraini uprising (dated 

February 2011) 

 

Zainab Al-Khawaja is a human 

rights defender and leading social 

media activist in Bahrain. She 

has been a crucial figure in the 

pro-democracy uprising that 

started in Bahrain in February 

2011. She has suffered legal 

harassment, arrest, imprisonment, 

denial of procedural rights, and 

undertaken hunger strikes in 

defence of human rights in 

Bahrain. 

 

Sheikh Ali Salman is the 

Secretary General of Bahrain’s 

main opposition party al-Wefaq. 

He was sentenced to four years in 

prison in the context of anti-

government protests which 

erupted in 2011 at the height of 

the region’s ‘Arab Spring’ 

uprisings. His lawyers have 

reportedly been prevented by the 

court from presenting oral 

arguments and have not been 

provided with any meaningful 

opportunity to examine the 

evidence. A group of United 

Nations independent experts, part 

of what is known as the Special 

Procedures of the Human Rights 

Council, have urged the Bahraini 

authorities to release Sheikh Ali 
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Salman 

BANGLADESH 

Hana Shams Ahmed 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Taslima Nasreen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hana Shams Ahmed is the 

coordinator of the International 

Chittagong Hill Tracts 

Commission (CHTC). On 27 

August 2014 she and her friend 

were brutally attacked by 8 to 10 

members of Somo Odhikar 

Andolon during a private visit to 

Shoilopropat in Bandarban in the 

Chittagong Hill Tracts. Four 

members of the police Detective 

Branch (DB) who were 

supposedly providing them with 

security did not intervene, and 

even disappeared while the 

assault was taking place. 

Taslima Nasreen is a Sakharov 

Prize winner known for her 

powerful writings on the 

oppression of women and her 

unflinching criticism of religion, 

despite her forced exile and 

multiple fatwas calling for her 

death. Because of her thoughts 

and ideas some of her books are 

banned in Bangladesh, and she 

has been banned from Bengal, 

both from Bangladesh and the 

West Bengal part of India. In the 

face of continuing threats, 

Nasreen has had to leave her 

homeland and sight refuge in 

Europe several times. Religious 

fundamentalists have called for 

the writer to be put to death. A 

court issued a warrant for her 

arrest and threatened to 

confiscate her assets. 

The National Human Rights 

Commission of Bangladesh in 

2014 supported her right to return 

home. A campaigner against 

religious extremism in all 

religions, Nasreen urged support 

for the secular movements in 

Bangladesh to counteract the rise 

of Islamic fundamentalism, in a 

visit to the European Parliament 

in June 2013. In November 2013, 

she participated in the Sakharov 

Prize Network Conference. 

 

In its Resolution, adopted on 26 November 2015, the 

European Parliament: 

- Condemns the increasing attacks of Islamist 

extremists against secularist writers, bloggers, religious 

minorities and foreign aid workers; deplores the loss of 

life and offers its sincere condolences to the victims 

and their families; 

- Calls on the Bangladesh authorities to further 

condemn the ongoing horrendous acts against freedom 

of expression and to act to bring an immediate end to 

all acts of violence, harassment, intimidation and 

censorship against journalists, bloggers and civil 

society; 

- Urges the Bangladesh Government to take the 

necessary measures to prevent more killings by taking 

effective measures to protect writers, publishers and 

other people who have received threats, not only by 

providing special physical protection to those who are 

potential targets of violence, but also by opening public 

debates that challenge extremist views of all kinds; 

- Calls on the Bangladesh authorities to restore the full 

independence of the media, to drop all charges against 

publishers and journalists who have published content 

critical of the government, to allow the immediate re-

opening of all media houses which were closed, and to 

restore immediately full and unhindered access to all 

forms of publications, including electronic ones; 

 

A letter of concern was sent on 17 April 2015. 
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Faisal Arefin Dipan 

 

 

 

 

 

Niladri Chatterjee, 

alias Niloy Neel, 

Faisal Arefin Dipan, 

Ananta Bijoy Das, 

Washiqur Rahman 

Babu and Abhijit Roy 

 

 

 

 

 

 

 

Ahmed Rajib Haider 

Faisal Arefin Dipan, a publisher 

at the Jagriti Prokashoni 

publishing house, was brutally 

murdered with machetes inside 

his office in Dhaka. 

Niladri Chatterjee, alias Niloy 

Neel, Faisal Arefin Dipan, 

Ananta Bijoy Das, Washiqur 

Rahman Babu and Abhijit Roy 

were five secular bloggers and 

journalists murdered in 

Bangladesh in 2015 for having 

used their fundamental right to 

free speech on political, social 

and religious issues. Islamist 

extremist groups have claimed 

responsibility for several killings. 

 

Prominent blogger Ahmed Rajib 

Haider was murdered in 2013. 

BELARUS 

Maksim Piakarski, 

Vadzim Zharomski 

and Viachaslau 

Kasinerau 

 

Youth activists Maksim 

Piakarski, Vadzim Zharomski 

and Viachaslau Kasinerau have 

been detained and are being 

prosecuted on suspicion of 

‘malicious hooliganism’ as 

disproportionate, and have been 

suffering violence. 

 

In its Resolution, adopted on 10 September 2015, the 

European Parliament: 

- Remains deeply concerned by the human rights and 

fundamental freedoms situation in Belarus, as well as 

by the shortcomings observed during previous 

elections by independent international observers and 

the active persecution of the opposition leaders after 

the elections; 

- Welcomes the recent release of the remaining 

political prisoners; calls on the Belarusian Government 

to rehabilitate the released political prisoners and to 

fully restore their civil and political rights; stresses that 

this could be a potential first step towards improving 

relations between the European Union and Belarus; 

points out, however, that similar steps in the past were 

rather token gestures and neither contributed to 

improving the situation of Belarusian society nor 

improved relations with the EU; 

- Expects the authorities to stop the harassment of 

independent media for political reasons; 

- Expresses its concern about the recent detention and 

ongoing criminal prosecution of youth activists 

Maksim Piakarski, Vadzim Zharomski and Viachaslau 

Kasinerau on suspicion of ‘malicious hooliganism’ as 

disproportionate, and strongly condemns the violence 

they have suffered; 



 

PE587.429v02-00 82/112 RR\1111015DE.docx 

DE 

BURUNDI 

Bob Rugurika 

 

Three elderly Italian 

nuns, Lucia Pulici, 

Olga Raschietti and 

Bernadetta Boggian 

 

 

 

 

 

 

 

 

Pierre Claver 

Mbonimpa 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

On 20 January 2015 the 

Burundian authorities arrested 

and detained the human rights 

defender Bob Rugurika, director 

of Radio Publique Africaine 

(RPA), following his refusal to 

reveal his sources days after his 

radio station broadcast a series of 

investigative reports concerning 

the killing in September 2014 of 

three elderly Italian nuns, Lucia 

Pulici, Olga Raschietti and 

Bernadetta Boggian, in 

Kamenge, a town north of 

Bujumbura. 

Pierre Claver Mbonimpa is a 

leading human rights defender 

and President of the Association 

for the Protection of Human 

Rights and Detained Persons 

(Association pour la protection 

des droits humains et des 

personnes détenues, APRODH) 

who was arrested on 15 May 

2014 and later charged with 

‘threatening the external security 

of the state’ and ‘threatening the 

internal security of the state by 

causing public disorder’ and has 

been in pre-trial detention since 

he was taken in for questioning. 

 

Mr Mbonimpa’s work in the 

defence of democracy and human 

rights in Burundi over the past 

two decades and more has earned 

him several international awards 

and widespread recognition 

domestically and beyond. The 

charges against him relate to 

comments he made on Radio 

Publique Africaine (RPA) on 6 

May 2014 that the youth wing of 

the ruling party CNDD-FDD, 

also known as the Imbonerakure, 

is being armed and sent to the 

Democratic Republic of Congo 

(DRC) for military training. 

 

The arrest of Pierre Mbonimpa is 

representative of the mounting 

risks facing human rights 

defenders, the harassment of 

activists and journalists and the 

 

In its Resolution, adopted on 12 February 2015, the 

Parliament: 

- Condemns the unjustified detention of Bob Rugurika 

and calls for his immediate and unconditional release; 

calls on the authorities at the same time to continue 

their investigations into the tragic killing of the three 

Italian nuns and to bring those responsible to justice; 

calls equally for the setting-up of an independent 

inquiry into the killing of the three nuns; 

- Denounces all human rights violations in Burundi and 

the introduction of restrictive laws ahead of the 

country’s 2015 presidential and parliamentary 

elections, in particular those having a damaging impact 

on the opposition, the media and civil society by 

restricting the freedoms of expression and association 

and the freedom to hold meetings; 

- Calls on the Burundian authorities to ensure an 

appropriate and fair balance between freedom of the 

media, including the freedom of journalists to 

investigate and report on crimes, and the need to ensure 

the integrity of criminal investigations; 

- Calls on the Burundian Government to allow a 

genuine and open political debate in the run-up to the 

2015 elections and to respect the Roadmap and Code 

of Conduct negotiated under UN auspices and signed 

by all Burundian political leaders; recalls that the 

Burundian constitution states: ‘The President of the 

Republic is elected for a five-year term renewable 

once. No one can serve for more than two terms as 

president’; 

- Calls on the Burundian Government to respect the 

electoral calendar, and to include the opposition parties 

in the monitoring of the elections, including the phase 

of partial registration of new voters as agreed between 

the Independent National Electoral Commission 

(CENI) and the political parties at the voters’ 

registration evaluation meeting of 29-30 January 2015; 

- Urges the Burundian Government to take measures to 

control the youth wing of the CNDD-FDD party and 

prevent it from intimidating and attacking perceived 

opponents, and to ensure that those responsible for 

abuses are brought to justice; calls for an independent 

international investigation into the claims that the 

CNDD-FDD is supplying its youth wing with arms and 

training; urges the leaders of the opposition parties to 

prevent violence against their opponents; 
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Marguerite 

Barankitse, Antoine 

Kaburahe and Bob 

Rugurika 

arbitrary arrest of opposition 

party members, which according 

to human rights groups and the 

UN Assistant Secretary-General 

for Human Rights have largely 

been carried out by the 

Imbonerakure. 

According to the OHCHR and 

other human rights organisations, 

politically motivated human 

rights violations, human rights 

abuses and acts of violence were 

carried out in the country during 

both the pre-election and the 

post-election periods, targeting 

opposition activists, human rights 

defenders and journalists in 

particular, including Pierre 

Claver Mbonimpa, whose son 

was found dead after having been 

arrested by the police, Marguerite 

Barankitse, Antoine Kaburahe 

and Bob Rugurika. 

In its Resolution, adopted on 17 December 2015, the 

European Parliament: 

- Calls for an immediate end to violence, human rights 

violations and political intimidation of opponents and 

for the immediate disarmament of all armed groups 

allied to political parties, in strict accordance with 

international law and human rights; 

- Urges all parties to establish the necessary conditions 

for rebuilding trust and fostering national unity, and 

calls for the immediate resumption of an inclusive and 

transparent national dialogue, including the 

government, opposition parties and civil society 

representatives; 

- Stresses that such dialogue, aimed at achieving 

lasting peace, security and stability, and at restoring 

democracy and the rule of law, in the interest of the 

citizens of Burundi, should be based on the Arusha 

Agreement and the Burundian Constitution, which 

requires compliance with international law and treaties; 

- Reminds the Burundian authorities of their obligation 

to ensure security in its territory and guarantee human 

rights, civil and political rights and fundamental 

freedoms, as provided for in the Burundian 

Constitution, the African Charter on Human and 

Peoples’ Rights and in other international and regional 

human rights instruments; 

- Urges the Burundian authorities to encourage the 

establishment of the truth about the mass crimes 

committed between 1962 and 2008, through judicial 

and non-judicial measures, such as a truth and 

reconciliation commission and special tribunals, 

promoting national reconciliation; 

- Expresses its grave concern at the number of victims 

and cases of serious human rights violations reported 

since the beginning of the crisis; urges the competent 

authorities to undertake a rigorous and prompt 

investigation into the circumstances and motives 

behind these crimes and to ensure that those 

responsible are brought to justice; reiterates that there 

can be no impunity for those responsible for violations 

or serious abuses of human rights; calls on the 

authorities to ensure that schools remain a safe haven 

for learning; calls on the ICC Prosecutor to closely 

monitor the situation in Burundi and supports her 

declaration of 6 November 2015; 

- Calls for the safe return of journalists and human 

rights defenders in exile, the reopening of the media 

that were closed after the failed coup attempt of 13 and 

14 May 2015 and for the charges against those 

journalists accused of having taken part, directly or 
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indirectly, in the abortive coup to be dropped; 

CAMBODIA 

Sam Rainsy and Kem 

Sokha 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Senator Hong Sok 

Hour and CNRP 

activists and 

organisers 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Khem Sapath 

 

Sam Rainsy and Kem Sokha are 

the Cambodia National Rescue 

Party (CNRP) leaders who were 

summoned to appear at the 

Phnom Penh Municipal Court on 

14 January 2014 for questioning. 

Sam Rainsy and Kem Sokha may 

be convicted of incitement to 

civil unrest. The King amnestied 

Sam Rainsy on 14 July 2013, 

making it possible for him to 

return to Cambodia; however, his 

right to vote and run in the 

elections was not restored. 

On 13 November 2015 the 

Cambodian authorities issued an 

arrest warrant for Sam Rainsy, 

who was summoned by a court to 

appear for questioning on 4 

December 2015 in relation to a 

post published on his public 

Facebook page by an opposition 

senator, Hong Sok Hour, who has 

been under arrest since August 

2015 on charges of forgery and 

incitement after posting on Sam 

Rainsy’s Facebook page a video 

containing an allegedly false 

document relating to the 1979 

border treaty with Vietnam. 

On 30 October 2015 opposition 

party deputy leader Kem Sokha 

was removed from his position as 

First Vice-President of the 

National Assembly by the ruling 

Cambodian People’s Party (CPP) 

during a session boycotted by the 

CNRP 

 

In its Resolution, adopted on 26 November 2015, the 

European Parliament: 

- Urges the Cambodian authorities to revoke the arrest 

warrant and drop all charges issued against opposition 

leader Sam Rainsy and CNRP members of the National 

Assembly and Senate, including Senator Hong Sok 

Hour and CNRP activists and organisers, to allow them 

to work freely without fear of arrest or persecution, and 

to end political use of the courts to prosecute people on 

politically-motivated and trumped-up charges; 

- Calls on the National Assembly to reinstate Sam 

Rainsy immediately and to restore his parliamentary 

immunity; 

- Urges the Government of Cambodia to recognise the 

legitimate and useful role played by civil society, trade 

unions and the political opposition in contributing to 

Cambodia’s overall economic and political 

development; 

- Encourages the government to work towards 

strengthening democracy and the rule of law and to 

respect human rights and fundamental freedoms, which 

includes fully complying with the constitutional 

provisions concerning pluralism and freedom of 

association and expression; 

- Urges the government to abrogate the Law on 

Associations and Non-Governmental Organisations, 

the recent promulgation of which has given state 

authorities arbitrary powers to shut down and block the 

creation of human rights organisations and has already 

begun deterring human rights defence work in 

Cambodia; 

- Urges the government and parliament to ensure 

genuine and serious consultation with all those affected 

by draft legislation such as the Trade Union, 

Cybercrime and Telecommunications Laws and to 

ensure that the texts are in line with Cambodia’s 

human rights obligations and commitments under 

domestic and international law; 

- Calls on the Cambodian Government to end arbitrary 

detentions and suspicious disappearances and allow 

voluntary and human rights organisations to operate 

freely; calls on the Cambodian Government to 

seriously investigate the disappearance of Khem 

Sapath; 

- Calls on the relevant government authorities to drop 
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the prosecution of human rights defenders under other 

laws in force which are being used to persecute them 

for their human rights work, and to immediately and 

unconditionally release all those jailed on politically 

motivated and trumped up charges; 

CHINA 

Tenzin Delek 

Rinpoche 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ilham Tohti 

 

Tenzin Delek Rinpoche, a highly 

respected Tibetan religious 

leader, was held in prison for 

over 13 years, serving a life 

sentence for a crime he did not 

commit. For years, he worked to 

develop social, medical, 

educational and religious 

institutions for Tibetan nomads in 

the area, as an advocate for 

environmental conservation in 

the face of indiscriminate logging 

and mining projects, and as a 

mediator between Tibetans and 

Chinese. 

Because of his efforts to preserve 

Tibetan identity, the Chinese 

authorities viewed him as a threat 

to their control in the region. He 

died on 12 July 2015. 

Ilham Tohti is a well-regarded 

ethnic Uyghur economist and 

peaceful critic of the Chinese 

government. In 2014, he has been 

sentenced to life in prison after 

being convicted of separatism. 

 

In its Resolution, adopted on 16 December 2015, the 

European Parliament: 

- Notes that under the leadership of President Xi, the 

Chinese government is showing a growing 

assertiveness both internally and externally; points out 

that the country’s civil rights activists, lawyers, 

journalists, bloggers, academics and other 

representatives of civil society are now finding their 

freedom curbed in a way that has not been seen for 

years; observes that China’s human rights record 

remains a matter of serious concern; 

- Notes that a strong contradiction exists between the 

official Chinese aspiration to the universality of human 

rights and the worsening human rights situation; notes 

that the recent worsening of the situation of human 

rights and freedoms in China started in 2013 and has 

intensified an already existing crackdown over the 

population, limiting the space for expression and 

peaceful advocacy for civil society even further; is 

deeply worried at the arrest, trial and sentencing of 

numerous civil rights activists, human rights defenders 

and government critics and at the fact that more than 

100 human rights lawyers and activists have been 

detained or questioned by Chinese police; calls on the 

Chinese authorities to release those in custody and to 

ensure that they can exercise their profession without 

hindrance; 

- Urges the EU to continue pressing for an 

improvement of the human rights situation in China 

whenever dialogues are held at any level and to include 

human rights clauses in any bilateral treaty agreed with 

China; 

- Remains highly concerned that China is currently the 

world’s largest executioner and continues to impose the 

death penalty in secret on thousands of people 

annually, without regard to international minimum 

standards on the use of the death penalty; emphasises 

once again that abolition of the death penalty 

contributes to the enhancement of human dignity and 

the progressive development of human rights; 

- Remains concerned at the persisting severe 

restrictions on freedom of expression, association, 

assembly, and religion, as well on the activities of 

human rights organisations; 
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- Criticises China’s highly restrictive media 

environment and tightly controlled digital domain, 

where foreign, including European, web content is 

blocked and domestic content deemed politically 

threatening is routinely deleted and censored; strongly 

protests against the high number of Chinese citizens 

jailed for offences involving freedom of expression, 

especially on the internet; 

- Is deeply concerned that the Chinese government is 

continuing its hardline policies against the Tibetan 

people, especially by rejecting the Dalai Lama’s 

‘Middle Way Approach’ which seeks neither 

independence nor separation but a genuine autonomy 

within the framework of the Constitution of the PRC; 

calls for the Chinese government to re-enter into a 

dialogue with Tibetan representatives; protests against 

the marginalisation of Tibetan culture by the CPC, and 

urges the Chinese authorities to respect the freedoms of 

expression, association and religion of the Tibetan 

people; deplores the deterioration of the humanitarian 

situation in Tibet, which has led to an increase in self-

immolation cases; notes with concern the recently 

passed criminalisation measures relating to self-

immolation aimed at punishing those allegedly 

associated with self-immolators; deplores the forceful 

resettlement of over 2 million Tibetan nomads and 

herders since 2006 in the so-called ‘New Socialist 

Village’, as they are cut off from medical care, 

education and prosperity; is equally concerned at the 

ongoing transfer of Han Chinese populations into 

Tibet; expresses its concern regarding the cases of 

torture, disappearance and arbitrary detention and the 

denial of access to medical care for prisoners, including 

monk Tenzin Delek Rinpoche and 10 other prominent 

Tibetan prisoners; demands a detailed investigation of 

all death in prison cases; 

 

Regarding the situation of Ilham Tohti, a letter of 

concern was sent on 23 June 2015. 

DEMOCRATIC 

REPUBLIC OF 

CONGO (DRC) 

Yves Makwambala 

and Fred Bauma 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Yves Makwambala and Fred 

Bauma are two detained human 

rights activists. Both are still 

being detained in Makala prison 

in Kinshasa and are charged with 

belonging to an association 

formed for the purpose of 

attacking people and property, 

 

 

In its Resolution, adopted on 9 July 2015, the European 

Parliament: 

- Calls on the DRC authorities to release Yves 

Makwambala and Fred Bauma immediately and 

unconditionally, and to drop all charges against them 

and other Filimbi leaders as well as any other activists, 

prisoners of conscience and political opponents 
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Christopher Ngoyi, 

Jean-Claude 

Muyambo, Vano 

Kiboko and Cyrille 

Dowe 

conspiring against the head of 

state, and attempting to either 

destroy or change the 

‘constitutional regime’ and to 

incite people to take up arms 

against state authority. The 

authorities have also charged 

Fred Bauma with disturbing the 

peace, and Yves Makwambala 

with publicly offending the head 

of state, while they were 

exercising their freedom of 

expression, peaceful assembly 

and association. 

 

As soon as the protests started the 

authorities began a crackdown on 

human rights activists and 

opposition politicians who had 

demonstrated peacefully against 

the provision, including 

Christopher Ngoyi, Jean-Claude 

Muyambo, Vano Kiboko and 

Cyrille Dowe, who are still being 

detained for what appear to be 

politically motivated reasons 

arbitrarily arrested and detained solely for their 

political views or for participating in peaceful 

activities; 

- Supports the National Assembly of the DRC’s calls 

for the rapid reaching of a political solution that allows 

the members of Filimbi and other peaceful civil society 

associations to exercise their freedom of expression 

and association without fear of being pursued or 

persecuted; 

- Urges the authorities to ensure that the detainees have 

not been, and are not being, subjected to any acts of 

torture or ill-treatment, and to guarantee full protection 

and access to their families and lawyers; 

- Is strongly concerned about the continuous attempts 

to limit freedom of expression, peaceful assembly and 

association and the increased breaches of these 

freedoms by the authorities, given that the right 

political climate is indispensable if a successful 

electoral cycle is to be achieved in the DRC in the next 

year; 

- Finds it particularly regrettable that these violations 

specifically target opposition leaders and youth 

movements; 

- Calls on the DRC authorities to ensure that the 

aforementioned freedoms are immediately and 

unconditionally upheld, especially in the electoral 

period, as guaranteed by the DRC’s constitution and 

international human rights law; 

- Urges the DRC judicial authorities to assert their 

independence from any political instrumentalisation 

and to ensure the protection of rights recognised by 

legal instruments, such as access to justice and the right 

to a fair trial; 

EGYPT 

Ibrahim Halawa 

 

 

Ibrahim Halawa is an Irish 

citizen who has been detained for 

more than two years on charges 

of attending an illegal protest on 

16 and 17 august 2013 while on a 

family holiday in Cairo, during 

which protesters allegedly caused 

deaths and criminal damage. 

Ibrahim Halawa was 17 years old 

– and therefore still a juvenile 

under Egyptian and international 

law – at the time of his arrest. He 

was arrested along with his three 

sisters, having sought refuge in 

the Al-Fateh mosque when 

 

In its Resolution, adopted on 17 December 2015, the 

European Parliament: 

- Expresses its deep concern about the unacceptable 

breach of basic human rights arising from the arbitrary 

detention of Irish citizen Ibrahim Halawa, and calls on 

the Egyptian authorities to immediately and 

unconditionally release him to the Irish authorities 

pursuant to a presidential decree issued in November 

2014 under Egyptian Law 140; 

- Expresses its deepest concern at the deteriorating 

condition of Ibrahim Halawa due to his hunger strike 

and his alleged poor conditions in prison; calls on the 

Egyptian authorities to ensure, as a matter of priority, 
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violence erupted during a 

demonstration. His three sisters 

were subsequently released by 

the authorities. 

 

The prosecutor has failed to 

provide evidence that Ibrahim 

Halawa was involved in a single 

act of violence during the 

protests. His trial has been 

repeatedly postponed and 

adjourned by the Egyptian Court, 

most recently on 15 December 

2015. He was not charged for a 

year after his arrest and he is 

awaiting, along with 493 

individuals, the majority of 

whom are adults, a mass trial due 

to take place on 19 December 

2015, without any guarantee of 

the minimum standards for a free 

and fair trial being applied, and 

will potentially face the death 

penalty if convicted. 

 

Ibrahim Halawa is being detained 

for peacefully exercising his 

rights to freedom of expression 

and assembly and is considered 

by Amnesty International as a 

prisoner of conscience. He faces 

extremely harsh prison 

conditions, which include alleged 

acts of torture and other cruel, 

inhuman and degrading treatment 

upon arrest and in detention, and 

has been denied medical and 

legal assistance. According to his 

family and legal representatives, 

Ibrahim Halawa has been on 

hunger strike in protest. 

that the good health and well-being of Ibrahim Halawa 

are maintained while he remains in prison; demands 

that all allegations of torture and maltreatment of 

Ibrahim Halawa be thoroughly and independently 

investigated; 

- Asks the Egyptian authorities to ensure that Article 10 

of the International Covenant on Civil and Political 

Rights, which states that ‘all persons deprived of their 

liberty shall be treated with humanity and with respect 

for the inherent dignity of the human person’, is 

respected; 

- Reminds the Egyptian authorities that Egypt is bound 

by indisputable international obligations under the 

Convention on the Rights of the Child as they apply to 

Ibrahim Halawa; demands that the Egyptian authorities 

categorically rule out the threat of the death penalty 

should Ibrahim Halawa be convicted, given that he was 

arrested as a juvenile; 

- Is extremely concerned about the failure of the 

Egyptian authorities to uphold the right to a fair trial 

for Ibrahim Halawa and his 493 co-defendants, in 

particular the lack of opportunity to review or 

challenge their continued detention and the charges 

against them, the repeated denial of access to lawyers 

and the excessive pre-trial detention period, which 

violates Egypt’s domestic and international obligations; 

- Remains convinced that it will be extremely difficult 

for Ibrahim Halawa’s lawyers to mount an individual 

defence in the event that his case is heard as part of a 

mass trial of all defendants arrested in connection with 

the August 2013 protests; 

- Strongly condemns the use of a mass trial in the 

judicial process and calls on the Egyptian authorities to 

abide by international law and safeguard the highest 

international standards with regard to the right to a fair 

trial and due process; calls on the Egyptian authorities 

to release those detained for peacefully exercising their 

right to freedom of expression, assembly and 

association as enshrined in the Egyptian constitution 

and other international conventions to which Egypt is a 

party; expresses its profound preoccupation with the 

severe deterioration of the media environment; 

condemns the trials against and conviction of Egyptian 

and foreign journalists, in absentia; 

KYRGYZSTAN 

Azimjon Askarov 

 

Azimjon Askarov is a prisoner of 

conscience pending a full, 

impartial and fair investigation, 

including into his allegations of 

torture and ill-treatment. 

 

In its Resolution, adopted on 15 January 2015, the 

European Parliament: 

- Reminds the Kyrgyz Parliament of its international 

obligations and of the Partnership and Cooperation 
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Agreement with the European Union, which includes 

full respect for human rights as an essential element of 

the partnership and calls for the withdrawal of the draft 

law on ‘dissemination of information about non-

traditional sexual relations’ currently under review in 

parliament; 

- Notes that the draft law passed its first reading and 

must be voted on twice more before going to the 

President for signature, and stresses that the adoption 

of any legislation on ‘non-traditional relations’ should 

not run counter to Kyrgyzstan’s human rights 

obligations and commitments; 

- Calls on the Kyrgyz authorities to reaffirm publicly 

that all people in Kyrgyzstan have the right to live free 

from discrimination and violence based on their sexual 

orientation and gender identity and that any acts to the 

contrary are illegal and will be prosecuted; 

- Calls on the Kyrgyz Parliament to follow the 

recommendations made by the Parliamentary 

Assembly of the Council of Europe in Resolution 1984 

(2014) on the Request for Partner for Democracy 

status, in particular recommendations 15.24, 15.25 and 

15.26; 

- Calls on the Kyrgyz Parliament to respect its 

constitution, including Article 16, which states that 

‘laws that deny or derogate human and civil rights and 

freedoms shall not be adopted in the Kyrgyz Republic’, 

and Articles 31, 33 and 34, which affirm freedom of 

speech, freedom of information and freedom of 

assembly, and to reject draft bill 6-11804/14; 

- Calls on the Kyrgyz authorities to take all the 

measures needed to ensure that human rights defenders 

can carry on their work of promoting and protecting 

human rights without hindrance; 

- Calls on the Kyrgyz authorities to ensure that 

allegations of torture and inhuman and degrading 

treatment are investigated promptly and efficiently and 

that perpetrators are brought to justice; calls, 

furthermore, for the release of all prisoners of 

conscience, with regard in particular to Azimjon 

Askarov pending a full, impartial and fair investigation, 

including into his allegations of torture and ill-

treatment; 

 

A letter of concern on the situation of LGBTI rights 

was sent on 26 February 2015. Regarding the situation 

of Azimjon Askarov, a letter of concern was sent on 23 

July 2015. 
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MALAYSIA 

Nurul Izzah 

 

 

Anwar Ibrahim 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zulkiflee Anwar 

Ulhaque (Zunar) 

Khalid Ismath 

Azmi Sharom 

 

 

 

 

 

 

Matthias Chang 

Khairuddin Abu  

Hassan 

 

 

 

 

Lena Hendry 

Maria Chin Abdullah 

 

 

Nurul Izzah, opposition Member 

of Parliament in Malaysia 

Anwar Ibrahim is a former 

opposition leader sentenced on 

charges of sodomy in February 

2015 following a politically 

motivated prosecution which 

resulted in criminal proceedings 

that failed to meet international 

standards of fair trial. He has 

been denied appropriate medical 

care. 

 

Malaysian cartoonist Zulkiflee 

Anwar Ulhaque (Zunar) is facing 

charges under the Sedition Act 

following critical tweets against 

the government with regard to 

the sentencing of Anwar Ibrahim; 

whereas blogger Khalid Ismath 

and academic Azmi Sharom face 

similar charges;  

 

Lawyer Matthias Chang and 

politician Khairuddin Abu 

Hassan, both political dissidents, 

were arrested following their 

investigations into these 

allegations. 

 

Lena Hendry and Maria Chin 

Abdullah are human rights 

activists. 

 

In its Resolution, adopted on 17 December 2015, the 

European Parliament: 

- Deplores the deteriorating human rights situation in 

Malaysia and in particular the crackdown on civil 

society activists, academics, media and political 

activists; expresses concern with regard to the spike in 

the number of people facing charges or arrest under the 

Sedition Act; 

- Urges the Malaysian Government to immediately 

release all political prisoners, including former 

opposition leader Anwar Ibrahim, and to provide them 

with appropriate medical care, and to drop politically 

motivated charges, including those against cartoonist 

Zulkiflee Anwar Haque (Zunar), blogger Khalid 

Ismath, academic Azmi Sharom, political dissidents 

Khairuddin Abu Hassan and Matthias Chang, and 

human rights activists Lena Hendry and Maria Chin 

Abdullah; 

- Underlines the importance of independent and 

transparent investigations into the graft allegations, and 

of full cooperation with the investigators; urges the 

Malaysian Government to refrain from putting pressure 

on the Malaysian Anti-Corruption Commission and 

media; 

- Calls on the Malaysian Government to ratify key 

international human rights conventions, including the 

ICCPR, the ICESCR, the CAT, the ICERD, ILO 

Convention 169, the ICC Rome Statute, as well as the 

1951 Convention Relating to the Status of Refugees 

and its optional protocol; 

- Urges the EU Delegation to Malaysia to step up 

efforts to finance projects on freedom of expression 

and reforming repressive laws, and to use all 

appropriate tools, including the European Instrument 

for Democracy and Human Rights, to protect human 

rights defenders; urges the withdrawal of the anti-

sodomy law and calls on the EEAS, in line with the EU 

guidelines on the protection and promotion of the 

rights of LGBTI persons, to step up its work on the 

rights of LGBTI people in Malaysia who face violence 

and persecution, and to aim in particular towards the 

decriminalisation of homosexuality and 

transgenderism; 

 

MALDIVES 

Mohamed Nasheed 

 

 

 

On 13 March 2015 Mohamed 

Nasheed, the first democratically 

elected president of the Maldives, 

 

In its Resolution, adopted on 17 December 2015, the 

European Parliament: 
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Ahmed Adeeb 

Mohamed Nazim 

Tholhath Ibrahim 

 

 

 

Mahfooz Saeed 

 

 

 

 

Ahmed Rilwan 

 

 

 

 

 

Sheikh Imran 

Abdulla 

was sentenced to 13 years in 

prison on politically motivated 

charges, and whereas this was 

condemned by the UN Working 

Group on Arbitrary Detention; 

whereas his trial was marred by 

irregularities; whereas other 

former officials, including former 

vice-president Ahmed Adeeb and 

former defence ministers 

Mohamed Nazim and Tholhath 

Ibrahim, have also been arrested 

and imprisoned. 

Mahfooz Saeed, a human rights 

lawyer and member of the legal 

team of former president 

Mohamed Nasheed. 

Ahmed Rilwan, is a journalist 

critical of the government who 

‘disappeared’ in August 2014, is 

still missing and is now feared 

dead. 

Sheikh Imran Abdulla is a 

political prisoner. 

- Deplores the crackdown on political opponents; calls 

on the Government of the Maldives to release, 

immediately and unconditionally, former president 

Mohamed Nasheed, former vice-president Ahmed 

Adeeb and former defence ministers Tholhath Ibrahim 

and Mohamed Nazim, together with Sheikh Imran 

Abdulla and other political prisoners, and to clear them 

of all charges; is also concerned about the former 

president’s deteriorating health; 

- Reiterates its gross dissatisfaction with the serious 

irregularities in the trial of former president Mohamed 

Nasheed; 

- Calls on the Maldivian Government to guarantee full 

impartiality of the judiciary and to respect due process 

of law and the right to a fair, impartial and independent 

trial; stresses the need to depoliticise the country’s 

judiciary and security services; 

- Calls on the Government of the Maldives to respect 

and fully support the right to protest and the right to 

freedom of expression, association and assembly, and 

not to seek to restrict those rights; also calls on the 

Government of the Maldives to end impunity for 

vigilantes who have used violence against people 

promoting religious tolerance, peaceful protesters, 

critical media and civil society; calls on the Maldives 

to respect fully its international obligations; 

- Calls on the Maldivian Government to safeguard the 

rights of pro-democracy campaigners, moderate 

Muslims, supporters of secularism, and those who 

oppose the promotion of Wahhabi-Salafist ideology in 

the Maldives, and to ensure their right to participate in 

all areas of public life in the Maldives; 

- Recalls that media freedom is the cornerstone of a 

functioning democracy; calls on the Maldivian 

Government and authorities to ensure adequate 

protection of journalists and human rights defenders 

who face threats and attacks on account of their 

legitimate work, and, in this context, to allow a proper 

investigation into the disappearance of Ahmed Rilwan, 

the assault on Mahfooz Saeed and the attacks and 

threats against journalists, members of civil society, 

and independent institutions; 

NIGERIA 

Mass displacement of 

children 

 

 

 

 

In its Resolution, adopted on 8 October 2015, the 

European Parliament: 

- Deplores the acts which have led to the mass 

displacement of innocent children and calls for 

immediate coordinated international action to assist the 
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work of UN agencies and NGOs in preventing 

displaced children and youths from being subjected to 

sexual slavery, other forms of sexual violence and 

kidnappings and from being forced into armed conflict 

against civilian, government and military targets in 

Nigeria by the Boko Haram terrorist sect; stresses the 

paramount need to duly protect children’s rights in 

Nigeria, a country in which over 40 % of the total 

population is aged between 0 and 14; 

- Believes that in the cases of children formerly 

associated with Boko Haram or other armed groups, 

non-judicial measures should be considered as an 

alternative to prosecution and detention; 

- Calls on the President of Nigeria and his newly 

appointed Federal Government to adopt strong 

measures to protect the civilian population, to put 

special emphasis on the protection of women and girls, 

to make women’s rights and children’s rights a priority 

when fighting extremism, to provide help for victims 

and to prosecute wrongdoers, and to ensure women’s 

participation in decision-making at all levels; 

- Calls on the Nigerian Government to launch, as 

promised by President Buhari, an urgent, independent 

and thorough investigation into crimes under 

international law and other serious human rights 

violations by all parties to the conflict; 

- Urges the President of the Federal Republic to 

address the challenges involved in abiding by all 

campaign promises and the latest statements, the most 

important of which are defeating the terrorist threat, 

making respect for human rights and humanitarian law 

a central pillar of military operations, bringing back the 

Chibok girls and all other abducted women and 

children alive and unharmed, addressing the ever 

growing problem of malnutrition, and fighting 

corruption and impunity in order to deter future abuses 

and work towards justice for every victim; 

- Urges the Nigerian authorities and the international 

community to work closely together and to increase 

efforts to reverse the continuous trend towards the 

further displacement of people; welcomes the 

determination expressed at the Niamey Regional 

Summit of 20 and 21 January 2015 by the 13 

participating countries, and in particular the 

commitment of Chad, together with Cameroon and 

Niger, to engage in the fight against the terrorist threats 

of Boko Haram; calls on the Multinational Joint Task 

Force (MNJTF) to observe international human rights 

and humanitarian law conscientiously in its operations 

against Boko Haram; reiterates that a military approach 

alone will not suffice to counter the Boko Haram 

insurgency; 
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- Calls on the Nigerian Government to take measures to 

facilitate the return of displaced persons, especially 

children, to guarantee their safety, and to assist NGOs 

in their efforts to improve conditions in the camps for 

people displaced by the conflict by, inter alia, 

improving hygiene and sanitation in order to prevent 

the possible spread of disease; 

PAKISTAN 

the Peshawar school 

students (140 people, 

including 134 school 

children) 

 

 

 

In its Resolution, adopted on 15 January 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the brutal massacre of 

schoolchildren perpetrated by Pakistani Taliban 

splinter group Tehreek-e-Taliban (TTP) as an act of 

horror and cowardice, and expresses its condolences to 

the families of the victims of the Peshawar school 

attack and its support to the people and the authorities 

of Pakistan; 

- Expects the Government of Pakistan to take urgent 

and effective measures, in keeping with internationally 

recognised standards of the rule of law, to address the 

security threat posed by all militant groups operating 

within Pakistan and the surrounding region, without 

exception; underlines that no form of terrorism or 

extremism should be supported by the authorities; 

- Calls on the Government of Pakistan to ensure the 

safety of schools and to make sure that children, 

regardless of gender, are never intimidated while going 

to school; believes the government should show 

significantly stronger determination and strengthen its 

efforts to arrest and prosecute TTP militants and others 

who target schools for violence, failing which its 

international credibility will be undermined; 

- Calls on the Government of Pakistan to reserve anti-

terrorism laws for acts of terror, instead of being using 

them to try ordinary criminal cases; regrets strongly the 

recourse to fast-track military justice which lacks 

minimal conditions of international standards of the 

rule of law, and underlines that the prolonged granting 

of GSP+ preferences is linked to the accomplishment 

of certain basic standards enshrined in UN and ILO 

conventions; 

- Urges the Pakistani Government to abide by the 

recently ratified international agreements on human 

rights, including the International Covenant on Civil 

and Political Rights and the United Nations Convention 

Against Torture and Other Cruel, Inhuman or 

Degrading Treatment or Punishment, which oblige the 

authorities to ensure basic fair trials prohibiting them 

from using military courts to try civilians when the 
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regular courts are functioning; 

 

Letters of concern were sent on 2 February and 12 

February 2015. 

PARAGUAY 

Pregnant girls 

 

 

In its Resolution, adopted on 11 June 2015, the 

European Parliament: 

- Reaffirms its condemnation of all forms of abuse and 

violence against women and girls, especially the use of 

sexual violence as a weapon of war, and domestic 

violence; calls on Paraguay to ensure that women and 

girls have access to safe and legal abortion, at a 

minimum, when their health and life are in danger, 

where there is severe foetal impairment and in cases of 

rape and incest; 

- Expresses its strong concern about the high number of 

child pregnancies in Paraguay; urges the Paraguayan 

authorities to meet their international obligations and to 

protect human rights by ensuring that all girls have 

access to all possible information and medical services 

for the management of high-risk pregnancies resulting 

from rape; 

- Urges the Paraguayan authorities to conduct an 

independent and impartial investigation into the 

aforementioned rape and to bring the perpetrator to 

justice; calls on the Paraguayan authorities to release 

the girl’s mother immediately; welcomes the proposal 

by members of the Paraguayan congress to raise the 

maximum prison sentence for the rape of a minor from 

10 years to 30 years; 

RUSSIA 

Aleksei Navalny 

(and his brother Oleg 

Navalny) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aleksei Navalny is an opposition 

leader who were sentenced to 10-

day jail terms. Moreover, Aleksei 

Navalny has been placed under 

house arrest for two months and 

on 5 March 2014 was fitted with 

an electronic bracelet to monitor 

his activities. 

Alexei Navalny has consistently 

exposed massive corruption 

within the highest levels of the 

Russian state apparatus; whereas 

his first court verdict imposing a 

 

In its Resolution, adopted on 15 January 2015, the 

European Parliament: 

- Expresses its deepest concern at the fact that, in 

Russia, the law is being used as a political instrument; 

underlines that the conviction of the prominent lawyer, 

anti-corruption campaigner and social activist Alexei 

Navalny, imposing a 3.5-year suspended sentence on 

him and a 3.5-year prison sentence on his brother, Oleg 

Navalny, was based on unsubstantiated charges; 

strongly deplores that the prosecution seems to be 

politically motivated; 

- Notes with concern that, even though Alexei Navalny 
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Boris Nemtsov 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

five-year sentence on him in July 

2013 was seen as political. He 

was placed under house arrest for 

two months in February 2014, 

and was fitted with an electronic 

bracelet to monitor his activities 

in March 2014. 

 

Alexei Navalny won 27 % of the 

vote in the September 2013 

Moscow mayoral elections, thus 

confirming himself as one of the 

most prominent faces of the 

Russian opposition to the 

Kremlin. 

 

Alexei Navalny’s second court 

verdict had been due on 15 

January 2015, but inexplicably 

the court brought the date 

forward to 30 December 2014, 

when most Russians were 

focused on the New Year 

holiday; whereas the same 

technique of bringing the date 

forward was used with Mikhail 

Khodorkovsky. 

 

Boris Nemtsov, the former 

Deputy Prime Minister of the 

Russian Federation, the former 

Governor of Nizhny Novgorod, a 

preeminent reformist of the post-

Soviet Russian society and 

economy and one of the leaders 

of Russia’s liberal and 

democratic opposition, was 

murdered near the Kremlin two 

days before a demonstration 

scheduled for 1 March 2015, 

which he was organising, against 

the effects of the economic crisis 

and the conflict in Ukraine 

 

Boris Nemtsov, a prominent 

opposition leader, a founder and 

leader of the political movement 

Solidarnost and a leading critic of 

President Vladimir Putin and of 

the war in Ukraine who 

committed his life to a more 

democratic, prosperous, open 

Russia and to strong partnerships 

between Russia and its 

neighbours and partners.  

 

In the weeks before his 

assassination Boris Nemtsov was 

is being kept out of prison, his brother Oleg Navalny is 

currently imprisoned, and that this is giving rise to 

concern with regard to the possible political use of a 

family member to intimidate and silence one of 

Russia’s opposition leaders, Alexei Navalny; recalls 

that Alexei’s brother, Oleg, the father of two small 

children and a former executive of the state-owned 

postal service, has never played a role in the Russian 

opposition movement; 

- Urges the Russian judicial and law-enforcement 

authorities to carry out their duties in an impartial and 

independent manner, free of political interference and 

to ensure that the judicial proceedings in the Navalny 

cases, and all the other investigations and trials against 

opposition activists, meet the internationally accepted 

standards; stresses the importance of ensuring that 

judicial decisions are free from political interference, 

independent, and are taken in full compliance with the 

rule of law; 

- Fully backs the campaign against corruption in Russia 

initiated by Alexei Navalny, and supports the efforts of 

Russian people to find a settlement ensuring 

democracy, political pluralism, unity and respect for 

human rights; 

 

In its Resolution, adopted on 12 March 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the killing of Boris Nemtsov in 

the most significant political assassination in recent 

Russian history, in which he was shot dead near the 

Kremlin, in an area with video cameras, police and 

security services; 

- Pays tribute to Boris Nemtsov, a prominent 

opposition leader, a founder and leader of the political 

movement Solidarnost and a leading critic of President 

Vladimir Putin and of the war in Ukraine who 

committed his life to a more democratic, prosperous, 

open Russia and to strong partnerships between Russia 

and its neighbours and partners; extends its deepest 

condolences to Boris Nemtsov’s family and friends, 

members of the opposition and the Russian people; 

condemns the Russian leadership’s decision to prevent 

some EU diplomats and national delegations from 

attending his funeral, thereby impeding the EU’s 

attempt to pay tribute to brave Russian citizens 

standing for universal values; 

- Points out that his killing is one of a growing number 

of unresolved politically motivated murders and 

suspicious deaths perpetrated in Russia since 1998, 

which include those of investigative journalist Anna 

Politkovskaya, Alexander Litvinenko, who was 
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Anna Politkovskaya, 

Alexander 

Litvinenko, 

Stanislav Markelov, 

Anastasia Baburova, 

Natalya Estemirova 

and 

Sergei Magnitsky 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

investigating Russia’s 

participation in the Donbas 

conflict and had the intention of 

publishing a report on the issue; 

whereas five men have been 

arrested over the killing of Boris 

Nemtsov. 

 

 

 

 

Journalist Anna Politkovskaya, 

Alexander Litvinenko, who was 

allegedly murdered in the United 

Kingdom, lawyer Stanislav 

Markelov, journalist Anastasia 

Baburova, human rights defender 

Natalya Estemirova, lawyer 

Sergei Magnitsky, are also 

unresolved politically motivated 

murders and suspicious deaths 

perpetrated in Russia since 1998. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

allegedly murdered in the United Kingdom, lawyer 

Stanislav Markelov, journalist Anastasia Baburova, 

human rights defender Natalya Estemirova, lawyer 

Sergei Magnitsky, and now politician Boris Nemtsov; 

- Calls on the authorities of the Russian Federation to 

stop the shameful propaganda and information war 

against its neighbours, the Western world and its own 

people, which is turning Russia into a state 

characterised by repression, hate speech and fear, 

where nationalist euphoria is built on the annexation of 

Crimea and an escalating war in Ukraine, where the 

rights of the Crimean Tatars are violated and where the 

Kremlin, in breach of international law, is cultivating 

and provoking hatred and fighting; condemns the new 

propaganda war being waged against democratic and 

fundamental values, which are presented as being alien 

to Russian society; recalls that both the European 

Union and the Russian Federation have committed, in 

numerous international declarations and treaties, to 

protecting universal democratic values and 

fundamental rights; stresses the importance of having 

political opposition forces, in order to ensure a constant 

debate and exchange of views and ideas in politics and 

in law-making processes in Russia; 

- Calls on the Russian authorities to stop all pressure, 

repressive acts and intimidation – both political and 

judicial – against opposition leaders, civil society 

representatives and independent media, allowing them 

to act freely in line with the basic principles of the 

Russian constitution; 

- Deeply deplores the Russian authorities’ failure to 

respond to the criticism both inside the Russian 

Federation and on the international scene of the Law on 

Foreign Agents, and their adoption instead of 

amendments which restrict even further the 

possibilities for non-commercial organisations to act 

and are discriminatory by their nature; strongly calls on 

Russia to review the relevant legislation with a view to 

meeting its international obligations in the area of 

human rights and democratic freedoms; 

- Calls on the Russian authorities to immediately 

release all recognised political prisoners; 

- Calls on the Russian authorities, as a matter of 

urgency, to release Nadiya Savchenko and to respect 

her immunity as a member of the Verkhovna Rada of 

Ukraine and of the PACE, who was abducted in the 

territory of Ukraine and is being illegally detained in a 

Russian jail; underlines the fact that Russia bears 

responsibility for her very fragile state of health; 

expresses its deep concern about her health condition 

and urges the Russian judicial authorities to apply 

humanitarian law; 
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Eston Kohver, Oleg 

Sentsov and Olexandr 

Kolchenko 

 

 

 

 

 

 

 

Estonian police officer Eston 

Kohver was abducted in 

September 2014 from Estonian 

territory by the FSB and 

subsequently illegally detained in 

Russia, an action which 

constitutes a clear and serious 

violation of international law. 

 

The Ukrainian film-maker Oleg 

Sentsov and the civic activist 

Olexandr Kolchenko, who 

opposed the illegal annexation of 

the Crimean Peninsula by Russia, 

were arrested in May 2014 in 

relation to alleged activities 

conducted in Crimea. They were 

treated as Russian citizens 

despite holding Ukrainian 

citizenship. 

 

In the case of both Oleg Sentsov 

and Olexandr Kolchenko there 

have been allegations of torture 

and severe mistreatment leading 

to the illegal extraction of 

depositions which have 

subsequently been given legal 

value. 

 

Oleg Sentsov and Olexandr 

Kolchenko were tried in a 

military court for crimes over 

which civilian courts have full 

jurisdiction. The trial was marred 

by numerous and grave 

procedural violations. 

- Calls on the Russian authorities to immediately return 

the wreckage of the Tu-154 Polish Government 

aeroplane and all of its black boxes to Poland; 

underlines the fact that the level of dependence of the 

Russian judiciary on the authorities undermines any 

impartial and honest investigation; 

 

In its Resolution, adopted on 10 September 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the judgment handed down by the 

Pskov regional court as well as the entire trial of 

Estonian police officer Eston Kohver, who was 

sentenced to 15 years’ imprisonment after his 

abduction in 2014 from the territory of Estonia, which 

is part of the EU; considers the case to be in breach of 

international law and of elementary standards of 

justice; 

- Urges the Russian Federation to act in accordance 

with its international obligations, to release Eston 

Kohver immediately and to guarantee his safe return to 

Estonia; 

- Expresses its deeply held belief that from the very 

beginning Eston Kohver was not afforded the right to a 

fair trial, given that there was no public hearing of the 

case, that the Estonian consul was not allowed to be 

present at the hearings, that Eston Kohver was deprived 

of adequate legal aid, that – moreover – he was refused 

visits from his wife and family, and that he has been 

ordered to undergo unfounded psychiatric examination, 

the details of which remain unknown; 

- Strongly condemns the illegal sentencing and 

imprisonment of Oleg Sentsov and Olexandr 

Kolchenko; calls on the Russian Federation to release 

them immediately and guarantee their safe return to 

Ukraine; demands that the Russian authorities 

immediately investigate, in an impartial and effective 

manner, the allegations of torture made by defendants 

and witnesses in the case, which were rejected by the 

prosecutor during the trial; calls for this investigation 

also to be opened to international observers; 

- Calls for the release of all illegally detained Ukrainian 

citizens, including Nadiya Savchenko, this being in line 

with the agreed Package of Measures for the 

Implementation of the Minsk Agreements and the 

commitment to release all hostages and all those 

detained in connection with the conflict in Ukraine; 

- Deplores the fact that in the Russian Federation law 
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and justice are being used as political instruments in 

breach of international law and standards, thus 

allowing the sentencing of the Ukrainian film-maker 

Oleg Sentsov and of Olexandr Kolchenko to 20 years’ 

and 10 years’ imprisonment respectively for expressing 

their views reflecting an active pro-Ukrainian position 

against the illegal annexation of Crimea by the Russian 

Federation; points out, in any case, that they should not 

have been tried in a military court and that all 

testimony gained through torture and other illegal 

methods should be excluded; 

RUSSIA/ UKRAINE 

Nadiya Savchenko 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Oleg Sentsov and 

Khaizer Dzhemilev 

 

Ms Savchenko, born in 1981, has 

a distinguished military career 

behind her, having been the only 

female soldier in the Ukrainian 

peacekeeping troops in Iraq and 

the first female to enrol at 

Ukraine’s Air Force Academy, 

and volunteered to take part in 

the fighting in eastern Ukraine as 

part of the Aidar Battalion, where 

she was then captured 

The pro-Russian militants of the 

so-called ‘People’s Republic of 

Luhansk’ in the territory of 

eastern Ukraine illegally 

kidnapped Lieutenant Nadiya 

Savchenko, military pilot and 

former officer of the Ukrainian 

armed forces, on the territory of 

Ukraine on 18 June 2014, 

detained her, and then illegally 

transferred her to the Russian 

Federation. 

Ukrainian film director Oleg 

Sentsov and Khaizer Dzhemilev, 

Ukrainian citizens illegally 

detained in Russia. 

 

In its Resolution, adopted on 30 April 2015, the 

European Parliament: 

- Calls for the immediate and unconditional release of 

Nadiya Savchenko; condemns the Russian Federation 

for the illegal kidnapping, the detention in prison for 

nearly one year and the investigation of Nadiya 

Savchenko; demands that the Russian authorities 

respect their international commitment in the 

framework of the Minsk Agreements and in particular 

the agreed ‘Complex of measures for the 

implementation of the Minsk Agreements’; considers 

that Russia has no legal basis or jurisdiction to take any 

action against Nadiya Savchenko, such as detention, 

investigation or bringing charges against her; 

- Is of the opinion that Nadiya Savchenko’s detention 

as a prisoner of war in a prison in Russia is a violation 

of the Geneva Convention; underlines that those 

responsible for her illegal detention in Russia may face 

international sanctions or legal proceedings for their 

actions; 

- Reminds the Russian authorities that Ms Savchenko 

remains in an extremely fragile state of health and that 

they are directly responsible for her safety and well-

being; calls on the Russian authorities to allow 

impartial international doctors access to Ms 

Savchenko, while ensuring that any medical or 

psychological examinations are done only with Ms 

Savchenko’s consent and taking into consideration the 

consequences of her being on hunger strike for a very 

long period; calls on Russia to allow international 

humanitarian organisations to have permanent access 

to her; 

- Calls for the immediate release of all other Ukrainian 

citizens, including Ukrainian film director Oleg 

Sentsov and Khaizer Dzhemilev, illegally detained in 

Russia; 

SAUDI ARABIA   
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Raif Badawi, and his 

lawyer Waleed Abu 

al-Khair 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ali Mohammed al-

Nimr 

Raif Badawi, a blogger and 

human rights activist, was 

charged with apostasy and 

sentenced by the Criminal Court 

of Jeddah in May 2014 to 10 

years in prison, 1 000 lashes and 

a fine of SAR 1 million (EUR 

228 000) after creating the 

website ‘Free Saudi Liberals 

Network’ for social, political and 

religious debate which was 

deemed to be an insult to Islam; 

whereas the sentence also bans 

Mr Badawi from using any media 

outlets and from travelling 

abroad for 10 years after his 

release from prison. 

On 9 January 2015, Mr Badawi 

received his first set of 50 lashes 

in front of the al-Jafali mosque in 

Jeddah, resulting in wounds so 

profound that when he was taken 

to a prison clinic for a medical 

check-up, it was found by the 

doctors that he would not be able 

to withstand another round of 

lashes. 

Judicial verdicts imposing 

corporal punishment, including 

flogging, are strictly prohibited 

under international human rights 

law, including the UN 

Convention against Torture and 

Other Cruel, Inhuman or 

Degrading Treatment or 

Punishment, which Saudi Arabia 

has ratified. 

On 6 July 2014, Raif Badawi’s 

lawyer, prominent human rights 

defender Waleed Abu al-Khair, 

was sentenced by the Specialised 

Criminal Court to 15 years in 

prison, to be followed by a 15-

year travel ban, after setting up 

the human rights organisation 

‘Monitor of Human Rights in 

Saudi Arabia’. 

Ali Mohammed al-Nimr, who is 

21 years old and is a nephew of a 

prominent dissident, was 

sentenced in May 2015 to capital 

punishment, reportedly by 

beheading followed by 

In its Resolution, adopted on 12 February 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the flogging of Raif Badawi as a 

cruel and shocking act by the Saudi Arabian 

authorities; calls on the Saudi authorities to put a stop 

to any further flogging of Raif Badawi and to release 

him immediately and unconditionally, as he is 

considered a prisoner of conscience, detained and 

sentenced solely for exercising his right to freedom of 

expression; calls on the Saudi authorities to ensure that 

his conviction and sentence, including his travel ban, 

are quashed; 

- Calls on the Saudi authorities to ensure that Raif 

Badawi be protected from torture and other ill-

treatment, and be given any medical attention he may 

require, as well as immediate and regular access to his 

family and lawyers of his choice; 

- Calls on the Saudi authorities to release 

unconditionally Raif Badawi’s lawyer, and all human 

rights defenders and other prisoners of conscience 

detained and sentenced for merely exercising their right 

to freedom of expression; 

- Condemns firmly all forms of corporal punishment as 

unacceptable and degrading treatment contrary to 

human dignity and voices concern about states’ use of 

flogging, strongly calling for its strict abolition; calls 

on the Saudi authorities to respect the prohibition of 

torture, as is most notably enshrined in the UN 

Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman 

or Degrading Treatment or Punishment, which Saudi 

Arabia has signed and ratified; calls on Saudi Arabia to 

sign the International Covenant on Civil and Political 

Rights; 

- Urges the Saudi authorities to abolish the Specialised 

Criminal Court, set up in 2008 to try terrorism cases 

but increasingly used to prosecute peaceful dissidents 

on apparently politically motivated charges and in 

proceedings that violate the fundamental right to a fair 

trial; 

- Calls on the Saudi authorities to allow independent 

press and media and ensure freedom of expression, 

association and peaceful assembly for all inhabitants of 

Saudi Arabia; condemns the repression of activists and 

protesters when they demonstrate peacefully; stresses 

that the peaceful advocacy of basic legal rights or 

making critical remarks using social media are 

expressions of an indispensable right; 

 

In its Resolution, adopted on 8 October 2015, the 
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crucifixion, by Saudi Arabia’s 

Supreme Court on criminal 

charges including sedition, 

rioting, protesting robbery and 

belonging to a terror cell whereas 

Ali al-Nimr was under the age of 

18 – and thus still a juvenile – at 

the time he was arrested while 

demonstrating for democracy and 

equal rights in Saudi Arabia. He 

was sentenced to death on 

account of the protests in the 

mostly Shia Eastern Province of 

Saudi Arabia. It is alleged by 

reliable sources that Ali al-Nimr 

was tortured and forced to sign 

his confession. He has been 

denied any guarantees of a safe 

trial and due legal process in 

compliance with international 

law; 

European Parliament: 

- Strongly condemns the sentencing of Ali Mohammed 

al-Nimr to the death penalty; reiterates its 

condemnation of the use of the death penalty and 

strongly supports the introduction of a moratorium on 

the death penalty, as a step towards abolition; 

- Calls on the Saudi Arabian authorities, and in 

particular His Majesty the King of Saudi Arabia, 

Salman bin Abdulaziz Al Saud, to halt the execution of 

Ali Mohammed al-Nimr and to grant a pardon or 

commute his sentence; calls on the European External 

Action Service and the Member states to use all their 

diplomatic tools and efforts to immediately stop this 

execution; 

- Urges the Saudi authorities to abolish the Specialised 

Criminal Court, set up in 2008 to try terrorism cases 

but increasingly used to prosecute peaceful dissidents 

on apparently politically motivated charges and in 

proceedings that violate the fundamental right to a fair 

trial; 

- Calls on the Government of Saudi Arabia to ensure a 

prompt and impartial investigation into the alleged acts 

of torture and to ensure that Ali Mohammed al-Nimr is 

given any medical attention he may require and regular 

access to his family and lawyers; 

 

Regarding the situation of Raif Badawi, letters of 

concern were sent on 2 February and 20 November 

2015. 

SOUTH SUDAN 

89 children (possibly, 

hundreds more) 

  

In its Resolution, adopted on 12 March 2015, the 

European Parliament: 

- Is deeply concerned by the worsening security and 

humanitarian situation in South Sudan which could 

destabilise the whole East Africa region; calls urgently 

on all sides to stop the violence, cease human rights 

violations, form a transitional government of national 

unity, and allow for full access to humanitarian 

assistance; calls on the parties to end attacks on 

educational and public buildings and stop using schools 

for military purposes, including for the recruitment of 

child soldiers; recalls, in this connection, its support for 

the Guidelines for Protecting Schools and Universities 

from Military Use during Armed Conflict; 

- Expresses deep disappointment that after more than a 

year of negotiations under the auspices of IGAD, no 

significant progress has been made; urges all parties to 
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the conflict to reach a power-sharing agreement and 

fully supports the ongoing negotiation process, calling 

for an unconditional, complete and immediate ceasefire 

and end to all hostilities and to the immediate cessation 

of the recruitment and mobilisation of civilians; calls 

for efforts to find a way of achieving lasting peace and 

stability; urges the government and the rebel sides to 

engage in unconditional and all-inclusive political talks 

in good faith with a view to the successful conclusion 

of the negotiations; urges the continuation of efforts by 

the AU and IGAD to promote inclusive dialogue and 

mediation; 

- Calls for the immediate release and safe return of all 

children recruited by armed forces since the beginning 

of the conflict in December 2013; reminds urgently all 

parties involved in the conflict that the recruitment and 

use of children in armed forces and groups is a grave 

violation of international law; 

- Recalls the commitment made in 2009, and renewed 

in 2012, by the South Sudanese authorities to end the 

recruitment and use of children in conflict, to release 

all children associated with government security forces, 

to provide services for the reunification and 

reintegration of their families, and to investigate grave 

violations against children; deplores the fact that this 

commitment has not been fully respected; calls on the 

parties to fully implement the guidelines set out in the 

action plan; 

- Calls on the Government of South Sudan to conduct 

prompt, thorough, impartial and independent 

investigations into human rights abuses with a view to 

prosecuting and holding accountable individuals 

suspected of crimes under international law and serious 

violations of human rights, including the abduction and 

recruitment of children in armed conflict and sexual 

violence against women and children; 

- Calls on the Government of South Sudan to urgently 

finalise legislative amendments which criminalise the 

recruitment and use of children, to use this legislation 

to prosecute offenders and to finalise the 

implementation of international agreements, including 

the 2002 Optional Protocol to the Convention on the 

Rights of the Child and to accede to the Rome Statute 

of the International Criminal Court; 

- Calls on the Government of South Sudan to reject 

legislation that would restrict the sectors in which 

NGOs and associations can carry out their work, which 

would severely inhibit the development of society and 

humanitarian relief efforts; 

- Calls on the Government of South Sudan to fulfil its 

responsibility to provide for its people and encourage 

international donors to increase support for the aid 
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effort and, given the scale and urgency of the needs, 

calls on the international community to convene a new 

international donor conference for South Sudan when 

all conditions for peace have been met and a 

mechanism of proper distribution of revenues is 

established; 

SUDAN 

Two pastors: Pastor 

Michael Yat and 

Pastor Peter Yen 

Reith 

 

Pastor Michael Yat of the South 

Sudan Presbyterian Evangelical 

Church was taken into custody 

by the Sudanese National 

Intelligence Service (NISS) after 

preaching at the Khartoum North 

Church, a branch of the Sudan 

Presbyterian Evangelical Church, 

during a visit to Sudan on 21 

December 2014. He was arrested 

immediately after a sermon in 

which he reportedly condemned 

the controversial sale of church 

land and property and the 

treatment of Christians in Sudan. 

Pastor Peter Yen Reith was 

arrested on 11 January 2015 after 

delivering a letter to the 

Sudanese Religious Affairs 

Office asking after Pastor 

Michael and wanting to know 

more about his arrest; 

Both men were held 

incommunicado until 1 March 

2015, and on 4 May 2015 both 

were charged with multiple 

offences under the Sudanese 

Penal Code of 1991, including; 

joint criminal acts (Article 21), 

undermining the constitutional 

system (Article 51), waging war 

against the state (Article 50), 

espionage (Article 53), 

unlawfully obtaining or 

disclosing official documents 

(Article 55), agitating hatred 

(Article 64), disturbing the peace 

(Article 69) and blasphemy 

(Article 125). 

 

In its Resolution, adopted on 9 July 2015, the European 

Parliament: 

- Calls on the Sudanese authorities to drop all charges 

against Pastor Michael Yat and Pastor Peter Yen Reith 

and calls for their immediate and unconditional release; 

meanwhile calls on the Government of Sudan to ensure 

that pending their release the two pastors are not 

subjected to torture or other ill-treatment and that their 

physical and mental integrity is duly respected; 

- Reminds the Sudanese authorities of their obligations 

at national and international level to protect freedom of 

religion and belief; reaffirms that freedom of religion, 

conscience and belief is a universal human right that 

needs to be protected everywhere and for everyone; 

strongly condemns all forms of violence and 

intimidation that impair the right to have or not to have, 

or to adopt, a religion of one’s choice, including the 

use of threats, physical force or penal sanctions to 

compel believers or non-believers to renounce their 

religion or to convert; 

- Calls on the Government of Sudan to repeal all 

legislation that discriminates on the grounds of religion 

and to protect the identity of minority groups, including 

those of all faiths; 

- Condemns the harassment of Christians and 

interference in church affairs; urges the Government of 

Sudan to desist from such activity; calls on Sudan to 

repeal the apostasy laws and to stop closing churches 

and other religious sites; 

- Calls on the Government of Sudan to reform the 

country’s legal system, in accordance with 

international human rights standards, in order to protect 

fundamental human rights and freedoms and ensure the 

protection of every individual’s human rights, 

particularly with regard to discrimination against 

women, religious minorities and disadvantaged groups; 

SWAZILAND 

Thulani Maseko and 

Bheki Makhubu 

 

Thulani Maseko, a lawyer 

working for the Trade Union 

Congress of Swaziland, was 

 

In its Resolution, adopted on 21 May 2015, the 

European Parliament: 
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arrested on 17 March 2014 after 

writing an article criticising the 

lack of independence of the 

judicial system in Swaziland. On 

19 March 2015, following the 

publication of a prison letter 

denouncing his conditions of 

detention, he was brought before 

a disciplinary committee in 

prison without the presence of a 

lawyer and was then forcefully 

moved to solitary confinement; 

whereas, although he has 

challenged this decision, no date 

has yet been announced for his 

High Court hearing. 

Bheki Makhubu, a columnist and 

editor-in-chief of The Nation, 

considered to be the country’s 

sole independent newspaper, was 

arrested on charges of 

‘scandalising the judiciary’ and 

‘contempt of court’ following the 

publication of the article 

criticising the judicial system. 

On 17 July 2014, Thulani 

Maseko and Bheki Makhubu 

were convicted for contempt of 

court by the High Court of 

Swaziland and sentenced to two 

years’ imprisonment, a ruling 

which seems disproportionate 

compared with the usual sentence 

– 30 days’ imprisonment with the 

option of paying a fine – imposed 

in similar cases; whereas the 

judge presiding the trial, 

Mpendulo Simelane, had been 

named in one of the articles 

published by Mr Maseko’s 

newspaper, and whereas this 

represents a clear conflict of 

interest and an impediment to a 

fair trial. 

- Calls for the immediate and unconditional release of 

Mr Maseko and Mr Makhubu, given that their 

imprisonment relates directly to the legitimate exercise 

of their right to freedom of expression and opinion; 

calls also for the immediate and unconditional release 

of all prisoners of conscience and political prisoners, 

including Mario Masuku, President of the People’s 

United Democratic Movement, and Maxwell Dlamini, 

Secretary-General of the Swaziland Youth Congress; 

condemns the harsh conditions of detention of both 

prisoners and calls on the authorities of Swaziland to 

guarantee their physical and psychological integrity in 

all circumstances; 

- Notes that the sentence handed down to Mr Maseko 

and Mr Makhubu is much more severe than other 

sentences in similar cases, and considers this to be a 

clear attempt to silence the activists and serve as a 

deterrent to others, as stated by the responsible judge; 

demands that the Government of Swaziland bring an 

immediate end to the authorities’ intimidation of 

journalists, lawyers, independent-minded judges, trade 

union officials and parliamentarians, who have been 

threatened with violence, arrest, prosecution or other 

forms of pressure as a consequence of their advocacy 

of human rights, respect for the rule of law or political 

reforms; 

- Calls on the Government of Swaziland to engage in 

genuine dialogue with unions about legislative reforms 

that will ensure respect for workers’ rights, in line with 

international obligations; 

- Calls on the Swaziland authorities to take concrete 

measures to respect and promote freedom of 

expression, guarantee democracy and plurality, and 

establish a legislative framework allowing the 

registration, operation and full participation of political 

parties, in line with international and regional human 

rights obligations and the Constitution of Swaziland, 

notably Article 24 thereof; 

SYRIA/ IRAQ 

Kidnapping of 

Bishops Yohanna 

Ibrahim and Paul 

Yazigi 

 

The Bishops Yohanna Ibrahim 

and Paul Yazigi were kidnapped 

by armed rebels in Aleppo 

Province, Syria, on 22 April 

2013. The case remains 

unresolved. 

 

In its Resolution, adopted on 12 March 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns ISIS/Daesh and its egregious 

human rights abuses that amount to crimes against 

humanity and war crimes according to the Rome 

Statute of the International Criminal Court (ICC), and 

which could be called genocide; is extremely 
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concerned at this terrorist group’s deliberate targeting 

of Christians, Yezidis, Turkmen, Shi’ites, Shabak, 

Sabeans, Kaka’e and Sunnis who do not agree with 

their interpretation of Islam, as part of its attempts to 

exterminate any religious minorities from the areas 

under its control; underlines that there must be no 

impunity for the perpetrators of these acts and that 

those responsible should be referred to the ICC; recalls, 

in this context, the unresolved kidnapping of Bishops 

Yohanna Ibrahim and Paul Yazigi by armed rebels in 

Aleppo Province, Syria, on 22 April 2013. 

A letter of concern was sent on 16 October 2015. 

SYRIA 

Mazen Darwish 

 

Mazen Darwish, a Syrian 

journalist and activist and 

president of the Syrian Centre for 

Media and Freedom of 

Expression, has been imprisoned 

since 2012, as have Hani Al-

Zaitani and Hussain Ghrer, for 

their work defending freedom of 

expression; whereas Mazen 

Darwish was reportedly 

subjected to severe torture and 

ill-treatment and on 6 May 2015 

was taken to an unknown 

location; whereas Mazen 

Darwish has been awarded the 

2015 UNESCO Press Freedom 

Prize, as well as other important 

international awards, such as the 

Preis der Lutherstädte – ‘Das 

unerschrockene Wort’ 2015, the 

Bruno-Kreisky-Preis für 

Verdienste um die 

Menschenrechte 2013, and the 

PEN-Pinter Prize 2014; whereas 

the continued imprisonment of 

Mazen Darwish, Hani Al-Zaitani 

and Hussain Ghrer is further 

evidence of the repressive nature 

of Bashar al-Assad’s regime in 

Syria 

 

 

 

In its Resolution, adopted on 11 June 2015, the 

European Parliament: 

- Calls on the Syrian authorities to immediately and 

unconditionally release and drop all charges against 

Mazen Darwish and all those detained, convicted 

and/or sentenced for peacefully exercising their right to 

freedom of expression and association, as well as all 

human rights defenders and political rights activists 

arbitrarily deprived of their liberty on the basis of their 

human rights activities. 

- Urges the Syrian authorities to disclose the fate and 

the whereabouts of the three men immediately, and to 

ensure that they are protected from torture and ill-

treatment, allowed immediate contact with their 

families and lawyers, and provided with any medical 

attention they may require. 

THAILAND 

Rohingya refugees 

 

 

 

 

 

 

In its Resolution, adopted on 21 May 2015, the 

European Parliament: 

- Expresses its deepest concern over the plight of 

Rohingya refugees and the humanitarian crisis taking 

place at the moment on the high seas and in the 
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Journalists Chutima 

‘Oi’ Sidasathian and 

Alan Morison 

territorial waters between Myanmar, Bangladesh, 

Thailand and Indonesia, and is shocked by the findings 

following the recent exhumation of dozens of bodies 

from mass gravesites near human trafficking camps in 

southern Thailand; extends its condolences to the 

families of the victims; 

- Calls on the Thai authorities to hold immediate, full 

and credible criminal investigations into the mass 

graves of Rohingya Muslims and, if necessary with UN 

assistance, to ensure that those responsible are brought 

to justice; 

 

In its Resolution, adopted on 8 October 2015, the 

European Parliament: 

- Welcomes the acquittal on 1 September 2015 by the 

Phuket Provincial Court of the journalists Chutima ‘Oi’ 

Sidasathian and Alan Morison; 

 

TURKEY 

Journalists and media 

executives, including 

Ekrem Dumanlı and 

Hidayet Karaca 

 

 

 

 

 

Frederike Geerdink 

and 

Mehmet Ülger 

 

Ekrem Dumanlı, editor-in-chief 

of the Zaman newspaper, and 

Hidayet Karaca, general manager 

of the Samanyolu broadcasting 

group were arrested by the 

Turkish police along with other 

journalists and media executives 

on 14 December 2014. 

On 6 January 2015 the Dutch 

correspondent Frederike 

Geerdink and Mehmet Ülger both 

Dutch journalists were arrested, 

interrogated at a police station 

and released later on. 

 

In its Resolution, adopted on 15 January 2015, the 

European Parliament: 

- Condemns the recent police raids and the detention of 

a number of journalists and media representatives in 

Turkey on 14 December 2014; stresses that these 

actions call into question respect for the rule of law and 

freedom of the media, which is a core principle of 

democracy; 

- Recalls that a free and pluralistic press is an essential 

component of any democracy, as are due process, 

presumption of innocence and judicial independence; 

stresses, therefore, the need, as regards this latest round 

of arrests, in all cases (i) to provide ample and 

transparent information on the allegations against the 

defendants, (ii) to grant the defendants full access to 

the incriminating evidence and full defence rights, and 

(iii) to ensure the proper handling of the cases to 

establish the veracity of the accusations without delay 

and beyond reasonable doubt; reminds the Turkish 

authorities that the utmost care must be taken when 

dealing with the media and journalists, as freedom of 

expression and freedom of the media remain central to 

the functioning of a democratic and open society; 

 

VENEZUELA 

Mayor Antonio 

Ledezma 

 

 

 

On 19 February 2015 Antonio 

Ledezma, twice democratically 

elected Mayor of the 

Metropolitan District of Caracas 

 

In its Resolution, adopted on 12 March 2015, the 

European Parliament: 

- Recalls its deep concern about the deteriorating 
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Kluivert Roa 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Leopoldo López 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Daniel Ceballos 

and one of the opposition leaders, 

was arbitrarily detained by 

heavily armed officers of the 

Bolivarian Intelligence Service 

(Sebin), who failed to produce an 

arrest warrant or any evidence of 

his having committed an offence; 

whereas following his detention 

Antonio Ledezma was charged 

with conspiracy and association 

to commit crimes – offences 

punishable by severe prison 

sentences in Venezuela – and 

imprisoned at the Ramo Verde 

military prison 

On 24 February 2015 the 14-

year-old student Kluivert Roa 

was shot dead during a 

demonstration about the scarcity 

of food and medicine in San 

Cristóbal, in Táchira State, 

becoming the first victim since 

the authorisation of the use of 

firearms to quell protests. 

Leopoldo López is the opposition 

leader who was arbitrarily 

detained on 18 February 2014 on 

charges of conspiracy, instigating 

violent demonstrations, arson and 

damage to property. Since his 

detention he has suffered 

physical and psychological 

torture and undergone solitary 

confinement. 

Daniel Ceballos and Vicencio 

Scarano are opposition mayors, 

and Salvatore Lucchese is a 

police officer. They have been 

arrested for failing to end protests 

and civil rebellion in their cities, 

and have been sentenced to 

several years in prison. In 

addition, Juan Carlos Caldera, 

Ismael García and Richard 

Mardo who are opposition 

congressmen are facing 

investigations and trial 

proceedings aimed at their 

suspension and disqualification 

from Congress. 

situation in Venezuela and condemns the use of 

violence against protesters; calls on the Venezuelan 

authorities to immediately release Antonio Ledezma, 

Leopoldo López, Daniel Ceballos and all peaceful 

protesters, students and opposition leaders arbitrarily 

detained for exercising their right to freedom of 

expression and their fundamental rights, in line with 

the demands made by several UN bodies and 

international organisations; calls on the Venezuelan 

authorities to withdraw the unfounded accusations 

against them; 

- Calls on the Venezuelan authorities to ensure that 

Antonio Ledezma, Leopoldo López, Daniel Ceballos 

and all other political prisoners are given any medical 

attention they may require, as well as immediate, 

private and regular access to their families and to 

lawyers of their choice; is deeply concerned about the 

deterioration in the condition of prisoners; 

- Calls on the Venezuelan Government to cease the 

political persecution and repression of the democratic 

opposition and the violations of freedom of expression 

and of demonstration, and urges an end to media 

censorship; reminds the authorities that opposition 

voices are imperative for a democratic society; 

- Condemns the shooting of Kluivert Roa and six other 

students, and expresses its condolences to their 

families; calls on the government to revoke the recently 

published resolution 8610, which allows security forces 

to use potentially lethal force, with a firearm or another 

potentially lethal weapon, to subdue civilian protests, 

overriding Article 68 of the Venezuelan Constitution; 

- Calls on the Venezuelan Government to comply with 

its own constitution and international obligations in 

respect of the independence of the judiciary, the right 

to freedom of expression, association and peaceful 

assembly, and political pluralism, which are 

cornerstones of democracy; calls on the Venezuelan 

Government to create an environment in which human 

rights defenders and independent non-governmental 

organisations can carry out their legitimate work in 

promoting human rights and democracy; stresses that, 

as a non-permanent member of the UN Security 

Council, the Venezuelan Government has a particular 

responsibility to comply with the rule of law and with 

international law; 

- Calls on the Venezuelan Government to ensure that 

accusations are investigated swiftly and impartially, 

with no margin of impunity and with full respect for 

the principle of presumption of innocence and for due 

legal process; recalls that respect for the principle of 

separation of powers is fundamental in a democracy 

and that the justice system cannot be used as a political 

weapon; calls on the Venezuelan authorities to ensure 
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the security of all citizens in the country, regardless of 

their political views and affiliations; 

ZIMBABWE 

Itai Dzamara, his wife 

Sheffra Dzamara, and 

his lawyer Kennedy 

Masiye 

 

On 9 March 2015 Itai Dzamara, a 

prominent Zimbabwean human 

rights activist, leader of the 

Occupy Africa Unity Square 

movement and dissident of 

President Mugabe, was 

reportedly abducted by five 

unidentified armed men in the 

suburbs of Harare. His 

whereabouts remain unknown 

and there is serious concern for 

his safety and the protection of 

his rights. 

In the months prior to his 

abduction, Mr Dzamara had led a 

number of peaceful protests 

against the deteriorating political 

and economic situation in 

Zimbabwe. Two days before, Mr 

Dzamara addressed a political 

rally organised by the opposition 

party Movement for Democratic 

Change – Tsvangirai (MDC-T), 

calling for mass protests against 

the worsening repression and 

economic situation in the 

country, petitioning President 

Mugabe to resign and calling for 

reforms to the electoral system. 

Until now the government has 

remained silent on Mr Dzamara’s 

disappearance, which has raised 

suspicion among the public that 

the state might be responsible; 

whereas the ruling party ZANU-

PF is denying his forced 

disappearance and denounces it 

as an act staged by opposition 

parties. 

A High Court judgment of 13 

March 2015 ordered the 

Zimbabwean authorities to mount 

a search for Mr Dzamara and 

report progress to the court every 

two weeks until his whereabouts 

are determined; whereas this 

High Court order has been 

ignored by the authorities 

responsible for acting upon it, 

 

In its Resolution, adopted on 21 May 2015, the 

European Parliament: 

- Strongly condemns the forced disappearance of 

human rights defender Itai Dzamara and calls for his 

immediate and unconditional release; 

- Urges the Government of Zimbabwe to take all 

necessary measures to find Mr Dzamara and bring all 

those responsible to justice; calls on the government to 

fully comply with the High Court order directing them 

to search for Mr Dzamara; 

- Calls on the Zimbabwean authorities to ensure the 

safety and security of his wife and family, and his 

colleagues and supporters; 

- Urges the Zimbabwean authorities to investigate 

allegations of excessive use of force and other human 

rights abuses by police and state officials, and to hold 

them to account; 

- Recalls the overall responsibility of the Zimbabwean 

Government for ensuring the safety of all its citizens; 

calls upon the authorities of Zimbabwe to implement 

the provisions of the Universal Declaration of Human 

Rights, the African Charter on Human and Peoples’ 

Rights and regional human rights instruments ratified 

by Zimbabwe; 

- Urges the Zimbabwean Government and President 

Mugabe to comply with their international obligations 

and the provisions of the international treaties that have 

been signed by Zimbabwe and that guarantee respect 

for the rule of law and the fulfilment of civil and 

political rights; 
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and the state authorities have yet 

to comply with this ruling. 

Mr Dzamara had been assaulted 

on several occasions by 

supporters of the ruling party 

ZANU-PF and uniformed police 

officers. In November 2014 

about 20 uniformed police 

handcuffed and beat Mr Dzamara 

to unconsciousness, also 

assaulting his lawyer, Kennedy 

Masiye. 
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ANLAGE II 

 

LIST OF RESOLUTIONS 

 

 

List of resolutions adopted by the European Parliament during the year 2015 and relating 

directly or indirectly to human rights violations in the world 

 

Country 
Date of adoption 

in plenary 
Title 

Africa 

Algeria 30.04.2015 
Imprisonment of human and workers' rights activists 

in Algeria 

Angola 10.09.2015 Angola 

Burundi 12.02.2015 Burundi, the case of Bob Rugurika 

Burundi 17.12.2015 Situation in Burundi 

Central African Republic 08.10.2015 Central African Republic 

DRC 09.07.2015 

The Democratic Republic of Congo (DRC), in 

particular the case of two detained human rights 

activists Yves Makwambala and Fred Bauma 

Egypt 17.12.2015 Ibrahim Halawa potentially facing the death penalty 

Nigeria 30.04.2015 Situation in Nigeria  

Nigeria  08.10.2015 
The mass displacement of children in Nigeria as a 

result of Boko Haram attacks 

South Sudan  12.03.2015 South Sudan, including recent child abductions 

Sudan 09.07.2015 Situation of two Christian pastors in Sudan 

Swaziland 21.05.2015 
The case of Thulani Maseko and Bheki Makhubu in 

Swaziland 

Tanzania 12.03.2015 Tanzania, notably the issue of land grabbing 

Zimbabwe 21.05.2015 The case of Itai Dzarana in Zimbabwe 

Americas 

Paraguay 11.06.2015 
Paraguay: the legal aspects related to the child 

pregnancy 

USA 11.02.2015 US Senate report on the use of torture by the CIA 

Venezuela 12.03.2015 Situation in Venezuela  

Asia 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0188+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0188+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0315+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0036+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0474+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0342+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0278+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0278+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0278+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0463+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0185+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0344+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0344+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0072+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0280+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0212+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0212+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0073+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0210+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0230+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0230+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0031+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0080+0+DOC+PDF+V0//EN
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Afghanistan 26.11.2015 Afghanistan, in particular the killings in Zabul 

Bangladesh  26.11.2015 Freedom of expression in Bangladesh 

Cambodia 09.07.2015 Cambodia's draft laws on NGOs and trade unions 

Cambodia 26.11.2015 Cambodia 

China 16.12.2015 EU-China relations 

Kyrgyzstan  15.01.2015 Kyrgyzstan: homosexual propaganda bill 

Malaysia 17.12.2015 Malaysia 

Maldives 17.12.2015 Situation in the Maldives 

Nepal 11.06.2015 Situation in Nepal following the earthquakes 

Pakistan 15.01.2015 
Pakistan, in particular the situation following the 

Peshawar school attack 

Thailand 21.05.2015 
The plight of Rohingya refugees and the mass graves 

in Thailand 

Thailand  08.10.2015 Situation in Thailand 

Europe 

Azerbaijan 10.09.2015 Azerbaijan 

Belarus 10.09.2015 Situation in Belarus 

Bosnia 09.07.2015 Srebrenica Commemoration 

Cyprus 12.02.2015 
Mass graves of missing persons in Ornithi village, in 

the occupied part of Cyprus 

Russia 15.01.2015 Russia, in particular the case of Alexei Navalny  

Russia 12.03.2015 
Murder of the Russian opposition leader Boris 

Nemtsov and the state of democracy in Russia 

Russia/Ukraine 30.04.2015 The case of Nadiya Savchenko 

Russia 10.09.2015 
Russia – in particular the case of Eston Kohver, Oleg 

Santsov, and Alexander Kolchenko 

Turkey 15.01.2015 

Freedom of expression in Turkey: Recent arrests of 

journalists, media executives and systematic pressure 

against media 

Turkey 15.04.2015 Armenian genocide 100th anniversary 

Middle East 

Bahrain 09.07.2015 Bahrain, in particular the case of Nabeel Rajab 

Saudi-Arabia 12.02.2015 Saudi Arabia, the case of Raif Badawi 

Saudi-Arabia 08.10.2015 Saudi Arabia: The case of Ali Mohammed al-Nimr 

Syria/Iraq 12.02.2015 
Humanitarian crisis in Iraq and Syria, in particular in 

the IS context 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0412+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0414+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0277+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0413+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0458+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0008+0+DOC+PDF+V0//EN
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//NONSGML+TA+P8-TA-2015-0465+0+DOC+PDF+V0//EN
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